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Vorbemerkung

Die vorliegende Universitätsarbeit ist eine Art Experiment. Es kann keine rundum perfekte 
Analyse sein. Das Ziel war zu klären, wieviel an substantiellen Aussagen läßt sich über die 
Landespolitik, konkret im Bereich Umweltpolitik in Mecklenburg-Vorpommern in Erfah-
rung bringen? Ausgangspunkt war die Frage von Umweltminister Wolfgang Mehtling bei 
einer Veranstaltung, ob es nicht denkbar wäre, eine universitäre Arbeit zu Mecklenburg-
Vorpommern zu schreiben, noch sehr unspezifisch. Hinzu kamen Indizien, unter anderem 
knappe Hinweise von Michael Succow in Artikeln, daß unter Rot-Rot in Mecklenburg-Vor-
pommern einiges Vernünftige in der Umweltpolitik geschehen sei. Es wäre uninteressant 
gewesen, eine solche Arbeit zu schreiben, wenn von vornherein absehbar gewesen wäre, 
die Ergebnisse sind mäßig. Zudem wurde ein Universitätskurs in der Politikwissenschaft 
der FU Berlin angeboten, in dem sich das Thema unterbringen ließ. Aus dieser Konstella-
tion heraus ist die vorliegende Arbeit entstanden. Es gibt zwei Fassungen. Die Universitäts-
fassung ist kürzer, hier sind einige Aspekte enthalten geblieben, die mir wichtig waren mit-
zubenennen, auch wenn sie nicht ganz konform gehen mit den Idealformen politikwissen-
schaftlicher Betrachtung. Die Arbeit hat die politischen Entwicklungen bis zum März 2003 
verfolgt. Danach sammelte ich noch bis Juli 2003 systematisch Material, in der Absicht, die 
Arbeit noch weiter zu vervollständigen, aber auch einige inhaltliche Lücken zu schließen. 
Danach mußte ich dies abbrechen, weil einfach die Zeitressourcen nicht mehr zur Verfü-
gung standen. Ein paar Aspekte seien hier in der Vorbemerkung noch erwähnt, die in die 
Arbeit keinen Eingang mehr fanden. 
Positiv zu vermerken ist das Engagement des Umweltministers gegen die Inbetriebnahme 
des Bombodroms in der Kyritz-Ruppiner-Heide. Unter Umweltgesichtspunkten für Meck-
lenburg-Vorpommern würde besonders der Müritz-Nationalpark von den Flugbewegun-
gen der Bomber beeinträchtigt werden. Dort nisten viele seltene Vögel, wie zum Beispiel 
der Seeadler. Die Kraniche benutzen dieses Gebiet als Rastplatz, andere seltene Tier sind 
zu finden. Mecklenburg-Vorpommern erwägt auch rechtliche Schritte in Betracht zu ziehen 
gegen das Bombodrom.1 Im Gegensatz zum Land Brandenburg, auf dessen Gebiet das 
Gelände liegt, versucht Mecklenburg-Vorpommern intensiv die Nutzung als Bombenab-
wurfplatz zu verhindern. 
Wünschenswert wäre im übrigen, wenn das Engagement gegen das völlig unsichere End-
lager in Gorleben ähnlich demonstrativ betrieben würde. Es liegt direkt an der Landes-
grenze, und Kontaminationen würden auch das Nachbarland betreffen. Deckschichten, die 
eigentlich die Radioaktivität für mindestens 1 Million Jahre abhalten sollten, sind teils nicht 
vorhanden, überdies existieren wasserführende  Schichten, die vom Endlager bis an die 
Oberfläche führen. Da kann man sich als Umweltminister eigentlich nicht leisten in einem 
Interview zu sagen, man weiß da nicht Bescheid. Es würde sich hier empfehlen zu verdeut-
lichen, welche Sicherheitsprobleme gesehen werden und auch zu überprüfen, ob rechtliche 
Schritte in diesem Kontext gegangen werden können. 
Die Aussagen zu den FFH-Gebieten in der vorliegenden Arbeit sind viel zu positiv geraten. 
So wurde 1999 laut Schweriner Zeitung nur 4,7 Prozent der Landesfläche nach Brüssel 
gemeldet, der bundesdeutsche Durchschnitt liegt bei neun Prozent. Das Land gehört zu 
den Schlußlichtern und nicht zu den Vorreitern, wie es noch im vorliegenden Text steht. 
Brüssel beklagte Defizite bei 38 Lebensraumtypen und 22 Arten, die unzureichend aus-
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gewiesen worden seien. Bremse ist hier jedoch weniger das Umweltministerium.2 Gleich-
wohl räumte Methling in einer Presseerklärung ein, zu viele Zugeständnisse bei den FFH-
Meldungen in der ersten Legislaturperiode gemacht zu haben.
Mit Öffentlichkeitsbeteiligung, sie ist nicht zwingend vorgeschrieben, sind die notwendigen 
Korrekturen im Laufe des Jahres 2003 begonnen worden. Die Vorschläge des Ministeriums 
sehen Neumeldungen von fast 239.000 Hektar vor, darunter 130.000 Hektar Landfläche. 
Zusammen mit den früheren Meldungen von 1998 und 1999 ergibt das zusammen 420.000 
Hektar.3 Die angedrohten finanziellen EU-Sanktionen scheinen nachdrückliche Wirkung 
auf die Regierung zu haben, gleichwohl es viel Widerstand aus der Wirtschaft und der 
Gesellschaft gegen die Nachmeldungen gibt.
Ich erhielt im Frühjahr 2003 Hinweise darauf, daß es beim Wirtschafts- und Arbeitsmini-
sterium sogenannte schwarze Listen gäbe, für Gebiete, die aus wirtschaftlichen Gründen 
nicht ausgewiesen werden sollen, obwohl FFH-Meldungen angezeigt wären. Jedoch dafür 
belastbare Belege zu finden, ist sehr schwierig. Allerdings sind die unterschiedlichen Dar-
stellungen, wie ich sie im Text der Arbeit belassen habe, ein wichtiger Hinweis darauf, 
daß es sie geben könnte. Überdies dürfte es in diesem Punkt Erklärungsbedarf für das 
Umweltministerium geben, warum die eigenen Darstellungen in der Vergangenheit zu 
FFH-Gebietsmeldungen derart geschönt waren. Die Diskrepanz zwischen den obigen 
Daten und den im FFH-Abschnitt der Arbeit aufgezeigten Daten macht das sehr offenkun-
dig. Deshalb habe ich das auch so belassen, damit sich der Leser da selbst ein Bild machen 
kann. Die Quellen sind jeweils angegeben.
Hervorzuheben ist auch die Förderung der Region Lübow-Krassow. Dort wollen sich acht 
Dorfgemeinden mit knapp 9500 Einwohnern zu 100 Prozent regenerativ mit Energie ver-
sorgen. Die Region umfaßt 15.000 Hektar. Der Energiemix soll auf Windenergie, Pho-
tovoltaik, Solarthermie und Biomassennutzung basieren.4 Derzeit liegt der Energiebedarf 
der Region bei 84.000 Megawattstunden. Wenn alle Projekte realisiert werden können, so 
würden bis zu 1 Million Megawattstunden jährlich erzeugt werden. Das Umweltministe-
rium hofft, daß die Erfahrungen in der Region auch zu weiteren Initiativen führen im Bun-
desland, die Region gewissermaßen als Modell zur Verfügung steht. 
Für das Solarzentrum Wietow wurden bereits 95.000 Euro in 2002 über das Umweltmini-
sterium bzw. den Zukunftsfond vergeben. 2,7 Millionen Euro Fördermittel flossen insge-
samt bereits in die Sanierung und den Ausbau des Gutshauses. Weitere Fördermittel sind 
beantragt für den Bau eines solaren Gewerbezentrums. Das Solarzentrum wird von der 
Solarinitiative Mecklenburg-Vorpommern und der Gemeinde Lübow getragen. Im Solar-
zentrum soll Ausbildung und Qualifikation sowie Information und Beratung für die rege-
nerative Energienutzung vorgenommen werden. Auch angewandte solare Forschung und 
Entwicklung ist angedacht.5 
Angemerkt sei noch, daß die Umweltallianz mit der Landwirtschaft aufgelöst wurde. Wenig 
erbaulich war das Verhalten des Landwirtschaftsministeriums in Bezug auf die Legehen-
nenverordnung. Hier war das Land daran beteiligt auf Bundesebene bereits beschlossene 
Standards auszuhöhlen. Genauer gewußt für die Arbeit hätte ich ganz gerne, wie hoch 
der Eigenanteil des Landes an Leistungen zu veranschlagen ist für die gute Entwicklung 
im Bereich Windenergie. Wieviel ist durch die Bundespolitik verantwortet, und was wurde 
durch optimale Bedingungen für den Aufbau der Anlagen im Land befördert. Wie wurde 
Windkraft und Naturschutz gegeneinander abgewogen? Nur an wenigen Punkten kann 
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man Indizien bekommen. Schwierig ist es zum Beispiel, die Daten zum Waldsterben mit 
politischen Maßnahmen zu korrelieren. 1998, 2002 und 2003 waren sehr trockene Jahre, 
was zu vermehrtem Absterben von Bäumen beitrug. Wie weit kann man überhaupt Aus-
sagen machen, über die Neuanlage von Waldflächen hinaus, was in diesem Handlungsfeld 
geschieht, trotz klarer Gesamtzahlen bei den Schäden? Soweit ein paar zusätzliche Punkte, 
die mir ergänzend aufgefallen waren.
Die Einleitung der Arbeit entstand nur auf Wunsch der Dozenten. Ich hätte das gänzlich 
eingespart, soweit sich aus den Koalitionsverträgen und Programmen nicht Differenzen 
zur realen Politik aufzeigen lassen. Da aber bei der Auswertung der Wahlprogramme und 
Koalitionsvereinbarungen politische Zielvorstellungen hervortreten, die sonst nicht im 
Text vorkommen, ließ ich den Abschnitt stehen. Überdies sind dort zwischendrin auch ein 
paar Mängel und Eigenheiten von mir charakterisiert. Für mich waren die realen umwelt-
politischen Verbesserungen oder Verschlechterungen der entscheidende Zugang. Natürlich 
ist die Datenlage oft nur unbefriedigend gegeben. Die Vielfalt an Einzelaspekten, die dabei 
berücksichtigt werden müssen bzw. mit einbezogen werden können, erschwert überdies die 
Bewertungen. Es wird hier versucht, mehr die zahlreichen Faktoren einzublenden, statt auf 
einige wenige Indikatoren den Blick zu beschränken.       
Um Aspekte intensiver zu diskutieren, wie institutionelle Restriktionen, Machtaspekte und 
fehlende Kapazitäten in der Politikumsetzung, wäre ein viel besserer Einblick in die jewei-
ligen Institutionen notwendig gewesen. Das war hier nicht zu leisten mit den zur Verfügung 
stehenden Ressourcen. Vermutlich wäre es auch hilfreich gewesen, systematischer bei den 
einzelnen umweltpolitischen Maßnahmen, soweit das vom Gegenstand her möglich ist, 
den Stand in anderen Bundesländern zur Verfügung zu haben, um so besser vergleichen zu 
können, in welchem Bereich sich das Land bewegt. Bei allen Unzulänglichkeiten, die der 
Arbeit auch anhängen mögen, gibt sie aber doch sehr viele Hinweise darauf, welche Ergeb-
nisse und Handlungsweisen in der Umweltpolitik in Mecklenburg-Vorpommern real auf-
zufinden sind. Diese auf die Fakten hin orientierte Darstellungsweise kommt mir zum Bei-
spiel bei den beiden RLS-Studien zur Gesamtpolitik in Mecklenburg-Vorpommern unter 
Rot-Rot viel zu kurz.6 Sehr hilfreich war auch ein dreistündiges Gespräch mit dem Umwelt-
minister Wolfgang Methling, dem an dieser Stelle noch mal dafür gedankt sei. 
Im Grunde genommen wäre es spannend, 2005 noch mal 3-4 Monate sich an die Materi-
alien heranzusetzen und zu versuchen, die Bilanz weiterzuentwickeln, wie die Umweltpo-
litik sich über zwei Legislaturperioden entwickelt hat. Vor allen Dingen, wenn man noch 
effektiver Quellen und Daten erschließen könnte und manche Schwachstellen sich her-
ausnehmen ließen, wäre das eine interessante Dokumentation. Allein die Ressourcen dafür 
dürften kaum vorhanden sein.  
Im Abschlußkapitel habe ich mich auch bemüht, die Grenzen einer solchen Materialauf-
bereitung aufzuzeigen. Unsere ganzen politischen Systeme sind längst auf einer schiefen 
Ebene angelegt und werden in der heutigen Form nicht dauerhaft aufrecht zu erhalten sein. 
Ich denke, man muß auch die großen politischen Verwerfungen und Umbrüche immer 
wieder in den Blick nehmen und darf nicht alles aus der beschränkten politischen Mikroe-
bene heraus betrachten. Datenzahlen wie 1933 oder 1989 weisen für die deutschen Verhält-
nisse auf gravierende Einschnitte hin. Gerade die Tatsache, daß wir die gesamten Ökosy-
steme weit über ihre Regenerierungsfähigkeit hinaus mit unserer Wirtschaftsweise zerstö-
ren, wird im 21.Jahrhundert zu schwersten politischen Erschütterungen führen. Dies kann 
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selbst die beste Landesumweltpolitik in den heutigen Konventionen nicht kaschieren. 
Gewiß hat es seine unbedingte Berechtigung, daß man zum Beispiel durch politische Vor-
sorge versucht, Ölunfälle in der Ostsee zu verhindern etc.. Aber selbst der optimalste 
Naturschutz ist machtlos, wenn klimabedingte Versteppungsprozesse ihr Werk beginnen 
werden. Insofern hat es schon seine zwingende Berechtigung, wenn Carl Amery davon 
spricht, wer sich mit Öko-Ablaßkrämerei, mit reiner Reparaturtechnologie beschäftigt oder 
mit einem Schrebergärtlein „Politikfeld Umwelt“, der hat die notwendigen Kursänderun-
gen für unsere Gesellschaften nicht verstanden.7 Eine umfassende Schrumpfung der indu-
striellen Infrastruktur wird ebenso notwendig sein wie eine solare Energie- und Stoffbasis. 
Und dies nicht irgendwann in einem halben Jahrhundert, sondern in kürzest möglicher 
Frist. Auch unmittelbar halbierte Klimagasemissionen würden das Problem nur hinauszö-
gern und nicht etwa beseitigen. 
Notwendig ist auch der Übergang in eine Rechts- und Gesellschaftsverfassung, die von 
der Wachstumsdynamik abgekoppelt ist. Solche Fragestellungen lassen sich natürlich kaum 
in Argumentationsstränge für eine mikropolitische Bewertung, wie sie in der Arbeit vor-
genommen wurde, hineinverlegen. Andererseits muß es möglich sein zu bewerten, wie 
die Umweltpolitik in einem Bundesland oder einem Gesamtstaat eingeschätzt werden 
kann. Vergleiche zwischen den Umweltpolitiken von Ländern sind hilfreich, man kann 
günstige und ungünstige Instrumente, Politiklagen etc. herausfiltern. Aber man muß sich 
der Beschränktheit dieses Modus in aller Schärfe bewußt sein. Etwa in dem „Lern- und 
Arbeitsbuch Umweltpolitik“ von Martin Jänicke u.a. sind sicher viele Aspekte verzeichnet, 
die bei Analyse von Umweltpolitik hilfreich sein können. Absolut inakzeptabel ist es aber, 
wenn man die Beschränktheit dieses Horizonts, nicht versucht in die Analyse einzuarbeiten. 
Noch gibt es dafür kaum geeignete Vorgehensweisen, sie sind vielleicht auch nur bedingt 
entwickelbar, weil hier verschiedene Weltsichten aufeinanderprallen, die nur partiell mitein-
ander zu vereinbaren sind. Klar ist nur: Wer zu spät kommt, den bestraft die Klimakatastro-
phe. 
Die heutige Politikpraxis innerhalb einer plutokratischen Herrschaftsstruktur ist nicht im 
mindesten geeignet, den künftigen Generationen mehr als einen gesellschaftlichen Scher-
benhaufen zu hinterlassen. Daran könnte zunächst auch der intelligenteste und voraus-
schauendste Politiker innerhalb der gegebenen Strukturen wenig ändern. Freilich ließe sich 
damit beginnen, deutlich zu sagen, was alles nicht mehr zureicht. 

***

I. Einleitung

Leitfrage dieser Arbeit ist, ob es durch die SPD-PDS Koalition seit 1998 in Mecklenburg-
Vorpommern zu einer Verbesserung der Umweltpolitik im Lande gekommen ist. Weiterhin 
wird gefragt, kann von einem Politikwechsel in diesem Sektor gesprochen werden, und auf 
welche Art läßt sich die Qualität der Umweltpolitik in Mecklenburg-Vorpommern beschrei-
ben. Es wird der Stand der politischen Aktivitäten analysiert und daraus folgend eine Bilanz 
gezogen. Die Arbeit setzt sich aus vielen einzelnen umweltpolitischen Bausteinen zusam-
men, anhand derer aufgezeigt werden kann, wo ein Wandel stattgefunden hat oder wo dies 
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nicht der Fall ist, Negativpunkte auffallen bzw. ein hohes Qualitätsniveau bereits vorhanden 
war. Zu betrachten ist, wie an der Überwindung von Defiziten gearbeitet wird. Worin liegen 
die Hindernisse? Welche Möglichkeiten sehen zum Beispiel die Umweltverbände bei der 
Verbesserung von Umweltsituationen im Bundesland? 
Angesichts der Vielfalt an Aufgaben im Umweltbereich war es erforderlich, eine Auswahl 
an zu betrachtenden Aspekten vorzunehmen. Diese orientiert sich einerseits an der Rele-
vanz für die in der Arbeit aufgeworfene Fragestellung, andererseits war zu berücksich-
tigen, inwieweit belastbare Aussagen getätigt werden konnten anhand des vorliegenden 
Faktenmaterials.
Einbezogen werden institutionelle Veränderungen in der Regierungspraxis. Naturgemäß 
liegt der Hauptfokus auf den Maßnahmen des Umweltministeriums und seinen nachgeord-
neten Behörden. Mit betrachtet werden jedoch insbesondere auch Aktivitäten des Land-
wirtschaftsministeriums, des Ministeriums für Bau und Arbeit und des Wirtschaftsministe-
riums, soweit umweltpolitische Aspekte von dort beeinflußt werden. Neben zahlreichen 
schriftlichen Quellen stützt sich die Arbeit auch auf eine Reihe von Gesprächen und Tele-
fonaten, darunter ein dreistündiges Gespräch mit Umweltminister Wolfgang Methling. 
Die Bewertung der umweltpolitischen Ergebnisse wird hier zunächst im Rahmen dessen 
vorgenommen, was der gegenwärtige Politikbetrieb und die Gesellschaftsverfassung an 
Spielraum zuläßt oder zulassen könnte. Orientierungspunkte sind fachpolitische Aussagen 
in erster Linie, wobei unter anderem Forderungen von Umweltverbänden und –initiativen 
mit zu berücksichtigen sind. Umwelterfordernisse werden als eigenständige Größen ana-
lysiert und nicht als zusätzliche Anforderung wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Fort-
schritts, als davon abhängiger Faktor. 
Zwischen den heute in der Landespolitik umsetzbaren umweltpolitischen Maßnahmen und 
den Erfordernissen einer globalen Ökologie, um zum Beispiel das globale Klima in den 
jetzigen Abläufen zu halten, liegen zu großen Teilen fast unüberbrückbare Welten. Die 
im Kyoto-Protokoll jetzt noch vorgesehenen geringen Reduktionen von Treibhausgasen 
können nicht darüber hinwegtäuschen, es gibt eine Vielzahl von Fakten und Indizien, die 
einen drastisch konsequenteren Pfad in dieser Frage für angemessen erscheinen lassen. 
Schon 1990 stellte die Enquete-Kommission „Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre“ 
des deutschen Bundestages fest, für die Stabilisierung der damaligen Kohlendioxidkonzen-
tration in der oberen Atmosphäre wäre eine sofortige Reduktion der globalen CO2-Emis-
sionen, um 50 bis 80 Prozent nötig.8 Das Bundesumweltministerium räumt derzeit bereits 
ein, der Klimawandel ist nicht mehr zu verhindern, eine globale Temperaturerhöhung um 
mindestens 1,5 Grad nicht mehr abwendbar.9 Bereits eine solche Entwicklung könnte völlig 
unkalkulierbare nichtlineare Folgereaktionen für die Klimaabläufe auslösen.
Die Widersprüche zwischen den derzeitigen politischen Möglichkeiten und den langfri-
stigen Notwendigkeiten von Umweltpolitik werden unter dem Abschnitt „Ökologische 
Grundsatzfragen“ am Schluß noch einmal thematisiert. Alle Aussagen in dieser Ausar-
beitung stehen also unter dem Vorbehalt, sie reichen nicht aus, um eine zukunftsfähige 
Lebensweise zu etablieren, auch wenn sie in der Logik ihrer Wirkungsrichtung als Verbes-
serung der Umweltsituation gewertet werden können, jedoch auch dies nicht immer in allen 
Aspekten.
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II. Die Koalitionsverträge und Wahlprogramme von 1998 sowie 2002 und die 
Regierungsbilanz und Regierungserklärung

In diesem Abschnitt geht es zunächst darum, die Absichten der rot-roten Landesregierung 
für den Bereich Umweltpolitik aufzuzeigen im Kontext ihrer eigenen schriftlich fixierten 
Zielsetzungen. Gerade für die zweite Legislaturperiode bis 2006 weisen einzelne Aussagen 
auch auf selbstgestellte Aufgaben hin, die ohne Betrachtung der Koalitionsvereinbarung 
und der Wahlprogramme nicht ins Blickfeld kämen, weil sie aufgrund der kurzen zeitlichen 
Spanne noch nicht realisiert sein können. Papier allerdings ist geduldig, und man muß am 
Ende zum Maßstab nehmen, was unter Rot-Rot wirklich umgesetzt worden ist. Allerdings 
gehören in den Wahlprogrammen und Koalitionsverträgen getätigte Aussagen zu den Kri-
terien, an denen man zu einem gewissen Teil Anspruch und Wirklichkeit der Politik messen 
kann. 
In der Koalitionsvereinbarung von 1998 für die Regierungsarbeit in Mecklenburg-Vorpom-
mern wird im Umweltabschnitt bereits in der Überschrift darauf verwiesen, man will den 
ökologischen Umbau vorantreiben.10 Auffällig ist, der Abschnitt führt eine Vielzahl von 
Einzelmaßnahmen auf, ohne daß eine Konzeption von Umweltpolitik erkennbar würde, 
die sich durch alle Bereiche der Regierungsarbeit zieht. Nur erste Ansätze dafür sind vor-
handen. In der Koalitionsvereinbarung von 2002 ist ein solches Herangehen weitaus stärker 
festzustellen. Umweltaussagen tauchen 1998 außerhalb des Umweltabschnittes fast nicht 
auf. 
1998 fixierte man eine Verstärkung der Umweltbildung in Schulen und der breiten Öffent-
lichkeit. Dies sei eine wesentliche Grundlage für einen Kurswechsel zu einer nachhaltigen, 
umweltverträglichen Entwicklung. Umweltprojekte werden laut Koalitionsvertrag mit einer 
verstärkten finanziellen Unterstützung rechnen können. Die Stellen für das Freiwillige öko-
logische Jahr will man auf 120 erhöhen. Flächen in Nationalparken und Naturschutzge-
bieten sollen nicht an Privateigentümer verkauft werden. Bei der Novellierung des Natur-
schutzgesetzes will man das Verbandsklagerecht einführen. Für Konflikte zwischen Nut-
zungsansprüchen und Naturschutz beabsichtigt man regionale „runde Tische“ einzurich-
ten. Entschieden richtet man sich dagegen, das Gelände des ehemaligen Atomkraftwerkes 
Greifswald für ein eventuell später zu errichtendes neues Atomkraftwerk offenzuhalten. 
Auch will man im Zwischenlager ausschließlich den Atommüll aus Rheinsberg und Greifs-
wald zwischenlagern. In der Abfallwirtschaft beabsichtigt man, den Müll in erster Linie zu 
vermeiden - dort wo dies möglich ist, den anfallenden Müll dann zu verwerten und erst zum 
Schluß den Rest zu beseitigen. Die thermische Abfallbehandlung soll von der Förderung 
ausgeschlossen werden. Bei der Abwasserbehandlung sieht man vor, dezentrale Systeme 
mit besseren Förderbedingungen zu unterstützen. Das Moorschutzprogramm soll weiter-
geführt werden. Dies sind zentrale Punkte des Koalitionsvertrages zum Thema Umwelt 
von 1998. Im Schlußteil der Arbeit sind sie noch mal im Wortlaut ausgeführt. Dazu ist 
aufgelistet, ob die selbstgestellten Aufgaben bis zum Abschluß der Legislaturperiode erfüllt 
worden sind oder nicht. 
Kommen wir zu den Wahlprogrammen von SPD und PDS11 und insbesondere den 
Themen, die sich nicht im Koalitionsvertrag wiederfinden bzw. hier noch nicht erwähnt 
wurden oder die Problemstellungen aufwerfen. Die SPD setzt sich zum Beispiel für eine 
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umweltverträgliche Raumordnung und Landschaftsplanung ein. Die Bodenversiegelung soll 
minimiert werden. Bei der Entwicklung eines Energiekonzeptes will sie ein Höchstmaß an 
Transparenz und Öffentlichkeitsbeteiligung erreichen, wobei die Förderung von Windener-
gie, Geothermie, Energie aus Biomasse und Wasserkraft ihr wichtig ist, ebenso wie die kon-
sequente Nutzung aller Energiesparreserven. Die Fehler der CDU in der Abwasserentsor-
gungsstruktur aus der ersten Legislaturperiode gedenkt man zu korrigieren. Umweltstraf-
taten dürfen nicht länger als Kavaliersdelikte gehandhabt werden. Die SPD engagiert sich 
sich für den Tierschutz. Den Waldanteil im Land beabsichtigt man  von 21 Prozent lang-
fristig auf 30 Prozent zu erhöhen und die Bedeutung des einheimischen und nachhaltigen 
Rohstoffs Holz zu stärken. Überfischung in der Ostsee soll vermieden werden. Nicht zulas-
sen will die SPD unkontrollierten Raubbau bei Kies und Kiessand. Daß man eine regio-
nalverträgliche und bedarfgerechte Förderung wollte, scheint man im SPD-Wirtschaftsmi-
nisterium inzwischen jedoch vergessen zu haben.  
Die PDS setzt sich für eine ökologisch orientierte Vollbeschäftigung ein. Marktregulierung 
und Verfügung über kapitalistisches Eigentum soll dort, wo es das Gemeinwohl und die 
Zukunftsfähigkeit gefährdet, beschränkt werden. Mit Sozial- und Umweltverpflichtungen 
beabsichtigt man dies lenken. Betriebe will man bei der Umstellung auf eine ökologische 
Wirtschaftsweise unterstützen. Entgegen konservativer Politik, die sich zu „nachhaltiger 
Entwickung“ zwar bekennen würde, aber sehr zögerlich in der Umsetzung sei, will die PDS 
dieses Leitbild in der Politik auch durchsetzen. Die PDS zeichnete in ihrem 1998er Wahl-
programm sehr viele Inhalte auf, die sich sehr weitgehend Punkt für Punkt im Koalitions-
vertrag wiederfinden. Dem Wortlaut nach scheint hier die PDS deutlich mehr eingebracht 
zu haben als die SPD. 
Beide Parteien setzten sich für eine umfassende ökologische Steuerreform im Bund ein, 
wollen diesen Weg unterstützen, um Ressourcen zu schonen, Transportaufkommen zu 
reduzieren etc.. Sozialverträglich soll die Reform sein. Gemeinsam lehnten die Parteien 
in Wahlprogramm und Koalitionsvereinbarung den Transrapid von Berlin nach Hamburg 
ab und haben daran mitgewirkt, daß er aufgegeben wurde. Die PDS sprach sich überdies 
gegen den Bau von Autobahnen und Großflughäfen aus. Insbesondere den Verzicht auf 
den Bau der A 20 konnte sie gegen die SPD nicht durchsetzen. Diese hatte in ihrem Pro-
gramm außerdem an dem vierspurigen Ausbau der B 96 von Berlin nach Neubranden-
burg festgehalten und am Bau der A 241. Die PDS betonte überdies die Verbesserung des 
öffentlichen Personennahverkehrs, flächendeckend und sozial gestaltet. Das sah die SPD 
ähnlich.
Vorweg sei darauf hingewiesen, es gibt aufschlußreiche Entwicklungen, wenn man die 
Wahlprogramme 2002 beider Parteien in die Betrachtung einbezieht. Da kann man fest-
stellen, die SPD versucht sich bei den Aussagen zu qualifizieren und verbessert ihr inhaltli-
ches Umweltprofil. Es ist kein Quantensprung, aber deutlich ablesbar. Im Programm der 
PDS von 1998 sind im Verhältnis zum Textumfang recht viele substantielle Umweltaussa-
gen getroffen worden, qualitativ eher noch leicht besser als bei der SPD, obwohl der PDS-
Programmtext insgesamt mit weitem Abstand kürzer ist. Die Gewichtung, die die PDS 
vornimmt, entspricht etwa auch den Resultaten, die sich dann hinterher in der praktischen 
Politik abzeichneten. Sehr auffällig ist jedoch, daß von der PDS 2002 weniger Profil vorge-
legt wird, wobei die Aussagen, die getätigt werden, keinen qualitativen Abfall bedeuten. Wir 
kommen darauf zurück. 
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Da die Landesregierung eine Bilanz ihrer Regierungstätigkeit für die Wahlperiode 1998-2002 
vorgelegt hat, läßt sich hier anführen, welche umgesetzten Maßnahmen das Umweltmini-
sterium für hervorhebenswert hält.12 Die meisten Vorhaben sind im einzelnen ausführlicher 
in den folgenden Kapiteln aufgeführt mit Auswirkungen und Schwachpunkten. Deshalb 
werden hier nur einige wichtige Maßnahmen per Titel vorgestellt. So wurden eine Lan-
desAgendaTransferStelle und sechs regionale Büros eingerichtet,  der Naturpark Usedom 
als fünfter Naturpark des Landes festgesetzt und das Landesnaturschutzgesetz novelliert. 
Das Moorschutzkonzept verabschiedete man im Kabinett. Beschlossen wurde im Jahr 2000 
ein Vermögensergänzungsgesetz, um den Ausverkauf in Schutzgebieten zu beenden. In 
Nationalparken übernimmt das Land selbst die Flächen, in Naturschutzgebieten wird es 
an geeignete Stiftungen und Verbände übertragen. Eingerichtet wurde das Landschafts-
informationssystem Mecklenburg-Vorpommerns LINFOS. Es enthält ausgewertete und 
komprimierte Daten sowie Fachwissen, die für die Landschaftsplanung eine Hilfestellung 
bieten. Der Anteil erneuerbarer Energie im Land konnte  überdurchschnittlich gesteigert 
werden. Die Ausgaben für Maßnahmen zur Senkung des Ausstoßes klimarelevanter Gase 
sind erhöht worden. Ein Solarzentrum und ein Wasserstofftechnologiezentrum konnten 
eingerichtet werden, Photovoltaikanlagen für Kirchdächer wurden gefördert, Anschau-
ungsprojekte für Klima- und Ressourcenschutz in Schulen. Hohe Ausgaben verursachte die 
Umsetzung des Generalplanes Küstenschutz, also z.B. Strandaufspülungen und die Dünen-
verstärkung. Ein Programm zur Seensanierung erarbeitete man. Soweit nur eine Auswahl 
von Aspekten der Maßnahmen des Umweltministeriums, vorgestellt in der Bilanz der Lan-
desregierung von Mecklenburg-Vorpommern.
Die in der neuen Legislaturperiode vor der rot-roten Koalition stehenden Aufgaben 
beschrieb der Ministerpräsident Harald Ringstorff in der Regierungserklärung am 11. 
Dezember 2002.13 Darin umreißt er die Umweltakzente auf folgende Weise: Man wolle 
nicht auf Kosten der Umwelt wirtschaften und so die Lebensgrundlagen für morgen 
sichern. Intakte  Natur, saubere Gewässer und klare Luft wären unverzichtbare Bedingung 
für die Tourismusbranche. Mit konsequentem Umweltschutz würden sich auch wachsende 
Chancen im Gesundheits- und Wellnessbereich eröffnen. Die eingerichteten Naturparke 
schaffen weitere ausgezeichnete Erholungsmöglichkeiten. Verwiesen wird darauf, der 
Erfolg der erneuerbaren Energien im Land zeige, Wirtschaftlichkeit und Ökologie schlie-
ßen sich nicht aus. Das Gegenteil sei der Fall. Die erneuerbaren Energien will man weiter 
ausbauen. Orientiert an der Agenda 21 soll durch ein umfangreiches Bündel von Maßnah-
men nachhaltige Entwicklung im Land vorangebracht werden. Das Klimaschutzkonzept 
beabsichtigt man, so Harald Ringstorff, zu einem ressortübergreifenden Aktionsplan „Kli-
maschutz“ fortzuschreiben. Mit Blick auf das große Tankerunglück vor der spanischen 
Küste will man den Bund drängen, zusätzliche Maßnahmen zur Erhöhung der Schiffssi-
cherheit und zur wirksamen Bekämpfung von Schiffshavarien in der Ostssee zu ergreifen. 
Die landeseigene Deponie Ihlenberg soll als Standort ausgebaut werden bei Schließung des 
Altteils der Deponie. Verwiesen wird auf den bundesdeutschen Spitzenplatz beim Flächen-
anteil des ökologischen Landbaus und daß man in Europa in der Spitzengruppe liege. Aber 
auch der Straßenbau soll zügig fortgesetzt werden. Insbesondere die A 20 mit Rügenzu-
bringer will man bis 2005 fertiggestellt haben und bei der A 14 sobald wie möglich mit dem 
Bau beginnen. Beide Projekte sind kaum als umweltgerecht auszuweisen. Auf diese Punkte 
beschränken sich die Aussagen zu umweltbezogenen Fragestellungen in der Regierungser-
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klärung von Harald Ringstorff.
Schauen wir uns die rot-rote Koalitionsvereinbarung von 2002 an.14 Zunächst fällt auf, zum 
Umweltthema gibt es hier wesentlich mehr Einzelpunkte als in der Koalitionsvereinbarung 
von 1998. Wiederholt werden Aussagen u.a. zum Moorschutz, daß Kleinkläranlagen zur 
dezentralen Abwasserbehandlung gefördert werden, das freiwillige ökologische Jahr wird 
fortgeführt und ebenso der Kernenergiebeirat. 
Vorgesehen ist, eine Landes-Agenda-21 zu entwickeln, regionale Agenden sollen qualifi-
ziert werden und die kommunalen Agenden unter Berücksichtigung internationaler Ent-
wicklungen weiter begleitet werden. 2003/4 beabsichtig man, wie schon in der Ringstorff-
Rede erwähnt, das Klimaschutzkonzept zu einem ressortübergreifenden Aktionsplan „Kli-
maschutz“ auszubauen. Die Idee der „Umweltallianz“ soll weiter geführt, neue Firmen 
will man dafür gewinnen und insgesamt sollen mehr ökologische Akzente in der Wirt-
schaft Eingang finden. Firmen mit Öko-Auditierung werden finanzielle Vorteile einge-
räumt. Bei staatlichen Baumaßnahmen ist künftig vorgesehen, die Anforderungen ökolo-
gischen Bauens zu erfüllen, sofern die Betriebskosten sich dadurch nicht erhöhen. Die 
Landesregierung will die Forschung, Entwicklung und Umsetzung erneuerbarer Energie-
techniken unterstützen. Dies gilt insbesondere für die Solarenergie, Biomasse, Geothermie 
und Brennstoffzellentechnik. 
In der „Peenetallandschaft“ will man in der neuen Legislaturperiode ein oder mehrere 
großflächige Naturschutzgebiete ausweisen. Mindestens zwei neue Naturparke beabsichtig 
man einzurichten. Eine Strategie zur Erhöhung der biologischen Vielfalt soll erarbeitet 
werden. Dabei greift man auf die Empfehlungen des Wissenschaftlichen Beirates des 
Umweltministeriums zurück. Im Landkreis Ludwigslust wird ein Pilotprojekt geplant, um 
den Flächenverbrauch zu reduzieren. Überprüft werden soll der Kompensationsbedarf bei 
Eingriffen in die Natur, insbesondere bei Windkraftanlagen und Sendemasten. Zahlreiche 
weitere Punkte werden aufgeführt wie die Verabschiedung  eines Zoogesetzes,  eines Was-
ser- und eines Bodenschutzgesetzes. Dazu kommen Aussagen zur Verbesserung der Schiff-
sicherheit und zur Abfallbehandlung, zum Küsten- und Hochwasserschutz. Auffällig ist 
noch der Punkt, daß man sich gegen weitergehende atomrechtliche Genehmigungen, es 
geht um die Lagerung von Atommüll über die Bestände aus Greifswald und Rheinsberg 
hinaus, politisch und gegebenenfalls juristisch zur Wehr setzen wird gegen den Bund. Die 
Verschärfung der Formulierung gegenüber 1998 läßt vermuten, dafür gibt es Gründe. Ursa-
che dafür könnten sowohl die Ermahnungen aus den Umweltverbänden sein, als auch mög-
liche Änderungen der Bundespolitik, wenn 2002 im Bund die CDU stärkste Partei gewor-
den wäre.  
In den nicht umweltbezogenen Teilen des Koalitionsvertrages wird noch darauf hingewie-
sen, man will eine Offshore-Forschungsplattform für Windenergie in der Ostsee errichten 
und in Lubmin Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energien. Eine Neuanpflanzung von 
Alleen und die Verjüngung vorhandener Alleen plant man vorzunehmen. Bis 2007 sollen 
im Land die Nebenstrecken der Bahn modernisiert werden. 
Im folgenden noch ein Blick auf die Wahlprogramme in Mecklenburg-Vorpommern für 
den September 200215. Hier sollen nicht noch einmal die einzelnen Punkte aufgeführt 
werden, wie sie sich im Koalitionsvertrag bereits wiederfinden. Aber einige Eigenheiten 
der Programme lohnt es sich schon zu erörtern, auch der Vergleich von SPD- und PDS-
Aussagen ist in einzelnen Punkten interessant.
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Obwohl die SPD in ihrem Landeswahlprogramm 2002 davon spricht, sie will die Umwelt-
bildung, Umweltberatung und Umweltinformation verbessern, um die gesellschaftliche 
Akzeptanz von Maßnahmen zu verbessern, die zum Schutz der Natur vorgenommen 
werden, findet sich im Unterschied zum Koalitionsvertrag von 1998 kein Passus dazu im 
Koalitionsvertrag von 2002. Die SPD schreibt in ihrem Wahlprogramm noch dazu, daß 
ökologische Fragen ein wichtiger Bestandteil des Unterrichtsfaches „Lebenskunde“ sein 
sollen. Die PDS trifft dazu keine Aussage im Wahlprogramm und erzeugt damit den Ein-
druck, daß mit der beschlossenen Richtlinie zur Umweltbildung das Thema für sie abge-
schlossen ist.    
Im Wahlprogramm der PDS, das ist bei der SPD nicht so stark betont, hebt man auf den 
Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen ab, der einen ökologischen Wandel der Produkti-
ons- und Lebensweise erfordert. Dafür will man Impulse geben und ein Leitbild zur nach-
haltigen Entwicklung entwerfen. Auch die Idee für den „Aktionsplan Klimaschutz“ stammt 
aus PDS-Feder. Er wird nur leider nicht erläutert. Man würde zum Beispiel gerne wissen, 
worin dieser sich von bisherigen Aktivitäten im Klimaschutz abhebt. Entgegen der  Fest-
stellung im Koalitionsvertrag, die Stellen im Freiwilligen ökologischen Jahr sollen auf dem 
jetzigen Niveau gehalten werden, will die PDS eine weitere Steigerung der Stellen errei-
chen.
Die Forderung im Programm der SPD, langfristig die Waldfläche im Land von 21 Prozent 
auf  30 Prozent zu erhöhen, fand keinen Eingang in den Koalitionsvertrag, wobei praktisch 
Schritte in diese Richtung ergriffen werden. Obwohl in beiden Programmen nicht erwähnt, 
wird im Koalitionsvertrag festgehalten, man will den Tierschutz in der Landesverfassung 
verankern. Ansonsten findet man Aussagen zum Tierschutz nur im SPD-Programm, wäh-
rend die PDS zum gesamten Bereich Landwirtschaft fast nichts sagt. Erwähnenswert ist 
auch, die SPD will Bodenversiegelung auf ein unumgängliches Maß beschränken und nach 
dem Willen der Partei sollen überdimensionierte Bettenburgen für den Tourismus der Ver-
gangenheit angehören.   
Die SPD will schon im Gesetzgebungsverfahren die Umweltverträglichkeit aller gesetzli-
chen  Vorschriften prüfen lassen und die Beteiligung der Umweltverwaltung  bei Verwal-
tungsentscheidungen anderer Stellen stärken. Überdies sollen künftig bei der Prüfung der 
Umweltverträglichkeit von Planungsentscheidungen Vollzugsdefizite überwunden werden. 
Diese Punkte wären sicherlich auch im Koalitionsvertrag gut aufgehoben gewesen. 
Die beiden Programme der Parteien unterscheiden sich dadurch, das die SPD ein sehr aus-
führliches, gut ausformuliertes Wahlprogramm vorgelegt hat. Das der PDS erweckt eher 
den Eindruck, es sei eine Kurzfassung des richtigen Wahlprogramms. Vom Textumfang her 
entspricht es etwa einem Sechstel der SPD-Fassung. Auch bei den umweltrelevanten Punk-
ten notierte die SPD wesentlich mehr Aussagen in ihr Programm. Die PDS brachte also nur 
das Nötigste zu Papier. Diesen Umstand muß man schon als ernsten Mangel verbuchen. 
Das ist insofern etwas überraschend, als die PDS zwischen 1998 bis 2002 in der praktischen 
Politik in vielen Punkten eher als der umweltkompetentere Partner in Erscheinung trat. 
Würde die SPD sich an ihr Wahlprogramm halten, müßte man davon ausgehen, zukünftig 
würde in Mecklenburg-Vorpommern die Umweltpolitik noch eine deutlich stärkere Posi-
tion einnehmen, wenn man mal vom Autobahnbau und der Förderung des Flugverkehrs 
absieht. Freilich haben wir es bei den Wahlprogrammen, Koalitionsverträgen und Regie-
rungserklärungen immer mit Papierwirklichkeiten zu tun, deren Erfüllung an der praktisch 
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durchgeführten Politik gemessen werden muß. Sie geben nur einen ungefähren Aufschluß 
darüber, welche Pläne die rot-rote Koalition künftig realisieren will.     

III. Nach dem Regierungswechsel 1998: eigenes Umweltministerium wird etabliert, 
und veränderte Schwerpunkte kommen zum Tragen

Mit dem rot-roten Regierungsantritt wurde in Mecklenburg-Vorpommern wieder ein eigen-
ständiges Umweltministerium eingerichtet. Allein dieser Schritt dürfte zumindest die Basis 
für einen gravierenden Qualitätsauftrieb in der Umweltpolitik verbessern, da die umweltpo-
litischen Erfordernisse nicht mehr als angehängtes Aufgabenpaket Ministerien aufgebürdet 
sind, deren zentrale Handlungsmodi andere Politikgebiete betreffen. 
Die Abteilungen „Immissionsschutz und Klimaschutz“, „Gewässerschutz und Wasserwirt-
schaft“, „Kreislaufwirtschaft, Abfall und Bodenschutz“ des bisherigen Ministeriums für 
„Bau, Landesentwicklung und Umwelt“  gingen in das neue Ministerium ein. Die Abteilung 
„Reaktorsicherheit und Strahlenschutz wurde vom Innenministerium übernommen. Die 
Abteilung „Naturschutz und Landschaftspflege“ mußte das Landwirtschaftsministerium 
abgeben. Zudem wurde das Ministerium für zahlreiche nachgeordnete Behörden federfüh-
rend.16

Eine sehr sinnvolle Maßnahme im Umweltministerium dürfte die Einrichtung einer Abtei-
lung „Integrierter Umweltschutz und nachhaltige Entwicklung“ im Sommer 1999 sein. Der 
Grundgedanke für diese neue Abteilung ist, nicht nur sich auf einzelne Umweltmedien wie 
zum Beispiel Boden, Wasser und Luft zu konzentrieren, sondern übergreifend für ein öko-
logisches Leben und Wirtschaften zu sorgen. Dabei will man sich an den Agenda 21-Pro-
zeß anlehnen. Umweltbildung, -forschung  und -monitoring, erhobene Umweltindikato-
ren sowie Klimaschutzmaßnahmen u.a. sollen dafür die Grundlage bilden.17 Nimmt man 
den Umweltbericht von 1998 des Landes, so ist auffällig, der hier formulierte Ansatz ist 
darin bestenfalls rudimentär politikwirksam erkennbar. Freilich bleibt zu hinterfragen, ob 
die in der Broschüre „Planen, Gestalten, Bewahren. Daten und Fakten zur Umweltpolitik 
2000/2001“ formulierte Gleichwertigkeit von sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 
Maßnahmen ausreichend ist, um eine nachhaltige Lebensweise zu ermöglichen. Vielmehr 
dürfte es sich um den Versuch handeln, dem ökologischen Part unter den derzeitigen poli-
tisch-geistigen Kräfteverhältnissen mehr Spielraum zu verschaffen. Das ist sinnvoll und an 
politischer Machbarkeit orientiert, reicht aber in keinem Fall aus. Letztlich  müssen sich 
ökonomische Marktkräfte und soziale Ansprüche der Gesellschaft in die Naturbasis ein-
fügen und können nicht auf deren „Rücken“ ausgetragen werden. Jedes gesellschaftliche 
System ist ein Untersystem der Erde. Mit den heutigen Wachstumsökonomien in globa-
lisierten „Wettrenngesellschaften“ ist der systematische Verstoß gegen Naturgesetze fest 
einprogrammiert. Die Studie „Zukunftsfähiges Deutschland“ sieht in den Industriestaaten 
eine Reduktion von 90 Prozent an Kohlendioxid für notwendig an und zudem eine Reduk-
tion beim Einsatz nicht erneuerbarer Rohstoffe ebenfalls um 90 Prozent, jeweils bis Mitte 
des Jahrhunderts.18 Ob dies ausreicht, ist überdies zu hinterfragen, klar ist, mit solchen Vor-
gaben ist eine jährliche Steigerung des wirtschaftlichen Volumens, trotz effizienterem Mate-
rial- und Energieeinsatz völlig unmöglich. Bei längst übertretenen Grenzen des Wachstums 
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wird die ökologische Stabilität zu einem zentralen Kriterium der Überlebensfähigkeit der 
Gesellschaften im 21.Jahrhundert werden. Eine Gleichgewichtung wirtschaftlicher, sozialer 
und ökologischer Ansprüche kann erst angenommen werden, wenn die Grundlage dafür 
nicht mehr erodiert. 
Jedoch müssen die sozialen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in Mecklenburg-
Vorpommern immer mitgedacht werden. Lag die Arbeitslosenquote im November 2002 
bei 18,7 Prozent gleichauf mit Sachsen-Anhalt, so stieg sie im Dezember 2002 auf 19,9 und 
nimmt damit das höchste Level unter den Bundesländern ein.19 Unter Einbeziehung von 
Sozialhilfeempfängern und ABM-Beschäftigten, dürften deutlich über 250.000 reguläre 
Arbeitsplätze in Mecklenburg-Vorpommern fehlen.20 Eine solche katastrophale Arbeits-
marktsituation hat natürlich auch Einfluß auf die Spielräume im Bereich der Umweltpolitik, 
nicht zuletzt über verringerte Finanzmittel im Haushalt. 
Im Dezember 1999 wurde ein wissenschaftlicher Beirat des Umweltministeriums gebildet, 
ihm gehören 62 Wissenschaftler an als ständige und nichtständige Mitglieder, und 2001 
wurde die „Akademie für Nachhaltige Entwicklung M-V“ als Stiftung etabliert. Ein För-
derverein bereitete sie vor.21 Langfristig sollen die Rahmenbedingungen für eine umwelt-
verträgliche Wirtschaftsentwicklung verbessert werden. Dazu wurde, initiiert von Seiten 
des Wirtschafts- und des Umweltministers, am 31.8.2001 mit den Präsidenten der drei 
Industrie- und Handelskammern, der beiden Handwerkskammern und der Vereinigung der 
Unternehmensverbände M-V eine freiwillige Selbstverpflichtung eingegangen.22  Analoge 
Verpflichtungen wurden auch im Bereich der Landwirtschaft und mit der Architektenkam-
mer getätigt.
Die von der Regierung vorgenommene Haushaltskonsolidierung bedeutete, daß jährlich 
ein Prozent weniger Personal im Umweltministerium zur Verfügung stand. Diese Entwick-
lung wird sich fortsetzen. Der Umweltetat des Bundeslandes entspricht vier Prozent des 
Landeshaushaltes. Die Gelder fließen vor allem in den Küsten- und Hochwasserschutz, 
kommen bei der Abwasserreinigung zum Einsatz, fließen in den Natur- und Klimaschutz.23 
1998 standen dem Ministerium 343 Millionen DM zur Verfügung, um seine Aufgaben zu 
erfüllen.24

Im Umweltministerium blieb mit Antritt des PDS-Ministers Wolfgang Methling die CDU-
geprägte Verwaltung weitgehend im Amt. Da zusätzliche Planstellen nicht gegeben waren, 
ließ sich ein umfassenderes Auswechseln von Personal nicht realisieren, so der Minister, 
selbst wenn er es gewollt hätte. Er setzte darauf, die Leistungspotentiale aller Mitarbeiter 
zu nutzen, unabhängig von ihrer parteipolitischen Orientierung. Dieser Vorschuß an Ver-
trauen sei bis auf wenige Ausnahmen produktiv gewesen.25 Um eine wirksame Umweltpo-
litik umsetzen zu können, muß man sich Mehrheiten organisieren, so der Minister. In der 
PDS-Fraktion ist dies leichter möglich als bei der SPD-Fraktion, weil es in der SPD weni-
ger umweltengagierte Leute gibt. Mehrheiten müssen über den Fraktionsvorstand und das 
Kabinett hergestellt werden.26 Wie aus Papieren zur Wahl 2002 der SPD hervorgeht, wird 
der Umweltkurs in Mecklenburg-Vorpommern aber mitgetragen. Auffällig ist auch, daß die 
Nordost-PDS einen zumindest erkennbar umweltorientierteren Politikansatz verfolgt, als 
ihn die PDS derzeit zum Beispiel auf der Bundesebene propagiert.27 
Der Minister geht davon aus, es wird dann von der rot-roten Umweltpolitik viel bleiben, 
wenn andere davon überzeugt wurden, den ökologischen Weg mitzugehen. Es wird nicht 
viel bleiben, wenn nur Feindbilder erzeugt wurden.28 Es reiche nicht aus, ein Ministerium 
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zu verwalten, aktive Politikeingriffe seien nötig.29 Von einigen werde ihm vorgeworfen, 
auf dem „Schoß“ der Umweltverbände zu sitzen, andere wiederum stellen zu große Wirt-
schaftsnähe fest. In der Tat berücksichtige er bei der Erarbeitung seiner Konzepte die 
Interessen der Wirtschaft und der Landwirtschaft. Um Erfolge im Umwelt- und Natur-
schutz in neuen Dimensionen zu erreichen, müsse die gesellschaftliche Akzeptanz erhöht 
werden, damit man Mehrheiten gewinnen kann. Deshalb ist auch der aktive Kontakt zur 
Wirtschaft erforderlich. Wolfgang Methling möchte sie dafür gewinnen, Umweltnormen 
einzuhalten und sich selbst höheren Ansprüchen zu stellen. Damit muß man zu Partner-
schaften kommen, die dazu geeignet sind, nachhaltige Politik zu etablieren, die auch dann 
noch fortwirkt, wenn man längst aus dem Amt ist. Zugleich räumt er ein, daß dieser Weg 
auch immer eine Gratwanderung ist.30 Es sei keine produktive Arbeit möglich, wenn alle 
mehr oder weniger darauf warten, daß ein Minister endlich geht.31   
Das Verhältnis zwischen den alten Ministerien und den Umwelt- und Naturschutzverbän-
den sei unter der vorhergehenden CDU-SPD-Koalition mehr als gestört gewesen. Das jet-
zige Ministerium betrachte sie als Partner und nicht als Gegner. Inzwischen ist eine sachli-
che und konstruktive Zusammenarbeit aufgebaut worden, auch wenn es in einigen Fragen 
unterschiedliche Auffassungen gebe. Für Methling sei es völlig akzeptabel, daß ein Ver-
band mehr fordere, als eine Behörde umsetzen könne.32 Die Lage scheint sich aus Sicht 
der Umweltverbände ähnlich darzustellen. So bescheinigt die BUND-Vorsitzende Corinna 
Czwielag eine gute Zusammenarbeit und schätzt ein, daß Methling der derzeit beste 
Umweltminister sei, den man bekommen könne im Bundesland.33 Etwa bei der Genehmi-
gung von Schweinemastanlagen und beim Kiesabbau auf Rügen gibt es unterschiedliche 
Auffassungen. Der Minister meint feststellen zu können, daß die Verbände häufiger die 
Landesregierung kritisieren, seltener ihn selbst, und daß die regelmäßigen Kontakte auch 
von einer gewissen menschlichen Nähe getragen seien.34 Eine bescheidene finanzielle Ver-
besserung der Zuwendungen für die Verbände kam seit 1998 zustande.35  
Wichtig sei für Methling auch, die Potentiale der Wissenschaft intensiver zu nutzen, um die 
er als langjähriger Universitätsprofessor wisse. Bereits im ersten Amtsjahr besuchte er alle 
Universitäten und Fachhochschulen sowie einige Privatinstitute des Landes und setzte sich 
für eine stärkere Vergabe von Aufträgen an die Wissenschaftler des Landes ein.36

In einer intensivierten Zusammenarbeit mit den Ostseeanrainern sieht der Minister ein 
Markenzeichen der rot-roten Koalition. Mit der polnischen Nachbarregion gebe es seit 
1998 eine besonders kontinuierliche Zusammenarbeit. So existiere ein grenzüberschreiten-
des Naturschutzgebiet, einige wollen sogar einen Nationalpark einrichten. Kooperation 
gibt es bei der Schiffssicherheit, Abfallwirtschaft, Abwasserreinigung und Trinkwasserver-
sorgung sowie in der Umweltbildung. Mit Estland und Lettland wurden Vereinbarungen 
zur Zusammenarbeit im Umweltbereich unterzeichnet, gleiches ist für Litauen geplant.37

Der Schwerpunkt in der Umweltpolitik lag vor 1998 vor allen Dingen darauf, hohe Umwelt-
belastungen in der Luft, in den Fließgewässern und in verseuchten Böden zu beseitigen. 
Hier wurden Erfolge erzielt. Im Nordosten Deutschlands gibt es recht saubere Luft, und 
Ozonalarm ist in der Regel nicht zu befürchten. Neue bzw. modernisierte Anlagen zur 
Abwasserbeseitigung kosteten Fördermittel in Millionenhöhe.38 
Im Vorwort zum „Umweltbericht 1998“ kündigt Wolfgang Methling an, daß sich die Prio-
ritäten in der Umweltpolitik ändern werden, schon auf Grund dessen, daß in vielen bisheri-
gen Bereichen die Förderung zurückgefahren werden kann, wie zum Beispiel bei Abwasser- 
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und Trinkwasserinvestitionen. Es sind weniger Altlasten zu beseitigen, so daß man sich 
mehr auf vorsorgenden Umweltschutz konzentrieren kann. Die frei werdenden Haushalts-
mittel lassen sich in den Natur- und Klimaschutz sowie die Umweltbildung lenken.39  
2002 nach einer wenig erfolgreichen Wahl für die PDS in Mecklenburg-Vorpommern, der 
Koalitionspartner, die SPD, ging daraus gestärkt hervor, kam es bei einer geheimen Abstim-
mung in einer Personalkommission der PDS aus Landesvorstand, Parteirat und Kreisvor-
sitzenden zu einer deutlichen Bestätigung von Wolfgang Methling als Umweltminister bei 
37 Fürstimmen und einer Gegenstimme. Eine ebensolche Zustimmung fanden die anderen 
Minister nicht, Martina Bunge und Helmut Holter bekamen als Minister nicht erneut die 
Empfehlung des Landesvorstandes (Holter wurde später dennoch Minister).40 Dies dürfte 
ursächlich dafür sein, daß der Umweltminister in der zweiten Legislatur der SPD-PDS-
Koalition nun auch stellvertretender Ministerpräsident ist. Es kann vermutet werden, daß 
dies den Stellenwert der Umweltpolitik im Land weiter erhöhen wird, selbst wenn für den 
Minister durch das Amt eine Reihe zusätzlicher Aufgaben anfallen dürften. 

IV. Energiepolitik

1. Politik für eine solare Energiewende?

Der Anteil an erneuerbaren Energieträgern an der Nettostromerzeugung konnte von 5,9% 
im Jahr 1997 auf 17,4% im Jahr 2000 und dann auf 23% im Jahr 2001 gesteigert werden.41 
Verwiesen werden muß jedoch darauf, daß hierbei die günstigen Rahmenbedingungen im 
Bund durch das Erneuerbare Energiengesetz berücksichtigt werden müssen. In Mecklen-
burg-Vorpommern wurden jedoch die Planungsschritte für die Errichtung der Windkraft-
anlagen deutlich vereinfacht und für die entsprechenden Unternehmen günstige Umfeldbe-
dingungen geschaffen. Birgit Schwebs, seit Oktober 2000 umweltpolitische Sprecherin der 
PDS-Fraktion im Bundesland, äußerte, er würden geradezu rote Teppiche für die Firmen 
ausgelegt.42

1995 stammten lediglich 4% des Stroms aus erneuerbaren Energiequellen.43 Insofern ist 
hier in jedem Fall ein signifikanter Politikwechsel zu verzeichnen. Die Zahlen für das erste 
Halbjahr 2002 aus dem Umweltministerium bestätigen noch einmal sehr klar diesen Trend. 
Fast ein Drittel des landeseigenen Stroms, genau 32,1 Prozent wurden aus regenerativen 
Energien erzeugt.44 
Eine führende Position nimmt das nordöstliche Bundesland bei der Wärme- und Stromer-
zeugung aus nachwachsenden Rohstoffen ein. Zur thermischen Nutzung sind 61,4 Mega-
watt und zur elektrischen Nutzung 23,3 Megawatt installiert. Dagegen verwertet das über 
vergleichbare Ressourcen verfügende Schleswig-Holstein insgesamt nur 17 Megawatt aus 
Biomasse. Durch die im Bund beschlossene Biomassenverordnung sind weitere Investitio-
nen in diesem Bereich zu erwarten.45 Der von der PDS initiierte Zukunftsfond mit einem 
Volumen von jeweils 51,1 Millionen Euro für 2002 und 2003 soll unter anderem helfen, 
auch die Wasserstofftechnologie und die Solarenergie zu fördern.46

Ende Juni 2002 verdeutlichte Umweltminister Methling, es gäbe genügend Potential, um 
im Jahr 2010 bereits 50 Prozent der Stromerzeugung mit Windkraft und Biomasse zu 
erzeugen. Nach der Wahl werde es vor allen Dingen darum gehen, mehr die Biomasse zu 
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nutzen. Ihm sei auch daran gelegen, eine Fabrik für Photovoltaik ins eigene Bundesland zu 
holen.47 
Zu 82 Prozent stammte der regenerative Strom in Mecklenburg-Vorpommern 2001 aus 
Windkraft. Als zweitwichtigste Quelle mit 12 Prozent schlägt die feste Biomasse zu Buche. 
Aus Wasserkraft, Bio, Deponie- und Klärgas kamen rund 6 Prozent zustande. 2002 stieg 
der Anteil der Windkraft auf 88 Prozent, hier sind also die stärksten Steigerungsraten zu 
verzeichnen. Kaum Bedeutung spielt nach wie vor die Fotovoltaik, obwohl sich der einge-
speiste Strom von 2000 bis 2001 mit 231 Megawattstunden fast verdoppelt hat. 2002 kam 
es erneut zu einer Steigerung auf 646 Megawattstunden, die beinahe ein Verdreifachung 
gegenüber dem Vorjahr darstellt.48    
Durch die Schaffung neuer Stromerzeugungskapazitäten werden inzwischen 70 Prozent 
des im Land verbrauchten Stroms bereits wieder selbst hergestellt. 2001 wurde mit 4,9 
Millionen Megawattstunden ein Höchststand in der Energieproduktion seit 1990 erreicht. 
Nach der Abschaltung des Kernkraftwerkes Lubmin sank der Eigenversorgungsgrad mit 
Strom im Land auf 5 Prozent. Wichtigste Energieträger waren 2001 vor allem die Stein-
kohle mit 46 Prozent, gefolgt von Erdgas mit 28 Prozent und den erneuerbaren Energien.49 
Unter Rot-Rot gab es jedoch keinen Zubau an Kohlekraftwerken mehr, wie bei früheren 
Regierungen. 
Gas- und Dampfkraftwerke weisen zwar deutlich geringere Kohlendioxidemissionen als 
Kohlekraftwerke auf und auch höhere Wirkungsgrade, bedeuten aber langfristig gesehen 
keine Lösung der klimapolitischen Anforderungen in diesem Jahrhundert. Da die zeitliche 
Reichweite des Erdgases mit ungefähr 50-60 Jahren, nur wenig über der von Erdöl liegt, 
ist in dem Augenblick, wo der zunehmende Weltbedarf an Erdgas sich mit immer gerin-
geren Steigerungsmöglichkeiten bei der Förderung überschneidet oder die Förderung gar 
langsam zurückgeht, mit einem rasanten Preisanstieg für den Rohstoff verbunden. Inso-
fern kann man bei Gas- und Dampfkraftwerken nur bedingt von einer wirklichen Alterna-
tive sprechen, wie es zum Beispiel in Lubmin geplant wird. Eine klimapolitische Argumen-
tation führte auch Judith Dellheim an, die als Mitglied im Bundesparteivorstand der PDS 
sich u.a. mit energiepolitischen Themen auseinandersetzt und dem Gas- und Dampfkraft-
werk kritisch gegenüber steht und lieber mehr erneuerbare Energieträger installiert sehen 
würde.50 
Wahr ist allerdings auch, und so argumentierte der Umweltminister, es sei ihm lieber, wenn 
in Mecklenburg-Vorpommern ein neues Gas- und Dampfkraftwerk gebaut würde, statt 
in Nordrhein-Westfalen ein neues Kohlekraftwerk. Die soziale und wirtschaftliche Situa-
tion müsse mit berücksichtigt werden, denn zur Wendezeit arbeiteten am dortigen Energie-
standort 12.000 Menschen, heute seien es nur noch 1.200. Zwar sei das neue Kraftwerk 
nicht mit übermäßig vielen Arbeitsplätzen verbunden, aber man rechne mit weiteren Inve-
stitionen am Standort. Am liebsten würde er dort Solaranlagen produzieren lassen und Bio-
masse nutzen. Dafür gebe es aber bislang keine Investoren. Unpraktisch ist für das Gas- 
und Dampfkraftwerk zudem, es wird in einem Vogelschutzgebiet gebaut, der NABU kriti-
siert dieses Vorgehen, der Umweltminister bekundet Verständnis, will aber an den Plänen 
festhalten, hält Ausgleichsmaßnahmen für hinreichend.51 
Insgesamt spricht einiges dafür, die Errichtung des Gas- und Dampfkraftwerkes zu über-
denken, insbesondere angesichts der Betriebsdauer, und die erneuerbaren Energien schnel-
ler auszubauen. Es ist schwer einzuschätzen, wie schnell fossile Kraftwerke unrentabel 
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werden, angesichts der genannten Ressourcenprobleme, aber das kann schneller eintreten, 
als es der Gesellschaft lieb sein wird. Zu vermuten ist, daß Ölpreisschocks auch auf den 
Gaspreis übergreifen können. Freilich bleibt die Entscheidung für oder gegen ein Gaskraft-
werk ein schwieriger Abwägungsprozeß. 

2. Windenergie

Im September 2002 waren im Bundesland Mecklenburg-Vorpommern 921 Windkraftanla-
gen in Betrieb. Diese produzieren gut 13 Prozent des im Land verbrauchten Stroms. Im 
Umweltministerium wird jedoch schon von 20 Prozent ausgegangen. Eine installierte Lei-
stung von 753,9 MW ist ausgewiesen. Dies bedeutet zwar, das Land liegt nur auf dem 
6. Platz unter den Bundesländern,52 jedoch sollte man hier berücksichtigen, Mecklenburg-
Vorpommern ist von der Fläche her ein kleines Bundesland und kann damit weniger Wind-
räder wie z.B. Niedersachsen aufstellen. Festgehalten werden muß auch, die Vorgängerko-
alition war der Windenergie weniger aufgeschlossen. Damit verbunden sind auch schlech-
tere Startbedingungen als in anderen Bundesländern.
Angesichts der Daten ist die Kritik von Bündnis 90/Die Grünen überzogen, wenn sie 
darauf hinweisen, es werden zukunftsweisende Umwelttechnologien wie die Windkraft 
nicht genügend genutzt. Zudem muß berücksichtigt werden, es gibt bereits vielerorts Pro-
teste gegen die Errichtung von Windparks, und auch die Umweltverbände kritisieren, oft 
finden Naturschutzbelange bei der Errichtung nicht genügend Berücksichtigung und über-
dies seien bereits zu viele Anlagen installiert. Freilich gäbe es bei der Errichtung von ein bis 
drei Einzelanlagen statt Windparks vielerorts noch Möglichkeiten eines Ausbaus, bei dem 
die Schäden für den Naturschutz stark begrenzt werden können. Zudem verringert sich 
auf diese Weise auch die oft in Diskussionen über die Windkraft angeführte ästhetische 
Verschandelung der Landschaft.   
Zwischen dem Jahr 2000 und 2002 erhöhte sich die Anzahl der Anträge für Offshore-
Windparks vor der deutschen Küste von 3 auf 20 beim Bundesamt für Seeschiffahrt und 
Hydrographie.53 Sieben Anträge gibt es allein für die Ostsee. Diese Parks befinden sich auf 
offener See. Die Experten gehen davon aus, der Energieertrag liegt um 40 Prozent höher 
als bei Anlagen an Land.54 Zudem sind dies meist Anlagen, die besonders groß dimensio-
niert werden können, insbesondere wenn sie weit vom Land entfernt stehen. So können 
auch Bedenken zum Beispiel der Tourismusindustrie minimiert werden. Größere Wind-
räder verfügen über Leistungsvorteile insoweit die Räder technisch ausgereift sind. Eine 
Verdopplung der Rotorblattlänge der Windanlagen führt zu einer Vervierfachung der Lei-
stungsausbeute.55 
Der Windenergieexperte von Greenpeace, Sven Teske, sieht in Offshore-Anlagen eine 
sinnvolle Möglichkeit, den Anteil der Windenergie am Stromaufkommen noch zu steigern. 
Die Ausbaufähigkeit an Land sei begrenzt, weil die norddeutschen Landschaften nicht 
überstrapaziert werden sollten. Wolfgang Methling sieht im eigenen Land nur noch einen 
geeigneten Standort für einen Windpark an Land und argumentiert deshalb ähnlich wie der 
Greenpeace-Aktivist.56 
Durch eine richtige Standortauswahl sollte sichergestellt werden, Meeressäuger oder Zug-
vögel werden nicht geschädigt. Der Minister für Arbeit, Bau und Landesentwicklung 
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Helmut Holter macht darauf aufmerksam, die Auswirkungen von Windkraftanlagen auf 
offener See lassen sich in Umweltverträglichkeitsstudien nur schwer einschätzen. Bisher 
sind Windanlagen in der geplanten Größenordnung und der vorgesehenen Anzahl nicht 
gebaut worden. Unzureichend seien die Erkenntnisse, wie sich dies auf die Meeresumwelt 
auswirke. Man habe zu wenig Wissen über die Schutzwürdigkeit und Sensibilität der betrof-
fenen Ökosysteme. Berücksichtigt werden müsse auch, daß die Ostsee praktisch überall 
befahren werde. Durch Hindernisse im offenen Meer werden unweigerlich Gefahren für 
die Sicherheit des Schiffsverkehrs heraufbeschworen - Stichwort Ölkatastrophe. Flachwas-
sergebiete fallen wegen der Landschaftsbeeinträchtigung ebenso wie ökologisch hochwer-
tige Seengebiete als Eignungsgebiete für Windkraftanlagen nach Meinung des Ministers 
heraus. 57

Nahe der Halbinsel Darß-Zingst wurde ein Standort für eine Pilotanlage in der Ostsee 
gefunden. Dort wird eine Forschungsplattform errichtet. Ist das Vorhaben erfolgreich, sind 
20 Offshore-Windkraftanlagen mit insgesamt 40-50 Megawatt Leistung geplant.58  
Die zukünftigen Projekte könnten jedoch sehr großen Umfang einnehmen. So sind unter 
anderem 30 Kilometer östlich von Rügen in der Endausbaustufe 550 Windräder geplant.59 
Schon protestieren die Fischer, weil dadurch Fischgründe verloren gehen. Aus naturschutz-
fachlichen Gründen lehnte Umweltminister Methling einen Offshorepark auf der Oder-
bank zwischen Usedom und Bornholm ab.60 Probleme sieht der Umweltminister auch im 
Bereich des Adlergrundes bei Rügen, weil  hier ein Rastplatz für Vögel liegt.61

3. Solarenergie

Mecklenburg-Vorpommern gehört mit 1.600 bis 1.800 Stunden Sonnenscheindauer im 
Jahr zu den sonnenreichsten Gegenden Deutschlands. Die Nutzung der Solarenergie liegt 
jedoch deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. Um diese unzureichende Bilanz zu ver-
bessern, müssen offensichtlich mehr Anstrengungen unternommen werden. Will man die 
Ziele des Bundesprogramms „Solar –na klar!“ erreichen, wären im Land jährlich 2.000 
Solaranlagen zu installieren. Bislang sind 90 Handwerksfirmen in der Lage, die Solartechnik 
fachgerecht anzuschließen. Ihre Zusammenarbeit, die Weiterbildung und die Werbung für 
die Solartechnik wird gefördert vom Land u.a.62  
Neuinstallationen auf privaten Hausdächern kommen vor allen Dingen deshalb nicht 
zustande, weil in den neuen Bundesländern die Finanzdecke der Bevölkerung zu schwach 
ist, um solche Baumaßnahmen vornehmen zu können. Zuerst werden in der Regel andere 
Sanierungsarbeiten an Häusern vorgenommen. Insofern gibt es im Solarbereich in den 
Ausgangsbedingungen deutliche Unterschiede gegenüber reicheren Bundesländern.  
In Mecklenburg-Vorpommern existiert eine Aufteilung der Solarförderung. Das Umwelt-
ministerium ist für den Bereich der öffentlichen Bauten zuständig, das Wirtschaftsministe-
rium für die privaten und betrieblichen Bauten. Das Wirtschaftsministerium engagiert sich 
jedoch nicht in gleicher Weise wie das Umweltministerium und hat die Förderung aus ihren 
Programmen 2001 herausgestrichen.63 
Aus CDU-Perspektive sieht das dann so aus: Fördermittel für erneuerbare Energien wurden 
von der SPD-PDS-Koalition drastisch reduziert. Die Folge davon war, im Bereich der 
Solartechnik standen Fördermittel in Höhe von 2,556 Millionen € einer beantragten För-
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dersumme von 35,790 Millionen € gegenüber.64

Aber auch bei den öffentlichen Bauten wird darauf orientiert, so billig wie möglich zu 
bauen und damit fallen Solaranlagen in aller Regel heraus, es sei denn, das Umweltmini-
sterium sieht sich in der Lage, das zu finanzieren.65 In einigen Fällen konnte eine solche 
Förderung vorgenommen werden, zum Beispiel im Rostocker Südstadtkrankenhaus, im 
Kreiskrankenhaus Wolgast, in Güstrow im Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geo-
logie oder im Natur- und Umweltpark Güstrow. Direkte Solarförderprogramme existieren 
jedoch nicht. Auch in anderen Bundesländern wurden die Mittel angesichts der Bundesför-
derung in der Regel zurückgefahren.   
Immer mehr Kirchengemeinden in Mecklenburg-Vorpommern setzen auf die Nutzung 
der Sonnenenergie.  Ende 2002 ging in Mirow die 23. kirchliche Einrichtung mit Solaren-
ergie auf dem Dach in Betrieb. Das Umweltministerium stellte seit 2000 800.000 Euro 
dafür bereit, die Deutsche Bundesstiftung Umwelt 440.000 Euro an Fördermitteln im 
Rahmen des Programms „300 Kirchgemeinden für Sonnenenergie“. Etwas abweichend 
davon berichtete die Kirchenzeitung Ende September 2002, es seien 13 Solaranlagen mit 
Förderung des Landes in Betrieb gegangen. 16 weitere befänden sich in Vorbereitung. 
Wolfgang Methling hob den Multiplikatoreneffekt der solaren Kirchgemeindeprojekte 
hervor. So können mehr Menschen für eine solare Perspektive begeistert werden.66  

4. Förderung der Kernfusionsforschung

Als sehr problematisch ist die Beteiligung von Mecklenburg-Vorpommern an der Förde-
rung der Kernfusionsforschung einzuschätzen. Seit den 50er Jahren wird die Atomfusi-
onsforschung mit einem enormen finanziellen Aufwand betrieben. Es zeichnet sich aber 
immer stärker ab, möglicherweise wird niemals ein Atomfusionskraftwerk in Betrieb gehen. 
In den achtziger und neunziger Jahren wurden in Deutschland jährlich, wenn man die 
zusätzlichen Aufwendungen mit einbezieht, 300 Millionen DM staatliche Subventionen 
dafür eingesetzt.67 
Wegen der enormen Kosten legte man Ende der neunziger Jahre die Forschung für einen 
Fusionsreaktor der EU, Japans und Rußlands zusammen. Die USA stiegen unter Clinton 
wegen der hohen Kosten aus, unter Bush könnte es jedoch zu einer Reaktivierung der 
Zusammenarbeit kommen. Das sogenannte ITER-Projekt läuft über 10 Jahre und wird 
dabei 7,7 Milliarden Euro an Subventionen verschlingen. Der experimentelle Reaktor 
erzeugt dabei nicht eine einzige Kilowattstunde Strom.68  
Überdies würde die bei der Fusion entstehende starke Neutronenstrahlung die Gefäßwand 
durch Kernreaktionen radioaktiv belasten. Die kontaminierten Teile müßten innerhalb 
weniger Jahre immer wieder ausgetauscht werden. Zusammen mit den übrigen radioakti-
ven Reaktorteilen würde ein Fusionskraftwerk bei Verwendung der heute üblichen Stahl-
sorten bis Betriebsende ca. 40.000 Tonnen radioaktiven Abfall erzeugen.69 Angesichts der 
unlösbaren Endlagerprobleme für Atommüll und der wachsenden Einsicht, daß insbeson-
dere hochradioaktiver Atommüll niemals hätte produziert werden dürfen, verbietet sich die 
Errichtung von Fusionskraftwerken mit den eben genannten Voraussetzungen in jedem 
Fall, weil auch die radioaktiven Wandelemente aus dem Innern des Reaktors für sehr lange 
Zeiträume sicher verwahrt werden müssen.
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Fusionsreaktoren würden nur in zentralistisch organisierten Großstrukturen von Energie-
wirtschaft zum Einsatz kommen können. Die eigentlichen Erzeugungskosten der Elektro-
energie machen heute jedoch nur 30 Prozent des Strompreises aus. 70 Prozent resultieren 
aus der Bereitstellung von Kapazitäten und der Netzinfrastruktur.70 Damit bietet eine regio-
nale Eigenversorgung oder sogar Selbstversorgung z.B. aus erneuerbaren Energien mittel-
fristig einen enormen Kostenvorteil, wenn sie intelligent organisiert ist.  
Da damit zu rechnen ist, der Fusionsreaktor kann nicht vor 2050 praktisch zum Einsatz 
kommen, für eine Massenanwendung dieser Erzeugungsart würden weitere Jahrzehnte 
benötigt, käme der Fusionsreaktor viel zu spät zur Anwendung, um für den Klimaschutz 
eine relevante Möglichkeit darzustellen. Zu einer Energieerzeugung, die künftig vollständig 
auf erneuerbarer Basis beruht, gibt es keine Alternative, wenn man die Klimagefahr deut-
lich mildern will.
Das von Umweltminister Wolfgang Methling angeführte Argument, man müsse die Fusi-
onsforschung des Wendelstein-Projektes in Greifswald fortsetzen, weil die Freiheit der 
Wissenschaft ein hohes Gut ist 71, muß gegenübergestellt werden, daß hier enorme Geld-
summen mit hoher Wahrscheinlichkeit in eine Sackgassentechnologie investiert werden. 
Der SPD-Umweltexperte Michael Müller setzt die Fusionsforschung sogar mit dem Turm-
bau zu Babel gleich.72   
Der Minister räumt Bedenken ein und meldet insbesondere Zweifel an, ob bei der Vergabe 
von Forschungsmitteln zwischen den Bereichen Solarenergieentwicklung und Fusionsfor-
schung im Land das richtige Maß gefunden wurde.73 Dieser Zweifel kann hier nur unter-
stützt werden.
Festzuhalten bleibt: Ein Rückzug Mecklenburg-Vorpommerns aus der Fusionsforschung 
wäre umweltpolitisch zu begrüßen, ein Festhalten an einer konventionell geleiteten Stand-
ortlogik zementiert die energiepolitischen Fehlentscheidungen der Vergangenheit.     

V. Klimaschutz, Agenda 21 und Umweltbildung

1. Klimaschutz und Agenda 21

Bei den Mitteln für den Klimaschutz ist eine kontinuierliche Erhöhung der Ausgaben zu 
verzeichnen. Noch im Jahr 2000 standen nur 1,07 Millionen € Fördermittel für Maßnahmen 
im Landesklimaschutzkonzept zur Verfügung. Im folgenden Jahr wurden 2,45 Millionen € 
bereitgestellt. 2002 wurde auf 2,66 Millionen DM aufgestockt und für das Jahr 2003 sind 
3,17 Millionen € eingestellt. Damit können jährlich etwa 30 bis 40 neue Projekte gefördert 
werden.74 Die verdreifachten Mittel für den Klimaschutz liegen freilich immer noch nicht 
auf sehr hohem Niveau, räumt der Umweltminister ein, wenngleich das Finanzministerium 
lieber kürzen würde.75 Durch das Klimaschutzkonzept der Regierung sollen jährlich 5,6 
Millionen Tonnen Treibhausgase reduziert werden. 
Eine Klimaschutzstrategie dürfe nicht nur aus der Förderung von Energieeinsparung und 
erneuerbaren Energien bestehen, so der Umweltminister, sondern müsse auch ökologi-
sches Bauen, nachwachsende Rohstoffe, Verkehrsvermeidung, die Stärkung der Bahn als 
öffentliches Verkehrsmittel, den Einsatz der Wasserstofftechnologie u.a. umfassen. Vor 
diesem Hintergrund sieht er, die Verdreifachung der Haushaltsmittel für den Klimaschutz 
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reicht bei weitem nicht aus, um in allen Bereichen die erforderlichen Aktivitäten zu initiie-
ren und zu begleiten.76   
Für 2003 sind Steuerausfälle von 250 Millionen Mark prognostiziert. Dies hat auch Einspa-
rungen im Umweltministerium zur Folge. Methling rechnet mit 2-3 Millionen DM. Abstri-
che im Klimaschutz will der Minister jedoch auf keinen Fall zulassen.77 Die große Koali-
tion aus CDU und SPD in Mecklenburg Vorpommern hatte sich 1997 das Ziel gestellt, 
den Ausstoß von treibhausrelevanten Gasen bis zum Jahr 2010 im eigenen Bundesland um 
25 Prozent zu reduzieren. Das Umweltministerium will an diese Aufgabenstellung nahtlos 
anknüpfen. Eine interministerielle Arbeitsgruppe begleitet die Umsetzung der verschie-
denen Maßnahmevorschläge für das Klimaschutzkonzept. Notwendig wurde der Aufbau 
umfassender Datenbanken, um eine solide Bilanzierung der regionalen Treibhausgasemis-
sionen im Land vornehmen zu können. Besser sichtbar würde dann, wo Einsparpotentiale 
bestehen.78  
Etabliert wurde ein Netzwerk für Klimaschutz und Nachhaltigkeit. Es stützt sich organi-
satorisch auf den zweiten Arbeitsmarkt bzw. öffentlichen Beschäftigungssektor, sogenann-
ten GAP-Stellen. In einer ganzen Reihe von Umweltprojekten kam es zur Einrichtung 
von GAP-Stellen. Das Netzwerk stellt einen Kristallisationspunkt für Beratung und Schu-
lungsmaßnahmen dar und sorgt für die Aufbereitung von Umweltwissen. 39 Arbeitsplätze 
wurden dafür geschaffen. Schwierig sei jedoch die Fortführung auf jetzigem Niveau, weil 
die Fördermittel immer knapper werden. Die Stellen laufen über drei Jahre. Durch den 
öffentlichen Beschäftigungssektor konnte auch die LandesAgendaTransferStelle Güstrow, 
regionale Agendabüros und weitere kleinere Projekte aufgebaut werden.79 
Während zu Beginn der rot-roten Koalition 16 Kommunen dem Agenda 21-Prozess bei-
getreten waren, konnten am Ende der Legislaturperiode etwa 230 bis 250 Kommunen 
dafür gewonnen werden. Dies entspricht bei 1000 Kommunen in Mecklenburg-Vorpom-
mern insgesamt einem Viertel der Kommunen. Darunter sind etwa 70 Kommunen, wo der 
Prozeß gerade begonnen wird.80 Faktisch ist es kaum möglich einzuschätzen, wie weit die 
vorgenommen Maßnahmen reichen, da lokale Beschlüsse allein noch nichts bewegen. 
Seit 1999 wurden durch das Umweltministerium und aus EU-Mitteln 1,6 Millionen Euro 
für den Agendaprozeß bereitgestellt. Standen 1999 100.000 Euro zu Verfügung, so waren 
es 2002 bereits 375.000 Euro. Das Förderprogramm erfreut sich starker Nachfrage. Aufge-
baut wurde seit 2000 eine LandesAgendaTransferStelle in Güstrow, um die Aktivitäten zu 
bündeln, damit nicht jede Kommune bei Null anfangen muß. Eingebunden in diese Pro-
zesse ist auch ein  Umweltwettbewerb, an dem sich 320 Kommunen beteiligten. Künftig 
sollen mehr lokale Agenden in regionale Agenden überführt werden. So gebe es erste posi-
tive Beispiele für regionale Agenden in Großschutzgebieten, wie beispielsweise der „Regio-
nalen Agenda 21 Biosphäre Schaalsee“. Die „Regionale Agenda Stettiner Haff – Region 
zweier Nationen“ wurde sogar grenzüberschreitend zusammen mit Polen konzipiert. 81

2. Umweltbildung

1998 nahmen 80 Jugendliche am Freiwilligen ökologischen Jahr (FÖJ) teil. Diese Anzahl 
wurde im Projektjahr 2001/2002 auf 120 Jugendliche erhöht, und seit März 2002 können 
132 Jugendliche das FÖJ nutzen.82 Der Umweltminister sieht Bedarf für eine weitere Erhö-
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hung, da die Nachfrage höher ist, als das Angebot an Stellen. Diese Entwicklung kann als 
recht positiv eingeschätzt werden, wenngleich auch die Qualität der FÖJ-Stellen genauer zu 
untersuchen wäre. Zum Vergleich, im Nachbarland Schleswig Holstein wurden erstmals im 
Jahr 2000 FÖJ-Stellen eingerichtet. Derzeit existieren 100 Stellen. Der grüne Umweltmini-
ster Klaus Müller plant in Zukunft 30 weitere Stellen zu schaffen.83   
Jugendliche, die sich am FÖJ beteiligen, können zum Beispiel eingesetzt werden in Umwelt-
verbänden, Nationalparks, ökologischen Bildungsstätten oder auch Umweltbehörden und 
erhalten in der Regel ein geringes Entgelt. Eigenverantwortliches Engagement der jungen 
Generation für die Umwelt soll gesellschaftlich und politisch anerkannt und aufgewertet 
werden.
Als sehr wichtig schätzte Wolfgang Methling im Gespräch die Richtlinie zur Umweltbil-
dung ein. Man findet darin u.a. zahlreiche Hinweise, wie in der Schule ökologische Themen 
in den regulären Unterricht integriert werden sollten, aber auch in die außerhalb des Unter-
richts stattfindenden Aktivitäten. Rahmenthemen sollen den Lehrern und Lehrerinnen 
Anregung geben, wie Fragen eines ökologischen Lebensstils, Konsumgewohnheiten und 
Nachhaltigkeit vor Ort thematisiert werden können. Ein qualitativ neues Mensch-Natur-
verhältnis soll angestrebt werden.84 
In der Arbeitsgruppe 4, die sich u.a. mit Umweltbildung beschäftigte, wird eingeschätzt, 
die Richtlinie sei den Lehrern nicht genug bekannt und dürfte sich deshalb nur wenig auf 
den Unterricht ausgewirkt haben. Es wird darauf hingewiesen, aus der empirischen Schul-
forschung sei bekannt, Lehrer gestalten ihren Unterricht generell wenig nach Richtlinien 
und Verordnungen der jeweiligen Kultusministerien. Überwiegend orientieren sie sich an 
den eingeführten Lehrbüchern und Unterrichtsmaterialien. Stärker müsse man die Lehrer-
fortbildung berücksichtigen. In erfreulichem Umfang werde Bildung für Nachhaltigkeit im 
vorschulischen Bereich und in der Grundschule erfolgreich vermittelt.85       
Jährlich wurde ein „Tag der Umwelt“ veranstaltet, und es gab einen Projektwettbewerb 
„Umweltschutz in der beruflichen Ausbildung“. Gefördert wurde das Umweltbildungs-
zentrum  im Umwelt- und Naturpark Güstrow, ein Zentrum für Erlebnispädagogik 
und Umweltbildung im Zoo Rostock, ein Naturerlebnispfad im Zoo Schwerin, und das 
Zukunftszentrum Nieklitz wurde aufgebaut.86 In Großschutzgebieten errichtete man Infor-
mationszentren, darunter die Wiecker Arche im Nationalpark Vorpommersche Bodden-
landschaft und der Karower Meiler im Naturpark Nossentiner Heide/ Schwinzer Heide. 
Begonnen wurde mit dem Bau eines Infohauses am Königstuhl auf der Insel Rügen.87 
Schon seit 1996 läuft das Projekt „Sonne in der Schule – Schule macht Sonne“. In den ver-
gangenen 5 Jahren beteiligten sich 25 schulische und außerschulische Einrichtungen an dem 
Projekt. Der jungen Generation sollen die Anforderungen des Klimaschutzes, Umwelter-
haltung, der Ressourcenschutz und regenerative Energien näher gebracht werden.88

Das Umweltministerium fördert umweltschutzbezogene Projekte im Rahmen der Umwelt-
bildungsrichtlinie mit 450.000 DM jährlich. Mit durchschnittlich 10.000 DM konnten z.B. 
im Jahr 2000 50 Projekte von Vereinen und Verbänden unterstützt werden für die Umwelt-
bildungs- und –erziehungsarbeit des ehrenamtlichen Naturschutzes. Über diese Förderung 
hinaus konnten die Vereine und Verbände 2001 erstmals auf Lotterieeinnahmen zurück-
greifen, übergangsweise auf Zweckerträge der Glücksspirale. 89 
Aus der Umweltbewegung heraus gab es ein Engagement, die Umweltlotterie „Bingo!“ 
auch in Mecklenburg-Vorpommern einzuführen, sowie in Niedersachsen und Schleswig 
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Holstein. Dies ist inzwischen geschehen, die von Methling angekündigte Kabinettsvorlage 
kam zustande. Am 2.9.2001 wurde die Lotterie entgültig etabliert. Von jedem Los der Bin-
golotterie zu 2,50€ fließen 64 Cent direkt in den Fördertopf für Umweltprojekte, wobei 
ein Drittel davon für Entwicklungszusammenarbeit vorgesehen ist. Die Anträge auf Förde-
rung werden in Mecklenburg-Vorpommern durch die Norddeutsche Stiftung für Umwelt 
und Entwicklung entschieden. Dies bedeutet auch ein Zuwachs an geförderten Projekten 
für Umweltbildung90

Zumindest kann man inzwischen für die rot-rote Koalition nicht mehr davon ausgehen, es 
fehle in Mecklenburg-Vorpommern an einem Gesamtkonzept für die Umweltbildung und 
umweltbezogene Öffentlichkeitsarbeit. Dies wurde der vorhergehenden CDU-SPD-Regie-
rung im Land attestiert auf einer Tagung der Böll-Stiftung91. Das „Handbuch Umweltbil-
dung – Bildung für Nachhaltigkeit in Mecklenburg-Vorpommern“ ist dafür auch noch mal 
ein deutlicher Beleg. Das Ministerium beabsichtigt, das Handbuch regelmäßig zu aktualisie-
ren. Man findet darin eine Vielzahl von Bildungsträgern mit jeweils spezifischen Angeboten 
und Hinweise auf Fördermöglichkeiten von Umweltbildung und vieles andere.  

V. Natur- und Landschaftsschutz 

1. Naturschutz und die Ausweisung der FFH-Gebiete

Das Landesnaturschutzgesetz wurde unter Rot-Rot novelliert. Dabei ist die wichtigste 
Neuerung die Einführung des Verbandsklagerechts für die anerkannten Naturschutzver-
bände. Das Bundesland gehörte hier zum Schlußlicht, 13 Bundesländer hatten diese Rege-
lung bereits gesetzlich verankert.92 Jedoch, so Wolfgang Methling, begünstigten die Fort-
schritte im Bundesnaturschutzgesetz durch die rot-grüne Regierung, bei der Verbandsklage 
auf Landesebene zu einer Formulierung zu kommen, die weitgehender ist als in anderen 
Bundesländern.93 Laut Koalitionsvertrag von 1998 findet das Verbandsklagerecht jedoch 
keine Anwendung auf die A 20 sowie ihre Zubringer und die Bahnstrecke Lübeck – Stral-
sund. Gegenüber dem Bundesnaturschutzgesetz dehnte man das Klagerecht auch auf den 
Alleenschutz und den Schutz von Groß- und Greifvögeln aus. Beide Punkte haben für das 
Land besondere Bedeutung.94 
Bis 1995 sollten die deutschen Bundesländer ihre Meldungen zur Ausweisung von FFH-
Gebieten (Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie) an die EU vorgenommen haben. Bei der Aus-
wahl der Gebiete war darauf zu achten, daß schützenswerte Biotope ein miteinander ver-
bundenes Netzwerk bilden. Der Wert der Biotope darf dabei durch geplante neue Infra-
struktur nicht gemindert werden. Da die Meldung der FFH-Gebiete verschleppt wurde von 
deutscher Seite, drohte die schwedische EU-Umweltkommissarin Margot Wallström an, 
den neuen Bundesländern EU-Strukturfonds in Milliardenhöhe zu verwehren. Sie begrün-
dete dies damit, aus diesem Strukturfond würden auch Autobahnen, Industrieanlagen u.a. 
finanziert, die Auswirkungen auf noch nicht ausgewiesene FFH-Gebiete haben können.95

Ende Dezember 1999 wurde in Mecklenburg-Vorpommern nach einem umfangreichen 
Beteiligungsverfahren die Auswahl und Meldung von 136 FFH-Gebieten an die Europä-
ische Union vorgenommen. Die termingerechte und qualitativ hochwertige Meldung trug 
dazu bei, daß Mecklenburg-Vorpommern als erstem Bundesland die Strukturfondmittel 
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der EU aus dem Operationellen Programm zur Verfügung standen.96 
Regional bezogene Runde Tische wurden eingesetzt, um in Konfliktfällen zwischen Nut-
zungsansprüchen und den Erfordernissen des Natur- und Landschaftsschutzes zu vermit-
teln. Dies geschah im Falle des Campingplatzes C31 in Fürstensee, beim Renaturierungs-
projekt „Zootsensee-Niederung“ oder beim Energiestandort Lubmin.97

Laut Kabinettsbeschluß liegt der prozentuale Anteil an FFH-Gebieten in Mecklenburg-
Vorpommern bei 7,9 Prozent der Landesfläche. Der ostdeutsche Umweltverband „Grüne 
Liga“ kritisiert, daß von den 11 Prozent Landesfläche, die gemeinsam mit dem Umweltmi-
nisterium, weiteren Verbänden und Ämtern ausgehandelt wurden, nur so wenig übrigge-
blieben ist.98 Nachholbedarf bei den FFH-Meldungen wird auch beim Wissenschaftlichen 
Beirat des Umweltministeriums gesehen.99 Auch gibt es Hinweise darauf, daß es bei der 
Umsetzung der FFH-Richtlinien und der Vogelschutzrichtlinie in konkrete Anwendungs-
vorschriften Verzögerungen gab.100 (siehe dazu die Ausführungen in der Vormerkung, so 
sollen in Wirklichkeit nur 4,7% Landesfläche gemeldet worden sein) 
Im Jahr 2001 sind in Mecklenburg-Vorpommern fünf neue Naturschutzgebiete mit einer 
Gesamtfläche von 1.499 Hektar fixiert worden.101 Insgesamt sind in Mecklenburg-Vorpom-
mern 75.861 Hektar Fläche als Naturschutzgebiet ausgewiesen. Dies entspricht 3,3 Prozent 
der Landesfläche und liegt damit deutlich über dem Bundesdurchschnitt von 2,3 Prozent. 
Bei Nationalparken liegt das Land mit 5 Prozent und bei den EU-Vogelschutzgebieten 
mit 11,64 Prozent allein bei den Landflächen deutlich über den durchschnittlichen Werten 
in Deutschland (mit Bodden und Wasserfläche 18,45 Prozent). In Deutschland insgesamt 
beträgt die Fläche der Nationalparke 2 Prozent und die der EU-Vogelschutzgebiete 2,4% 
Prozent 102 Dies relativiert die Kritik, die bereits angeklungen ist, ein stückweit. Jedoch 
verfügt das Land auf Grund seiner reichen Naturschätze und geringer Besiedlungsdichte 
auch über erweiterte Möglichkeiten.
In einem sehr guten Zustand befinden sich 6 Prozent der Naturschutzgebiete, 45 Prozent 
in einem guten Zustand, so der Umweltminister. 13 Prozent befänden sich in einem befrie-
digenden und 19 Prozent in einem unbefriedigenden Zustand. Problematisch sei vor allen 
Dingen die Gebietsentwässerung in 30 Prozent der NSG, Belastungen durch Nährstof-
feinträge seien in 21 Prozent der Flächen zu beobachten. Häufige Störungen im Gebiet 
sind in 16 Prozent der NSG zu verzeichnen, unangebrachte forstliche Nutzung, fehlende 
Pflege sowie Artenverarmung treten zu je 9 Prozent auf.103 Notwendig sei ein modernes 
Schutzgebietssystem zu schaffen, dazu reichen die zu DDR-Zeiten und in den 90er Jahren 
geschaffenen NSG nicht aus, weitere müßten hinzukommen. Die Schutzgebiete müßten 
groß genug und mit Pufferzonen versehen sein. Besonders komme es darauf an, öffent-
liche Akzeptanz für Naturschutzvorhaben zu finden. Die Gebiete bedürften einer inten-
siveren Betreuung, eine landesweite Schutzgebietskonzeption sei auszuarbeiten. Durch 
genauere Erhebungen von Daten über schutzwürdige Räume wurde dazu wichtiges Basis-
material gewonnen. Jedoch mit weniger Personal und Geld, zudem bei manchem Wider-
stand sei es keine leichte Aufgabe, zu besseren Ergebnissen zu kommen.104

Der Wissenschaftliche Beitrat des Umweltministeriums empfiehlt die Subventionspraxis 
bei Maßnahmen des Küstenschutzes zu überprüfen, dort wo sie mit den Zielen des Natur-
schutzes in Konflikt gerät. Die Förderung der Wasser- und Bodenverbände ist im Hinblick 
auf die Zielstellung einer Stabilisierung des Wasserhaushaltes der Landschaft zu hinterfra-
gen. Wegen der Bedeutung für die Unterwasservegetation und die Seevögel wird angeregt, 
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das Salzhaff unter Naturschutz zu stellen.105

Dringend erforderlich sei ein Einschlagsmoratorium für Altwaldbestände in Nationalpar-
ken und Naturschutzgebieten. Dort müsse sich die Forstwirtschaft zurückziehen, lediglich 
nutzungsbedingte historische Waldformen würden Eingriffe verlangen (z.B. Niederwald). 
Gesunde Laubwaldbestände, die älter als 150 Jahre sind, sollten generell wie Schutzgebiete 
behandelt werden. Sie sind ein Standort höchster Biodiversität.106 Bei den Aufgaben des 
Naturschutzes sollte die Kompetenz der Naturschutzbehörden bei der Eingriffsregelung 
gestärkt werden.107 

2. Sölleprogramm und Seensanierung 

Aufgelegt wurde ein sogenanntes „Sölleprogramm“. Sölle sind sumpfige Wasserlöcher bzw. 
Kleingewässer, die sich in Bodensenken gebildet haben. Sie entstanden durch Toteisblöcke 
in den Lockermassen der Grundmoränen. Im Laufe der Jahrhunderte landwirtschaftlicher 
Nutzung wurden viele von ihnen entwässert und verfüllt, viele auch erst in den vergange-
nen Jahrzehnten. Ziel des Sölleprogramms ist es, eine natürliche Binnenentwässerung als 
Nährstoffspeicher wieder herzustellen und wertvolle ökologische Refugien intakt zu setzen, 
damit die Artenvielfalt und Biotopvernetzung zu verbessern. Überdies hat man im Blick, 
typische Landschaftsbilder in Mecklenburg-Vorpommern wiederherzustellen.108

Gefördert wird der Rück- und Umbau verfüllter Sölle auf der Grundlage einer ministe-
riellen Richtlinie. Darin eingeschlossen ist die Anlage von Pufferzonen gegenüber land-
wirtschaftlicher Nutzfläche und Wald. Die Maßnahmen werden zu 100 Prozent finanziert, 
wobei die EU 75 Prozent Anteil finanziell trägt. 2000/2001 wurden 255.600 Euro dafür 
eingesetzt und 8 Sölle renaturiert. Für 2001/2002 konnte die Summe auf 630.000 Euro 
aufgestockt werden.109   
Seit 1995 wurden in Mecklenburg-Vorpommern mehr als 800 Seen untersucht, klassifiziert 
und dokumentiert. Diese Datensammlung ist europaweit einmalig. Ein Grundproblem ist 
der zu hohe Nährstoffeintrag. Vor diesem Hintergrund wurde in der Legislaturperiode 
1998-2002 ein Programm zur Seesanierung und Restaurierung erarbeitet. Bis 2006 sollen 
bei 30 Seen entsprechend einer Prioritätenliste wieder naturnahe Verhältnisse hergestellt 
werden. Bei 13 Seen laufen bereits intensive Vorarbeiten, zwei Projekte sind bereits abge-
schlossen. Wie weit von einem dauerhaften Erfolg gesprochen werden kann, läßt sich 
jedoch mit Sicherheit erst in einigen Jahren feststellen.110

3. Alleenschutz, Kormoranbestand u.a.

Vor dem Aussterben der Alleen warnte der Vorsitzende der Alleenschutzgemeinschaft Ingo 
Lehmann. Aus Altersgründen werde in 40 - 50 Jahren zwei Drittel der Alleen verschwun-
den sein. Deshalb müsse nachgepflanzt werden. Nach Brandenburg besitzt Mecklenburg-
Vorpommern die meisten Alleen in Deutschland mit 4374 Kilometern. Seit 1990 sind 900 
Kilometer neue Baumstraßen angepflanzt worden. Nur im nordöstlichen Land gebe es eine 
Regelung zum Neu- und Nachpflanzen von Straßenbäumen.111 Auch beim Neubau einer 
Straße ist jetzt zu prüfen, ob die Anlage einer Allee möglich ist, seit einem überarbeiteten 
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Erlaß der rot-roten Verantwortlichen im Umwelt- und Wirtschaftsministerium. Ein Ein-
griff in Alleen beschränkt sich darauf, nicht mehr standfeste Bäume zu fällen und auf Maß-
nahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit.112 Die Alleen wurden landesweit kartiert, 
erstmals in einem Bundesland.113 Allerdings waren Alleen zu keiner Zeit so stark belastet 
wie heute durch Abgase, ständige Erschütterungen und Bodenverdichtung. Hinzu kommen 
Bauarbeiten, die Einwirkung von Tausalzen und radikaler Baumbeschnitt.114

Zugelassen wurde 2000 eine erweiterte Jagd auf Kormorane, die seit 1979 unter Natur-
schutz stehen. Analoge Vorhaben wurden auch in anderen Bundesländern eingeführt. Die 
Bestände erholten sich so gut, daß in Europa inzwischen etwa 500.000 Brutpaare gezählt 
werden, in Mecklenburg Vorpommern allein 9.400.115  
Vom 1. August bis zum 31. März dürfen die Tiere jetzt erlegt werden auf allen Gewäs-
sern, einschließlich bisher ausgenommenen Küstengebieten. Drei Lasergeräte zur Vergrä-
mung der Vögel wurden angeschafft. Der Einsatz ist zulässig, wenn die zuständige Natur-
schutzbehörde eine Ausnahmegenehmigung erteilt. Die Wirkungen sind sehr unterschied-
lich. Zum Einsatz kommen sie insbesondere in Gebieten, wo die Kormorankonzentration 
besonders hoch ist. Schutz genießen sie weiterhin in Nationalparks und Naturschutzgebie-
ten.116 
Das Landwirtschaftsministerium stellte auch für 2001 einen erheblichen Fraßdruck durch 
den Kormoran fest. Angeführt wird, die Verluste überschreiten deutlich die aus der Fische-
rei erzielten Erlöse.117 Jedoch ist der Kormoran für den Zusammenbruch von Fischpopula-
tionen nicht ursächlich verantwortlich, hier würden die heutigen Methoden des Fischfangs 
für den menschlichen Bedarf viel eher einer gründlichen Überprüfung bedürfen. Zudem 
bevorzugt der Kormoran eher Weißfisch, der für die wirtschaftliche Verwertung uninteres-
sant ist, gleichwohl er andere Sorten nicht verschmäht. Naturschützer argumentieren, die 
Populationsdichte des Vogels sei durchaus akzeptabel.118 Überdies erhalten die Fischer seit 
langem Ausgleichszahlungen.119 In jedem Fall sollten aber die Jagdberechtigungen zurück-
genommen werden, sobald die Anzahl der im Land brütenden Kormorane deutlich zurück-
geht. Wenig nachahmenswert ist das Vorgehen der politisch Verantwortlichen in Sachsen, 
die Brutkolonien, des Kormoran erst gar nicht zulassen.120 
An der Küste sinken die Bestände an Vögeln seit 1990 dramatisch u.a. durch die Landwirt-
schaft gemäß EU-Regeln. Bedeutsame Rastplätze seien verwaist, weil nach der Wende Mas-
sen-Sportboottourismus zugelassen wurde.121 Immerhin legte Mecklenburg-Vorpommern 
zusammen mit Schleswig-Holstein eine Seglerbroschüre auf, in der auch auf die Sensibili-
täten der Natur verwiesen wird und Verhaltensregeln empfohlen werden.122 Ob dies ausrei-
chen wird, muß sicher hinterfragt werden. 
Im Naturschutz sind aber auch Erfolge zu verzeichnen. So ist der Biber im Einzugsgebiet 
der Peene und der Warnow wieder heimisch geworden, und der Fischotter hat sich in 
Mecklenburgs Gewässern sehr wahrscheinlich vermehrt.123 Gescheitert ist die Wiederan-
siedlung der Kegelrobbe auf Rügen. Trotz zugesicherter Ausgleichszahlungen bei Schäden 
an Fischereigeschirr und beim Fischfang war der Landesverband der Kutter- und Küsten-
fischer nicht bereit dies mitzutragen. Methling erklärte, er könne diese Entscheidung nicht 
nachvollziehen, wollte aber deshalb das Kegelrobbenprojekt nicht fortführen. 2,5 Millio-
nen Euro Fördergelder gingen verloren und zwei Arbeitsplätze.124 Allerdings drückte der 
Minister die Hoffnung aus, vielleicht kommen die Robben auch von allein wieder, wenn sie 
geeignete Lebensräume vorfinden.125 
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5. Moorschutzprogramm

Mit dem Ende der Eiszeit vor 12.000 Jahren entstanden in den Küstengebieten Europas 
zahlreiche Moore. In den vergangenen 200 Jahren wurden viele dieser Feuchtgebiete trok-
ken gelegt, so daß nur noch Reste davon erhalten sind. In diesem Ökosystem gibt es im 
Vergleich zu anderen heimischen Landschaften eine sehr hohe Biodiversität; viele Pflanzen 
und Tiere, die vom Aussterben bedroht sind, finden hier ihr letztes Refugium. In leben-
den, also noch wachsenden Mooren existieren über hundert seltene Pflanzenarten. Adler, 
Fischotter und andere gegenüber früheren Zeiten stark dezimierte Tierarten haben hier 
ihre Heimstatt.
Bereits im Dezember 1995 hatte der Landtag die Landesregierung beauftragt, ein wissen-
schaftliches Konzept zum Bestand und zur Entwicklung der Moore in Mecklenburg-Vor-
pommern vorzulegen. 12,6 Prozent des Bundeslandes sind von Mooren bedeckt.126 90 Pro-
zent der Moorflächen des Landes, das sind 267.000 Hektar, werden durch den Menschen 
genutzt. Von daher war es notwendig, die Erfordernisse und die Probleme von Naturschutz 
und Landwirtschaft kooperativ zu behandeln.127  Die Flächenangaben des Umweltmini-
sters weichen von der Aussage des eben herangezogenen Agrarberichts von 2001 ab: Von 
den ca. 290.000 Hektar Moorfläche werden 200.000 Hektar seit langem landwirtschaftlich 
genutzt, so der Minister128

37.000 Hektar landwirtschaftlicher Moorflächen bedürfen der künstlichen Entwässerung 
durch Schöpfwerke. Sie liegen an der Küste und sind durch Hochwasser überflutungsge-
fährdet, da ihre Oberfläche unter dem Ostseespiegel liegt. Die Kosten für die Entwässe-
rung und den Hochwasserschutz übersteigen oft den betriebswirtschaftlichen Wert der Flä-
chen um ein Vielfaches.129 
Am 7.3.2000 verabschiedete das Kabinett ein umfassendes Moorschutzkonzept. 28 Rena-
turierungsprojekte  auf knapp 4500 Hektar sind seitdem durch einen beim Umweltmini-
sterium installierten Beirat angeschoben worden. Für die Maßnahmen konnten bisher 9,5 
Millionen Euro bereitgestellt werden, drei Viertel davon durch die EU. Bis 2006 stehen 
für das Moorschutzprogramm insgesamt 28 Mill. Euro zur Verfügung. Ziel des Moor-
schutzprogramms ist es, in den nächsten 20 Jahren rund 75.000 Hektar der wertvollsten 
Moore zu sanieren.130 Auf der Jahrestagung der AG Grünland und Futterbau in Rostock 
am 29.8.2002 sprach Wolfgang Methling von 23 Renaturierungsprojekten auf inzwischen 
5.000 Hektar Fläche.131 
Bereits bis 1998 wurden auf 12.000 Hektar Mooren wieder naturnähere Wasserverhält-
nisse geschaffen.132 Diese Renaturierungen waren zumeist durch EU-Life-Projekte finan-
ziert worden. Daraus ergaben sich Probleme, insofern die Projekte zuerst geplant wurden, 
dann Geld floß, aber wenn die Eigentümer der Flächen nicht einverstanden waren, Schwie-
rigkeiten in der Umsetzung auftraten. Beim neuen Moorschutzkonzept schaffte man eine 
freiwillige Teilnahme der Landwirtschaftsbetriebe als Anreiz. Die Ziele sind klarer ausge-
wiesen, es steht mehr Geld zur Verfügung, und es ist eine differenzierte Vorgehensweise 
möglich. Orientiert wird auf eine Aufgabe der genutzten Flächen.133

Das Moorschutzprogramm wurde bereits in der Legislaturperiode vor 1998 erarbeitet, 
verblieb jedoch in der Schublade, die vorhergehende Landesregierung wollte das Pro-
gramm nicht umsetzen. Auch in der rot-roten Konstellation war der Landwirtschaftsmi-
nister zunächst nicht begeistert vom Vorgehen seines Amtskollegen im Umweltministe-
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rium.134 Michael Succow verweist auf die riesigen CO2-Senken, die durch das Vernässen der 
Flächen und das neu beginnende Moorwachstum entstehen. Er sieht in dem Programm 
einen realpolitischen Ansatz, mehr Naturentwicklungsräume auszuweisen, mehr Wildnis 
zuzulassen.135

Durch die Entwässerung der Moore für die landwirtschaftliche Nutzung erfolgt der Abbau 
der Torfbestandteile. Dabei werden Kohlenstoff und Stickstoff freigesetzt. Je nach Moorart 
muß mit jährlichen Höhenverlusten von 1 bis 1,7 Zentimetern gerechnet werden. Bei 
Ackernutzung oder tiefentwässertem Moorwald sind die jährlichen Höhenverluste mit 2-3 
Zentimetern noch beträchtlicher.136  
Werden die Moore trockengelegt, führt der Abbau von organischer Bodensubstanz zu einer 
Freisetzung von Klimagasen, konkret von Kohlendioxid, Methan und Lachgas. Bezogen 
auf alle Moorflächen ist damit eine jährliche Emission von 5 Millionen Tonnen Treibhaus-
gas verbunden. Durch eine maximale Vernässung aller Moore könnte dieses Potential um 
4 Millionen Tonnen reduziert werden.137 Der Moorschutz dient also nicht nur dem Arten- 
und Biotopenschutz, sondern auch dem Klimaschutz. 
Ein Moorgebiet kann nach den in dieser Legislaturperiode gesetzlich fixierten Regeln dann 
renaturiert werden, wenn die Eigentümer oder Nutzer bereit sind, sich von diesen Flä-
chen zurückzuziehen oder diese moorschonend zu nutzen. Anlaß zum Handeln kann auch 
sein, wenn Moorgrünland ungenutzt bleibt. Signalisieren Wasser- und Bodenverbände, die 
Kosten für den Schöpfwerksbetrieb oder die Deichsanierung für die tieferliegenden Moor-
gebiete werden zu hoch, so führt dies ebenso zum Handeln des Landes.138 Ein mehrstufiges 
Beratungsverfahren wird in Gang gesetzt, um zu prüfen, ob das betroffene Gebiet sinnvoll 
renaturiert werden sollte. Schwer umsetzbare Projekte können dabei abgebrochen, einfach 
durchsetzbare Projekte beschleunigt werden.139 Inzwischen gehen mehr Anträge im Mini-
sterium auf Teilnahme am Programm ein,  als Geld zur Verfügung steht. Der Moorbeirat, 
der die Flächen auswählt, hat bereits die Qual der Wahl. So seien auch die Argumente der 
Skeptiker des Programms widerlegt, die dies nicht für möglich hielten.140

Ende Februar 2002 fand eine Tagung mit etwa 100 Experten statt, um den bisherigen Stand 
beim Moorschutzprogramm auszuwerten. Streitpunkt war nach Auskunft des Umweltmini-
sters, ob bei der Wasserstandsanhebung Phosphat aus den Flächen ausgelöst wird und sich 
damit Nährstoffeinträge erhöhen. Komplexe Untersuchungen und Bewertungen werden 
vorgenommen, um dies genauer herauszufinden. Andere Wissenschaftler, wie u.a. Michael 
Succow, meinen, die Phosphate werden zwar ausgelöst, durch die Pflanzen aber aufgenom-
men und fließen deshalb nicht ab. Ein weiterer Diskussionspunkt war, es werden bei der 
Vernässung vermehrt die Treibhausgase Methan und Lachgas ausgestoßen. Dies gilt jedoch 
nur für die Phase der Umstellung, in der Fäulnisprozesse auftreten. Langfristig ist eine 
Reduzierung von Treibhausgasen abzusehen.141 

6. Der Streit um eine Großkiesgrube auf Rügen 

Der Kiesabbau führte an verschiedenen Orten zu Konflikten im Land. So wandte sich bei-
spielsweise die Gemeinde Feldberg gegen den Kiesabbau in Carwitz. Dadurch, daß eine 
Bürgerinitiative 1,5 Hektar Land kaufte, konnte dort nicht nur der Kiesabbau verhindert, 
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sondern auch ein wertvoller Lebensraum erhalten werden.142 
Zu einer besonders öffentlichkeitswirksamen Auseinandersetzung führte und führt die Pla-
nung,  bei Zessin auf der Insel Rügen Kies abzubauen. Die Heidelberger Baustoffwerke 
planen, insgesamt 4,4 Millionen Tonnen Kies zu gewinnen. Das Abbaugebiet liegt direkt 
an der Wiek und würde 19 Hektar umfassen. Der BUND spricht in einem Aktionsbrief 
sogar von 30 Hektar. 200.000 Tonnen würden jährlich abgefahren werden, LKWs kämen 
im 15-Minuten-Takt, etwa 22 Jahre lang. Eine alte Allee soll abgeholzt werden, die Straße 
wäre zu eng.143

Beim Planfeststellungsverfahren stellten sich der Landkreis Rügen, die Gemeinde Neuen-
kirchen, das Raumordnungsamt, das Geologische Landesamt, das Amt für Landwirtschaft, 
die Forstdirektion, die Grüne Liga, der BUND und der NABU gegen das Abbauprojekt. 
Alle Träger öffentlicher Belange lehnten diese Größenordnung von Raubbau an der Natur 
ab. 
Die entgültige Entscheidung über den Kiesabbau trifft das Bergamt in Stralsund. Es unter-
steht dem Wirtschaftsministerium. Landwirtschaftliche Ertragsausfälle und Einbußen im 
Tourismus sind dort offenbar keine ökonomischen Argumente, den gigantischen Kiesab-
bau zu überdenken. Der Baustoffkonzern verschaffte sich noch rechtzeitig Abbaurecht 
nach altem DDR-Recht. So mußte er nicht zugleich den Grund und Boden besitzen. Ende 
1999 genehmigte das Bergamt die überdimensionierte Kiesgrube.144 
Die Pressesprecherin des Umweltministeriums, Ilona Stadler, erklärte im Herbst 1999, ihr 
Ministerium wird alle Mittel ausschöpfen, um den Kiesabbau am Rande des potentiellen 
FFH-Gebietes zu verhindern, wenn es nicht zu einer einvernehmlichen Lösung kommt.145

Umweltminister Methling stellte im November 1999 das geplante Naturschutzgebiet „Neu-
endorfer Wiek“ einstweilig sicher, vier Tage nach der Genehmigung des Bergamtes. Das 
bedeutet, es darf nichts mehr vorgenommen werden, was zu einer Beschädigung oder Ver-
änderung des Gebietes führen könnte. Somit stehen 540 Hektar, davon 411 Hektar Was-
serfläche, unter Schutz, wobei die Insel Beuchelstehen bereits seit 1940 Naturschutzgebiet 
ist. Teile des geplanten Abbaugebietes wurden jedoch aus der Schutzzone ausgegliedert.146 
Bereits 1998 war vom BUND Beschwerde bei der Europäischen Union eingelegt worden, 
weil im Planfeststellungsverfahren keine Verträglichkeitsprüfung nach FFH-Kriterien vor-
genommen worden sei. Somit werde europäisches Recht verletzt, was den Steuerzahler 
teuer zu stehen kommen kann. Entgegen einem vom Baukonzern bezahlten Gutachten 
stellte die Fachgruppe Geobotanik des NABU fest, in dem für den Kiesabbau geplanten 
Gebiet leben 24 Arten, die in Mecklenburg-Vorpommern auf der roten Liste stehen, wei-
tere gelten als gefährdet.147  
Aus Sicht des BUND sind direkt auf der Fläche des Kiesabbaugebietes empfindliche 
Lebensräume nicht gemeldet worden im Rahmen der FFH-Richtlinie. Durch Grundwas-
serabsenkungen seien umfangreiche Lebensräume bedroht. Der BUND sieht umfassenden 
Nachbesserungsbedarf an der Landesmeldung zu dem FFH-Gebiet an der Boddenküste 
und fordert, den Planfeststellungsbeschluß von 1999 zurück zu nehmen.148 Um selbst eine 
standfestere Position bei den gerichtlichen Auseinandersetzungen zu erhalten, versuchen 
BUND und NABU Flächen über dem geplanten Kiesabbaugebiet käuflich zu erwerben. 
Umweltminister Methling verdeutlichte im Gespräch, es werde daran gearbeitet, das Natur-
schutzgebiet entgültig festzusetzen. Das Verfahren ist öffentlich, und alle sind daran 
zu beteiligen. Jedoch sei es nicht möglich, das gesamte Gebiet, in dem Kiesabbau vorgese-
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hen ist, unter Naturschutz zu stellen. Beim größten Teil handelt es sich um Nutzwaldflä-
che. Dies könne auf Grund der naturschutzfachlichen Regeln nicht unter Schutz gestellt 
werden. Er verstehe die Position der Umweltverbände, nur würden sie die Rechtslage ver-
gessen. Auch er halte den Kiesabbau aus Umweltschutzgründen für nicht vertretbar. Aber 
es sei nicht möglich, ein Naturschutzgebiet auszuweiten, weil eine andere Nutzung verhin-
dert werden soll.149 
Nachzuhaken wäre jedoch, wenn der Kiesabbau auf der Nutzwaldfläche den Grundwasser-
haushalt im künftigen Naturschutzgebiet nachhaltig beeinträchtigt, so daß möglicherweise 
sogar der vorgesehene Schutzstatus teilweise unterminiert würde, wäre es sicher lohnend, 
im Ministerium zu prüfen, welche rechtlichen Schritte gangbar wären, wenn sich das Pro-
blem so nachweisen ließe. Darüber hinaus müßte man annehmen, daß Kiesabbau in der 
geplanten Größenordnung ein erhebliches Ausmaß an Lärm hervorruft. Auch dies könnte 
das Naturschutzgebiet in Mitleidenschaft ziehen und Konsequenzen nach sich ziehen. Viel-
leicht gibt es weitere Faktoren, die zu berücksichtigen wären.  
Auch wenn das Umweltministerium naturschutzfachliche Bedenken gegen den überdimen-
sionierten Kiesabbau hat, so bleibt jedoch der Eindruck, daß die Regierung insgesamt in 
diesem konkreten Fall keine Nachhaltigkeitsstrategie verfolgt, dies gilt auch für die geplante 
Autobahn auf der Insel und die zusätzliche Rügenbrücke, weshalb man derartige Mengen 
an Kies überhaupt zu erschließen gedenkt. Schließlich hätten im Wirtschaftsministerium 
nur die Weichen anders gestellt werden müssen. Aus Sicht politische Geschäftsführerin von 
Bündnis 90/Grüne in Mecklenburg-Vorpommern, Ulrike Seemann-Katz, sei das Umwelt-
ministerium vom Wirtschaftsministerium über den Tisch gezogen worden.150 

VII. Land- und Forstwirtschaft

1. Ökologischer Umbau der Landwirtschaft

Der ökologische Landbau nimmt in Mecklenburg-Vorpommern eine absolute Spitzenposi-
tion in Deutschland ein. 7,2 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche werden von öko-
logisch wirtschaftenden Betrieben bestellt. 619 Betriebe arbeiteten 2001 nach den Kriterien 
des ökologischen Landbaus. Im Bundesdurchschnitt liegt die ökologisch bewirtschaftete 
Fläche nur bei 3,2%.151 Im Vergleich dazu auch zwei ostdeutsche Bundesländer. In 2000 
konnte Sachsen-Anhalt 1,49 Prozent und Brandenburg 4,33 Prozent vorweisen, wobei zu 
diesem Zeitpunkt Mecklenburg-Vorpommern 6,10 Prozent Fläche auf nachhaltiger Basis 
nutzte.152   
Schon 1994 galten in Mecklenburg-Vorpommern auf etwa 80.000 Hektar ökologische Kri-
terien. 1996 wurde ein erster Höhepunkt in der Flächenmenge erreicht, jedoch sank danach 
der Anteil bis 1998 wieder. Ab dem Regierungswechsel nahm die Fläche wieder zu, beson-
ders stark ab dem Jahr 2000. Zwischen 2000 und 2002 nahm die Fläche um über 7000 
Hektar zu. Auffällig ist in der rot-roten Regierungsperiode auch, daß es eine deutliche Stei-
gerung bei der Anzahl der ökologisch wirtschaftenden Betriebe gibt. Nach Steigerungen bis 
1997, nahm die Anzahl der Betriebe bis 1998 abrupt um ca. 60 Betriebe ab und erfuhr erst 
zwischen 1999 und 2000 eine deutliche Steigerung. Der 1997er Stand wurde 2001 deutlich 
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überrundet.153

In Mecklenburg-Vorpommern sieht das Landwirtschaftsministerium eine stärkere Ent-
wicklung der Veredelungswirtschaft für notwendig an, damit man dem Verbraucher mehr 
und mehr ein Vollsortiment auf der ökologischen Strecke anbieten kann.154 Landwirtschaft-
minister Till Backhaus will sich auf der eigenen Spitzenposition im ökologischen Landbau 
nicht ausruhen. Die weitere Entwicklung sieht er jedoch maßgeblich vom Verbraucherver-
halten abhängig. Je mehr die Kunden die hochwertige Qualität von regionalen Bioproduk-
ten nutzen, desto mehr ökologischer Landbau kann etabliert werden.155 Mitunter haben 
Skandale auch ihren Nutzen. In den ersten sechs Monaten nach der ersten BSE-Kuh in 
Deutschland konnten Ökoläden ihren Umsatz um 80 % steigern in Deutschland.156 Im 
ganzen europäischen Raum ist die Nachfrage nach Ökoprodukten gestiegen.
Eine neue Richtlinie verbesserte 2002 die Produktionsbedingungen für landwirtschaftliche 
Ökobetriebe. Der Fördersatz je Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche erhöhte sich von 
128 auf 210 Euro für Neueinsteiger und von 102 auf 160 Euro für Landwirte, die bereits 
ökologisch wirtschaften. Die Richtlinie ermöglicht den Landwirten jetzt auch einen Wech-
sel aus bisher vorhandenen Programmen in die neue Förderung. Zuvor galt, man war über 
5 Jahre an die alten Regeln gebunden. Benachteiligt wurden dadurch Betriebe, die schon 
früher auf ökologischen Landbau umgestellt hatten. Durch diese neue Extensivierungs-
richtlinie, die vom Bund und der EU im Sommer 2002 abgesegnet wurde, erhöht sich 
die Förderung für den ökologischen Landbau von 7,5 Millionen Euro auf 12 Millionen 
Euro.157  
Das Landwirtschaftministerium förderte dem größten Verband für ökologischen Landbau 
in Mecklenburg Vorpommern „Biopark“ die Teilnahme an Messen und Ausstellungen mit 
973.000 DM.158 Von den Verbandsmitgliedern werden 81.655 der 97.226 Hektar bewirt-
schaftet, auf denen in Mecklenburg-Vorpommern ökologische Kriterien bei der Produk-
tion gelten. 
Umweltminister Methling betont, auch die herkömmliche Landwirtschaft müsse ökologi-
siert werden im Land. Da gehe es zum Beispiel um eine Optimierung der Düngung, mehr 
Einsatz von biologischem Pflanzenschutz statt hochgiftiger Chemie, es sollte darauf geach-
tet werden, daß die Biodiversität der Landschaften erhalten bleibt. Den Bauern müßten 
noch bessere Angebote unterbreitet werden, die es ihnen leichter machen, die Erforder-
nisse des Naturschutzes aktiv mitzubetreiben.159 

2. Gentechnik in der Landwirtschaft

In Mecklenburg Vorpommern wurden zwischen 1991 und 2000 insgesamt 180 gentechni-
sche Anträge für Arbeiten in geschlossenen gentechnischen Anlagen gestellt, von denen 
zwei Anträge abgelehnt wurden.160 Zuständig für die Genehmigung ist das Sozialministe-
rium. Daß die Verantwortlichkeit nicht im Umwelt- oder Landwirtschaftsministerium liegt, 
ist schon ein etwas merkwürdiger Umstand. Nach persönlicher Auskunft der ehemaligen 
Sozialministerin Martina Bunge ist sie jedoch nicht zuständig für die gentechnischen Frei-
landversuche, nur für diejenigen, die in Laboren stattfinden. 
In Schleswig-Holstein gibt es folgende Einschätzung der Problematik, die hilft zu verste-
hen, was in Mecklenburg-Vorpommern schief läuft und warum. Das Umweltministerium 
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stellt fest, für die Landesregierung sei es nicht möglich, auf Genehmigungen von gen-
technischen Freisetzungen von Pflanzen Einfluß zu nehmen, um in begründeten Fällen 
ökologische Schäden oder finanzielle Einbußen in der Landwirtschaft zu verhindern. Die 
Entscheidungen über Freisetzungen trifft das Robert-Koch-Institut im Einvernehmen mit 
der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft und dem Umweltbundes-
amt. Das Umweltministerium versuchte mit Hinweis auf die Auskreuzungsproblematik 
alle Freisetzungsversuche zu verhindern und forderte Isolierungsmaßnahmen. Das Robert-
Koch-Institut ignorierte die Einwände und genehmigte trotzdem.161 In der Genehmigung-
spraxis des Instituts liegt also das eigentliche Problem, wo Veränderung notwendig wäre.
Freilich vermißt man eine solche kritische Auseinandersetzung mit der Thematik beim 
Landwirtschaftsministerium in Mecklenburg-Vorpommern. So erwartet man dort weitere 
Perspektiven für den Anbau nachwachsender Rohstoffe aus gentechnisch veränderten 
Sorten. Im Rahmen des Gentechnikgesetzes würden bereits Freisetzungsversuche vorge-
nommen. Man setzt auf die Chancen moderner Gentechnologie, betreibt begleitendes 
Monitoring und richtete dafür eigens ein Kompetenz- und Gründerzentrum ein.162

So gab es im Bundesland im März 2001 35 genehmigte Freisetzungen und 51 nachgemel-
dete Standorte. Dies bedeutet, Mecklenburg-Vorpommern nimmt nach Bayern und Nie-
dersachsen den 3. Platz bei gentechnischen Freilandversuchen ein,  so Methling 2001.163 
Die politische Geschäftsführerin der Bündnisgrünen im Land, Ulrike Seemann-Katz, geht 
inzwischen sogar davon aus, Mecklenburg-Vorpommern nimmt Platz eins unter den gen-
technischen Freisetzungsversuchen ein, ein Fakt, den die BUND-Vorsitzende Corinna 
Cwielag ebenfalls äußerte.164 Das ist ganz gewiß ein Negativrekord im Bereich der Umwelt-
politik. 
Das umfassende Ausbringen von gentechnischen Kulturen gefährdet den ökologischen 
Landbau in Mecklenburg-Vorpommern, weil die Richtlinien dafür ein striktes Verbot 
von Gentechnik beinhalten und ohne ausreichend weite Abstände von gentechnischen 
Anpflanzungen dies nicht gewährleistet werden kann. Bereits heute besteht in den USA 
eine Situation, in der es kaum noch natürliche Nutzpflanzen gibt, da die künstlich geschaf-
fenen Pflanzen ihre natürlichen Verwandten kontaminieren. So hat sich der Genraps in 
Kanada zu einer Plage ausgewachsen, weil verschiedene künstliche Sorten sich zu einem 
Superunkraut gekreuzt haben. Dieses ist resistent gegenüber einer ganzen Reihe von 
Unkrautvertilgern. Da kann der nachwachsende Rohstoff schnell zu gänzlich unerwünsch-
ten Folgen führen. Anstatt weniger Chemikalien zu benötigen, wie von den Konzernen ver-
sprochen, führen die Kunstpflanzen dazu, daß offensichtlich auch die Unkräuter resistent 
werden.165 
Die Studie „Zukunftsfähiges Deutschland“ verweist darauf, insbesondere Resistenzzüch-
tungen sind fragwürdige und nachhinkende Versuche, die Fehler der heutigen Intensivpro-
duktion auszugleichen. Hochleistungssorten sollen die Abhängigkeit der Bauern von den 
Züchtungen der Agrochemie zementieren und führen zu neuen monopolistischen Struktu-
ren in diesem Bereich. Im Interesse der individuellen, nationalen und globalen Vorsorge 
empfiehlt die Studie, auf gentechnologische Methoden für eine zukunftsfähige Landwirt-
schaft zu verzichten.166  
Da die deutschen Verbraucher mehrheitlich gentechnisch veränderte Lebensmittel ableh-
nen, ist es auch insbesondere im Bereich der Lebensmittelindustrie mit einem hohen wirt-
schaftlichen Risiko verbunden, auf diesem Weg fortzuschreiten, dessen Risiken insgesamt 
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nicht absehbar sind, von den Allergien bis zur Auskreuzung. Die Pflanzungen dienen einzig 
dem Zweck, mehr wirtschaftliche Gewinne auf Kosten der Natur zu produzieren, wie man 
zum Beispiel sehr gut daran sehen kann, daß gentechnisch verändertes Saatgut jedesmal 
neu beim Hersteller gekauft werden muß und nicht selbst gewonnen werden darf.
Zudem ist das Setzen auf wenige Hochleistungssorten, dazu noch gentechnisch optimiert, 
hochgradig gefährlich für die langfristige Ernährungssicherheit der Gesellschaften. Durch 
die damit verbundene Dezimierung des natürlichen Genpools ist zum Beispiel bei Auf-
treten von Pflanzenkrankheiten immer weniger Potential vorhanden, mit deren Hilfe eine 
alternative Züchtung möglich ist. Das Problem wurde von Pat Mooney und Cary Fowler 
ausführlich beschrieben.167    
Es sollte versucht werden, in Mecklenburg-Vorpommern die Möglichkeiten auszuloten, um 
weitere Freilandversuche systematisch zu unterbinden und das Land nicht einer bestimm-
ten agrarindustriellen Lobby als „Versuchskaninchen“ preiszugeben. Darüber hinaus ist 
im Sozialministerium zu prüfen, inwieweit auch gentechnische Versuche in geschlossenen 
Anlagen, die zu Freilandversuchen führen sollen, unterbunden werden können. Im übrigen 
dürfte allein eine Veröffentlichung der Standorte von gentechnischen Anpflanzungen im 
Internet und eine Vorortkennzeichnung dazu führen: Die Versuchsanzahl geht zurück. Es 
kommt immer wieder vor, daß Felder von Gentechnikgegnern in Mitleidenschaft gezogen 
werden. Eine öffentliche Bekanntmachung käme insbesondere dann in Frage, wenn das 
Robert-Koch-Institut sich nicht kooperationsfähig zeigen würde, wie dies im Umweltmini-
sterium von Schleswig-Holstein beklagt wird.
Im Gespräch machte Umweltminister Methling deutlich, er setze sich für eine differen-
zierte Sicht auf die Gentechnik in der Landwirtschaft ein. Es komme darauf an, bei wel-
chen Pflanzen welche Veränderungen vorgenommen würden. Notwendig seien Schutzzo-
nen gegenüber ökologischem Landbau und besondere Beachtung ist auf die sozialen Aus-
wirkungen für die Bauernschaft  zu legen, die bei einer solchen Intensivierung auftreten. 
Betont wurde auch die Notwendigkeit von Begleitmonitoring bei Freisetzungsversuchen.168  
Der Wissenschaftliche Beirat des Umweltministeriums empfiehlt eine Landwirtschaft aus-
zubauen, die auf gentechnische Veränderungen an Pflanzen verzichtet.169

3. Schweinemastanlagen im Großformat

In die Kritik von Umweltverbänden, Naturschützern und Anwohnern kommt  immer 
wieder die Errichtung von überdimensionierten Schweinemastanlagen. So genehmigte die 
Umweltbehörde im Herbst 2002 eine Mastanlage mit 15.000 Tieren in Medow bei Anklam. 
StAUN-Chef Harald Stegemann äußerte, die Behörde kann nicht sagen, ihr ist eine Anlage 
zu groß oder ihr gefällt die Art der Tierhaltung nicht. BUND-Sprecherin Corinna Cwielag 
kritisierte die Entscheidung der Behörde. Sie hätte genügend Spielraum gehabt, keine 
Genehmigung zu erteilen, aber auch das Land hätte gegen eine derartig umwelt- und tier-
feindliche Anlage steuern können. Aus Angst wegen Verfahrensverzögerung verklagt zu 
werden, hätte das Umweltamt nachgegeben. Jedoch ordnete das Amt noch nicht die sofor-
tige Vollziehbarkeit an. Klagen gegen das Vorhaben durch die Medower Bürgerinitiative 
und den BUND sind zu erwarten, so daß die entgültige Entscheidung noch auf sich warten 
lassen dürfte. Die Widersprüche werden im Umweltministerium bearbeitet und dort auch 
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entschieden.170 So ist bei dieser Anlage mit einem jährlichen Gülleaufkommen von 13.000 
Kubikmetern zu rechnen, das u.a. in unmittelbarer Nähe des Vogelschutzgebietes Peenetal 
ausgebracht werden soll.171    
Dies ist nur ein aktueller Fall von etlichen Anlagen im Land, die mit einem solch hohen 
Tierbesatz geplant werden. Einige Standorte sind bereits in der Vergangenheit gestoppt 
worden. Dabei ist der Viehbestand gegenüber DDR-Zeiten stark zurückgegangen. Wolf-
gang Methling spricht davon,  das Land habe nur noch 24-25 Prozent an Schweinebestand 
gegenüber 1989. Nicht mal eine Selbstversorgung an Schweinefleisch sei gewährleistet. Man 
habe auch zu wenig Rinder. Praktisch fehle zudem organischer Dünger und müsse durch 
mineralischen Dünger ersetzt werden. Dies sei durchaus nicht umweltgerecht. Gülle könne 
nicht von vornherein als Gift klassifiziert werden.172 Zwischen 2000 und 2001 gab es eine 
Zunahme der Schweinebestände im Land um 1%, bei Rindern lag sie analog, nur bei Scha-
fen war eine Zunahme der Bestände um 6% zu registrieren.173 Eine dramatische Situation, 
was diese Zuwächse an Schweinehaltung betrifft, ist daraus zumindest für jüngste Vergan-
genheit nicht abzulesen. 
Die Umweltverbände befürchten jedoch eine Neuauflage der Fehler in der Agrarwirtschaft 
aus DDR-Zeiten. Rechtsanwalt Peter Kremer, der die Verbände juristisch unterstützt, 
macht darauf aufmerksam, es werde in der Regel gegen die Gülleverordnung verstoßen. 
Fast immer wird zuviel auf die Böden ausgebracht. Überdies ließen sich ohne Fördergel-
der die Anlagen nicht wirtschaftlich betreiben. Da Behörden und Investor beim Genehmi-
gungsverfahren eng zusammenarbeiten, entstehe ein Vertrauensverhältnis. Dies sei dann 
nur noch schwer aufzubrechen und darum komme der Naturschutz bei der Abwägung 
unter die Räder.174  
Häufig investieren kapitalkräftige Holländer, da dort der Schweinebesatz um ein Vielfaches 
höher ist als in Mecklenburg-Vorpommern. Sie erhalten dort eine große Prämie, wenn sie 
Mastanlagen schließen, Geld, das sie dann in Ostdeutschland für neue Anlagen investieren 
können. Die ansässigen Züchter sind von solcherart Bevorzugung nicht begeistert. Zudem 
entstehen kaum Arbeitsplätze, denn die Holländer bringen alles mit, was sie brauchen.175

Eine nachhaltige Landwirtschaft ist mit Schweinmastanlagen in der kritisierten Größen-
ordnung nicht zu gewährleisten. So kann es nur darum gehen, daß ansässige Bauern klei-
nere Anlagen bauen und auch für ökologischere und tiergerechtere Haltung Unterstützung 
bekommen. So fordern BUND und NABU Obergrenzen von 2000 Tieren pro Mastbe-
trieb, Tierhaltung mit Einstreu, Tageslicht und Bewegungsmöglichkeiten. Die Fütterung 
sollte aus regionaler Herstellung stammen. Die Begrenzung der konzentrierten Haltung sei 
auch ökonomisch sinnvoll, um die Verluste bei auftretender Schweinepest zu begrenzen.176 
Überdies wäre es in Deutschland sinnvoll für jeden einzelnen, darüber nachzudenken, wie 
hoch der eigene Fleischkonsum wirklich sein muß, ob es nicht der eigenen Gesundheit 
zuträglich wäre und der Umwelt nutzen würde, ein wenig mehr pflanzliche Kost auf dem 
Speiseplan zuzulassen.  

4. Nachwachsende Rohstoffe

Der Anbau von nachwachsenden Rohstoffen auf Stillegungsflächen sank von 1999 bis 
2001 um 7.000 Hektar. Dies sind freilich immer noch 39.200 Hektar. Das entspricht 11,8 
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Prozent der in diesem Modus in Deutschland angebauten nachwachsenden Rohstoffe.177 
Jedoch handelt es sich dabei in erster Linie um Winterraps in Monokultur. Dies hat 
zunächst mal nichts zu tun mit ökologischem Landbau. Konventioneller Rapsanbau bela-
stet den Boden und das Grundwasser sehr stark durch den hohen Dünger- und Pestizidbe-
darf und fördert auch nicht die Artenvielfalt. Im Gespräch bestätigte Wolfgang Methling, 
daß der hohe Anteil an Rapsanbau auf den Feldern im Land die genannten Probleme nach 
sich ziehe und er verwies darauf, damit sei auch eine zweckmäßige Fruchtfolge nicht mehr 
gewährleistet.178  
Bei Einsatz von Raps für Biodiesel liegen die Minderungskosten für eine Tonne Kohlendi-
oxid zwischen 700 und 1250 €. Fahrzeugtechnische Verbesserungen zahlen sich an dieser 
Stelle weitaus besser aus.179 Ohne Frage ist die Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen 
wie Hanf, Flachs u.v.a. für eine Vielzahl von Produkten durchaus sinnvoll, wie etwa für 
Dämmplatten, Verpackungsmaterial, Karosserieteile u.v.a. Der Ersatz von nichterneuerba-
ren Rohstoffen durch erneuerbare Rohstoffe kann auch Vorteile für die Ökologie beinhal-
ten, weil beispielsweise Transportwege vermindert werden und eine problemlosere Ent-
sorgung möglich ist, wenn es sich etwa um Produkte handelt, die Erdöl als Basis haben. 
Führen andererseits nachwachsende Rohstoffe angesichts globalisierter Handelsbeziehun-
gen dazu, die Nahrungsmittelproduktion oder Naturschutzbelange einzuschränken, so 
kommt hier auch eine sehr problematische Seite zum Vorschein.   
In Deutschland wird derzeit ca. ein Prozent aller Energie vom Acker und aus dem Wald 
gewonnen, in Österreich aber bereits 15 Prozent. Die herkömmliche Landwirtschaft läßt 
heute noch 70 bis 80 Prozent der Pflanzen als Reststoffe ungenutzt.180 In Mecklenburg-
Vorpommern sind zur Zeit 58 Hektar Energieholzkulturen etabliert.181 Die Daten lassen 
darauf schließen, daß es bei den erneuerbaren Rohstoffen durchaus große Reserven gibt, 
die man Schritt für Schritt nutzen könnte. Da die Förderung für nachwachsende Rohstoffe 
in Mecklenburg Vorpommern stark zugenommen hat, liegt zumindest die Vermutung nahe, 
daß es in den nächsten Jahren zu einer Verbesserung in diesem Sektor kommen könnte. 
 

5. Entwicklungen in der Forstwirtschaft und die Waldschäden

Im Forstkonzept 2000 wurde ein nachhaltiger Umgang mit den Wäldern festgeschrieben. 
Vorgesehen ist auch die Anlage neuer Wälder.182 Dies ist im Sinne des Klimaschutzes eine 
vorteilhafte Entwicklung, da dadurch mehr Kohlendioxid gebunden werden kann. Über-
dies wird der Rohstoff Holz zumindest langfristig wieder an Bedeutung gewinnen, da die 
mit der Verarbeitung verbundenen ökologischen Rucksäcke geringer als bei anderen Roh-
stoffen ausfallen, und überdies können Wälder nachwachsen. Die Kohlendioxidlast ist bei 
der Verarbeitung von Holz geringer als etwa bei Produkten aus Metallen oder Plastik.  
Zwischen 1999 und 2001 wurden 1.916 Hektar neuer Wald angelegt, wobei hierbei Wald-
verluste bereits abgerechnet sind. 244 Hektar Wald wurden zugunsten von Infrastruktur 
etc. abgeholzt. Auffällig ist, daß im Jahr 2001 die Neuanlage von Wald stark zurückgegan-
gen ist und überdies mit 131 Hektar Fläche, die abgeholzt wurde, der stärkste Verlust in 
einem Jahr seit der Wende zu verzeichnen ist.183 Der Autobahnbau könnte hier eine maß-
gebliche Ursache sein. Ansonsten knüpft die Aufforstung an den Trend seit 1995 an, und es 
bleibt zu hoffen, 2001 ist nur ein einzelnes abweichendes Jahr. Der Waldanteil in Mecklen-
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burg-Vorpommern beträgt nur 22 Prozent, bei einem Bundesdurchschnitt von 30 Prozent 
sind trotz agrarischer Prägung des Landes hier noch deutliche Zuwächse möglich.184

Seit 1998 verschlechterte sich der Waldzustand. So sank der Anteil der Bäume ohne signi-
fikante Schäden von 51 Prozent 1998 auf 44 Prozent im Jahr 2001 ab. Bis 1996 hatte sich 
der Waldzustand in diesem Punkt sehr deutlich verbessert. 1991 konnten nur 19 Prozent 
der Bäume als ungeschädigt eingestuft werden, 1996 56 Prozent. Danach kehrte sich die 
Entwicklung wieder um. Zwischen 1998 und 2001 nahmen Bäume mit deutlich sichtbaren 
Schäden um fast 44 Prozent zu. Um so eingestuft zu werden, müssen Bäume ein Viertel 
ihrer Nadeln bzw. der Blätter verloren haben. Das galt 2001 für 16 Prozent der Bäume, 
1998 für 9 Prozent.185 Eine konkrete Ursachenangabe für diesen Negativtrend kann man 
im Landwirtschaftsbericht nicht finden.    

VIII. Verkehrs- und Wirtschaftspolitik

1. Autobahnbau zieht schwere Einschnitte in die Landschaftsökologie nach sich

Wirtschaftsminister Otto Ebnet geht davon aus, die Straßeninfrastruktur werde ab 2005 
in Mecklenburg-Vorpommern in großen Teilen besser sein als in den alten Bundeslän-
dern. Ob dieses Ziel jedoch wirklich erstrebenswert ist, wird nicht hinterfragt. Das Land 
baute sein Straßennetz 2002 kräftig aus. Bund und Land investierten 400 Millionen Euro.186 
Immerhin kamen in der ersten rot-roten Legislaturperiode auch neue Radwege an 170 Kilo-
metern Bundesstraße und 80 Kilometern Landesstraße hinzu.187 
Der Bau der A 20 wurde trotz Kritik auch innerhalb der PDS Bestandteil der Regierungs-
politik. Vor der Koalition hatte die PDS den Neubau der A20 noch abgelehnt, ließ die For-
derung bei den Koalitionsverhandlungen aber fallen. Vor den Landtagswahlen 2002 wagte 
die Partei nicht einmal, die A14 in Frage zu stellen.188 Dies dürfte auch daran liegen, daß 
es in der PDS einige Funktionsträger gibt, die gerne Autobahnen nutzen. Aus Pressemittei-
lungen der SPD geht hervor, daß man nur in der Lage ist, die wirtschaftlichen Vorteile von 
Autobahnen zu sehen, für die umweltpolitischen Probleme derselben jedoch nicht aufge-
schlossen ist.189  
Der Umweltminister geht davon aus, die A20 wird planmäßig fertiggestellt. Jedoch schränkt 
er ein, er hätte sich selbst eine Lösung nach skandinavischem Vorbild gewünscht. Dies 
würde bedeuten, nur bei ausreichender Verkehrsdichte käme eine doppelspurige Bahn in 
Frage, ansonsten nur eine einfache Verkehrsstraße.190  
Fakt ist, die A 20 mit ihren etwa 280 Kilometern Länge im Bundesland selbst stellt einen 
nicht ausgleichbaren Eingriff in den Landschaftsraum von Mecklenburg-Vorpommern dar. 
Nach Angaben des BUND fallen der Autobahn unmittelbar 1.000 Hektar Land zum Opfer, 
etwa 60.000 Hektar werden durch Lärm- und Abgasemissionen belastet. Die Lebensräume 
zahlreicher Tier- und Pflanzenarten werden zerschnitten.191 Eine einzelne Wildbrücke zwi-
schen Raben Steinfeld und Görslow-Süd kann dies nicht ausgleichen. 
Wegen massiver Proteste gegen den Bau der A 20 mußten beim Bau der Autobahn kleine 
Zugeständnisse gemacht werden. Bei der Errichtung der Peenebrücke wurde keine Bau-
straße durch das ökologisch sensible Gebiet zugelassen. An der Autobahn entstanden zahl-
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reiche Amphibientunnel, Wildschutzzäune und Schutzwände.192 
Im Peenetal wurde bei der Trassenführung faktisch EU-Recht verletzt. Auf Grund der 
FFH-Richtlinie wäre hier eigentlich der Schutzstatus eines Vogelschutzgebietes einzuhal-
ten gewesen.193 Das Gebiet wird jetzt zerschnitten. Überdies befindet sich im Bereich 
des Peenetal auch ein Landschaftsschutzgebiet, in dem bauliche Eingriffe grundsätzlich 
nicht zulässig sind.194 Die vom Wirtschaftsministerium angeführten Maßnahmen, wie z.B. 
Schutzwände auf der Brücke als Überflughilfen für die Vögel und die Renaturisierung des 
östlich von Loitz gelegenen Polder Rustow-Randow können die zerstörerische Wirkung der 
Trasse nicht aufheben.195    
Der BUND verdeutlicht, die Umweltverträglichkeitsprüfung war unvollständig, und insbe-
sondere wurde nicht geprüft, ob es nicht am sinnvollsten gewesen wäre, die Autobahn 
überhaupt nicht zu bauen. Erhebliche Lücken soll es bei der Erfassung betroffener Tier- 
und Pflanzenarten gegeben haben.196

Die A 20 ist nicht das einzige Autobahnprojekt im Nordosten Deutschlands, wenngleich 
es auf Grund seines Umfanges die mit Abstand tiefsten Eingriffe im Bundesland selbst 
bewirkt. So wird die A 241 zwischen Wismar und Schwerin gebaut. Ungleich gravierendere 
Eingriffe stellen jedoch die Pläne von weiteren Autobahnen dar, auch wenn deren Haupt-
belastung besonders in den südlicher liegenden Bundesländern zu ertragen sein werden. 
Geht man vom dem ausgewiesenen Planungsstand von Brandenburg, Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern aus, so ist die Vorzugsvariante dort, die A 14 von Schwerin 
nach Magdeburg zu bauen. Dies wurde auch im Koalitionsvertrag 2002 des Landes festge-
halten. Für sich allein genommen wäre diese Variante mit den vermutlich wenigsten Ein-
griffen in den Naturhaushalt verbunden. 
Von Bundeskanzler Gerhard Schröder wurde im März 2002 die Zusage gegeben, die A 14 
in dieser Variante mit „vordringlicher Bedarf“ auszuweisen für den Bau.197 Eine X-Variante 
war zuvor bereits verworfen worden. Sie hätte Trassen von Schwerin nach Wolfsburg und 
von Lüneburg nach Magdeburg vorgesehen, die sich kreuzen. Unter anderem erhebliche 
Probleme bei der Berücksichtigung von Umweltbelangen führten zur Aufgabe dieser Kon-
zeption. Offenbar ebenfalls aufgegeben wurde ein neues fünfarmiges Autobahnnetz unter 
Einbezug der A 14. Zwei Autobahntrassen sollten von Lüneburg und Wolfsburg herange-
führt werden. Sie treffen sich bei Salzwedel, und in der Nähe von Seehausen kreuzt die 
Bahn die A 14, danach die A 24 zwischen Berlin und Hamburg, und einige Kilometer süd-
östlich der Müritz endet sie dann.
Jetzt ist eine sogenannte „Hosenträger-Variante“ bzw. H-Variante im Gespräch, die Trassen 
von Lüneburg nach Wolfsburg und Schwerin und Magdeburg vorsieht, die durch eine vier-
spurige Bundesstraße in Höhe Salzwedel verbunden werden. Laut Sachsens Verkehrsmini-
ster Karl-Heinz-Daerre und weiteren Veröffentlichungen kann man davon ausgehen, daß 
sich die H-Variante durchgesetzt hat.198 
Soviel an dieser Stelle nur, um das ganze Ausmaß der Autobahnbauerei deutlich zu machen. 
Zumindest als ökologisch verträgliche Politik kann das nicht ausgewiesen werden, vielmehr 
handelt es sich um eine rücksichtslose Zubetonierung der Landschaft. Da wir in Deutsch-
land ständig wachsende Emissionen an Klimagasen im Verkehrsbereich zu verzeichnen 
haben, wäre viel eher die Frage zu stellen, wie eine Verringerung der Klimalasten insbe-
sondere im Straßenverkehr zu erreichen wäre. Der Autobahnbau wird dazu keinesfalls bei-
tragen. Hier ist also unter der rot-roten Koalition ein umweltpolitisch fragwürdiger Kurs 
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fortgesetzt worden. Zu berücksichtigen ist sicher, das im Vergleich mit anderen Bundes-
ländern strukturschwache Land erhofft sich von solchen Bauten mehr Arbeitsplätze und 
Wirtschaftsdynamik. Eine Rechtfertigung kann das angesichts der ökologischen Zukunfts-
gefahren nicht mehr sein. 

2. Die Rügenhochbrücke

Mit der A 20 ist auch ein neuer Rügenzubringer verbunden. Statt den vorhandenen Rügen-
damm auszubauen, wird auf eine neue mautpflichtige Hochbrücke gesetzt mit gigantischen 
baulichen Ausmaßen, 42 Meter hoch.199 Ein teures Vergnügen für alle, die die Pylonen-
brücke passieren wollen, aber auch für die Umwelt. Doch wer wird dies tun, wenn man 
die alte Brücke weiter nutzen kann? Warum eine solche Baumethodik zu Lasten des Land-
schaftsverbrauchs geplant wird, ist mehr als unklar. Die Fahrbahn der neuen Brücke soll 
dreispurig werden. Ein Vorschlag der Umweltverbände, den alten Rügendamm mit drei 
Spuren zu modernisieren, wurde nicht ernsthaft geprüft.  Die NABU-Mitarbeiterin Marlies 
Preller läßt in einem Beitrag mit Fragezeichen im Raum stehen, ob am Ende doch eine 
Autobahn auf die Insel führen soll.200 
Umweltminister Methling meint, es ist gut, daß es Kritik am Bau der neuen Brücke gibt, das 
helfe ihm ökologische Positionen durchzusetzen, verweist aber darauf, wer sie verhindert, 
wird sich ein sehr schlechtes Image einhandeln. Seine größte Sorge sei aber, wenn die B 96 
von der Brücke bis nach Bergen nicht auf der alten Straßentrasse geführt werde. Die bishe-
rige Straße zu nutzen, sei eine anzustrebende Lösung.201 Eine Pressemitteilung zur zweiten 
Rügenbrücke war im Wirtschaftsministerium zwischen 1998 und Anfang 2003 leider nicht 
auffindbar. In einer Ansprache vom 21.5.2002 erwähnt Ministerpräsident Harald Rings-
dorff, die Rügenanbindung soll 2005 fertiggestellt sein.202 Man darf vermuten, die Brücke 
ist mitgemeint, so geht es aus der Presse hervor.
Hans Hebener von der GuD-Consult Berlin, Spezialist für Gründungstechnik und Statik 
verweist darauf, die Gründung des Rügendamms nach heutigen DIN-Vorschriften würde 
auch durch eine zusätzliche Traglast nicht in Frage gestellt sein. Da die gerade erst sanierte 
Bahnüberführung auf den selben Gründungskörpern liegt, hätte bei Problemen im Bereich 
der Gründung das Eisenbahnbundesamt mit seinen hohen Anforderungen keine Freigabe 
dafür erteilt. Beim Vergleich der Verkehrslasten von Bahn- und Straßenbrücke sei für die 
Straße eine erhebliche Lastreserve von Faktor fünf festzustellen. Für die Einschätzung 
standen auch umfangreiche Unterlagen aus der Bauzeit des Rügendamms zur Verfü-
gung.203 
Hebener könne sich vorstellen, eine segmentweise Erneuerung der Brücke, wie bei der 
Sanierung der Bahnstrecke, sei möglich, verwies aber darauf, dies sei nicht sein Fachgebiet. 
Die solide Gründung ermögliche jedenfalls eine Verbreiterung der Brücke, auch eine Dop-
peldeckerbrücke sei möglich. Lange Sperrzeiten durch Bauarbeiten für die Brücke sieht er 
im Gegensatz zur DEGES, Bauträgerin der neuen Brücke, nicht. Freilich sei es eine inge-
nieurtechnische Herausforderung.204     
Verkehrswissenschaftler Heiner Monheim verweist darauf, daß die Ursachenanalyse für die 
Staus auf der B 96 zeige, eine normale zweistreifige Verkehrsstraße würde auch in Spitzen-
belastungszeiten zur Hauptsaison ausreichen, wenn es zwischen Rügen und Bergen nicht so 
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viele Behinderungen gäbe an den Knotenpunkten, Ampelanlagen und Bahnübergängen.205 
Derzeit rollen durchschnittlich täglich 16.000 Fahrzeuge über den Damm, eine zweispurige 
Hauptverkehrsstraße kann 24.000 Fahrzeuge bewältigen.206 
Durch Randspuren für langsam fahrende landwirtschaftliche Fahrzeuge etc. (1,5 – 2 Meter 
breit), Kreisverkehre statt Ampeln oder Überführungen, Abbiegespuren und andere Maß-
nahmen könnte die Stauanfälligkeit stark reduziert werden.207 An einer Ampel gehen nach 
Schätzungen Monheims 30 - 40 Prozent der Leistungsfähigkeit der Straße verloren. Wo 
nur unbedeutende Straßen auf die Hauptverkehrsader führen,  unterbrechen Ampeln den 
Verkehrsfluß.208 Überdies beklagt der Tourismusverband, das Angebot des öffentlichen 
Verkehrs auf der Insel habe sich seit der Auflösung der Verkehrsgemeinschaft „Rügen-
Verkehr“ verschlechtert, und das sei nicht geeignet, die Verkehrsprobleme auf der Insel 
zu lösen.209 Auch in diesem Bereich scheint es Reserven für eine effizientere und ökologi-
schere Verkehrsbewältigung zu geben. Das wird auch nötig sein, einige Prognosen meinen, 
bis 2010 könne sich der Verkehr verdreifachen.210 Dem Umwelt- und Tourismusstandort 
Rügen wird das kaum zuträglich sein.  
Ungemach droht auch aus Richtung Brüssel von der EU. So forderte der EU-Generaldirek-
tor für Umwelt, J.F. Vertrynge, die deutsche Seite auf, eine Reihe von kritischen Fragen zu 
beantworten in Bezug auf die Vereinbarkeit der Hochbrücke mit der Sicherung der angren-
zenden EU-Vogelschutzgebiete.211 Durch den Strelasund führt eine der wichtigsten Zug-
vogelrouten für Kraniche, Eiderenten und andere Vogelarten. Jochen Lamp vom World 
Wide Fond (WWF) befürchtet, es passiere auf der neuen Rügenbrücke ähnliches wie bei 
der Öresundbrücke zwischen Dänemark und Schweden. Dort soll eine sehr große Anzahl 
von Vögeln beim nächtlichen Zug, wo sie sich vor allem an den Sternen ausrichten, Orien-
tierungsschwierigkeiten durch das beleuchtete Bauwerk bekommen haben. Sie landen dann 
auf der Brücke und werden vom Verkehr überrollt.212

Sollten die deutschen Behörden nicht nachweisen können, das Bauwerk nehme keinen Ein-
fluß auf den Vogelflug und ist von daher unbedenklich, sei eine Finanzierung der Brücke 
von Seiten der EU ungewiß. Die Bundesregierung und die Landesregierung planten aber 
die 50 Millionen Euro aus dem EU-Fonds EFRE bereits voll ein.213 Der WWF hatte im Mai 
2001 bei der EU-Kommission Beschwerde eingelegt gegen den Bau, weil er nicht umwelt-
verträglich sei und eine Verschwendung von Steuergeldern darstelle.214 Letzteres zeigt auch 
eine alternative Planung, die die oben genannten staumindernden Maßnahmen mit einer 
Erneuerung der bestehenden Rügenbrücke verbindet. 135 Millionen Euro könnten auf 
diese Weise gespart werden, bzw. nur 15-16 Prozent der DEGES-Baukosten fielen an, und 
ein möglicherweise zweistelliger Eurobetrag an Maut würde sich erübrigen.215 Der WWF 
legte inzwischen eine EU-Klage ein, so daß der Bau der zweiten Rügenbrücke offenbar 
nicht mehr als gesichert gelten kann.216   

3. Bahn und Flugverkehr

Im rot-roten Koalitionsvertrag von 1998 war vereinbart worden, den Bau der Magnet-
schwebebahn „Transrapid“ nicht mehr zu unterstützen. Mit einer Normenkontrollklage 
beim Bundesverfassungsgericht wollten die PDS-Minister notfalls das Projekt zu Fall brin-
gen.217 Im Februar 2000 wurde das Projekt entgültig für diese Trasse eingestellt. Von 
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der PDS eingeräumt wird, daß die Umverteilung der Mittel für den Ausbau anderer Ver-
kehrsprojekte nicht erreicht werden konnte.218 Dies war im Koalitionsvertrag vorgesehen.
Die Absage an den Transrapid stößt zwar nach wie vor auf heftigen Protest der CDU 
des Bundeslandes und ihres Fraktionsvorsitzenden Eckhart Rehberg219, ist angesichts der 
hohen zusätzlichen Subventionen in Milliardenhöhe aus finanzpolitischer Sicht aber mehr 
als geboten, zumal eine Bahnverbindung parallel zur geplanten Trasse längst existiert. Über-
dies wäre auch eine neue Magnetbahntrasse ein empfindlicher Eingriff in die Natur gewe-
sen.  
In die Infrastruktur der Bahn wurden im Jahr 2002 300 Millionen Euro vom Wirtschafts-
ministerium investiert. Darunter ist hervorzuheben, 70 Millionen Euro steuerte das Land 
bei für den Ausbau von Straßenbahnlinien.220 Geschlossen werden mußten in der Legisla-
turperiode jedoch vier Regionalstrecken der Bahn, weil angesichts der Wirtschaftlichkeit der 
Strecken eine Aufrechterhaltung des Bahnbetriebs aus Sicht der Regierung nicht mehr zu 
finanzieren war.221 Im Koalitionsvertrag von 1998 und 2002 wird jedoch festgehalten, daß 
die Bahndämme erhalten werden sollen und eine Trassensicherung erfolgt in den Fällen, wo 
eine Wiederaufnahme des Bahnverkehrs nicht ausgeschlossen werden kann. Eine weitere 
Strecke sollte Ende 2002 geschlossen werden. Es war aber möglich, sie zunächst für ein 
Jahr zu verlängern. Ohne daß sich die Nutzer für eine solche Bahnstrecke engagieren, ist 
ein Erhalt schwierig. Methling hofft, daß die LKW-Maut zu einem Vorteil für die Bahn 
wird. Eine wesentliche Ursache für die Schließung der Nebenstrecken sieht er in der Bahn-
privatisierung.222 In der neuen Legislaturperiode wird laut Koalitionsvertrag angestrebt, eine 
Modernisierung der Nebenstrecken der Bahn bis 2007 zu realisieren. Hauptstrecken sollen 
für höhere Geschwindigkeiten im Bahnverkehr fit gemacht werden.223 
In Mecklenburg-Vorpommern werden fünf größere Flughäfen betrieben, allesamt mit 
roten Zahlen in den Bilanzen. So stellen Bündnis 90/Grüne im Land fest, bei 1,7 Millionen 
Einwohnern seien dies zu viele. Es müßten hier Landesmittel reduziert und konzentriert 
eingesetzt werden.224 Diese Position von Bündnis 90/ Die Grünen kann aus ökologischer, 
aber auch wirtschaftspolitischer Perspektive nur unterstrichen werden. 
Von den Vorgängerkoalitionen wurden Millionenbeträge in den Ausbau der Flughäfen 
gepumpt, auf denen nach wie vor nur selten Maschinen landen und starten. Aber die Geld-
verschwendung geht auch unter Rot-Rot weiter. Damit z.B. der Charterverkehr auf dem 
Flughafen Rostock überhaupt in Gang bleibt, wird weiter subventioniert. Von dort kann 
man nach Nürnberg und München fliegen. Damit dies überhaupt funktionieren kann, steu-
ert das SPD-geführte Wirtschaftsministerium allein 1,6 Millionen Euro im Jahr 2002 zu.225 
Wenn man die besonders klimaschädlichen Auswirkungen des Flugverkehrs in Betracht 
zieht, ist das zweifellos eine antiökologische Spitzenleistung in Sachen Wirtschaftsförde-
rung. Der Gedanke der Nachhaltigkeit ist offenbar noch nicht überall in der Landesregie-
rung angekommen. 
Statt den regionalen Bahnverkehr aufrecht zu erhalten, subventioniert man lieber den inner-
deutschen Flugverkehr. Mit 1,6 Millionen Euro könnte man auch den Topf für Klima-
schutzmaßnahmen um mehr als 50 Prozent aufstocken. In Programmen und Papieren der 
Bundes-PDS taucht immer wieder der Passus auf, man will die innerdeutschen Kurzstrek-
kenflüge zugunsten von Bahnverkehr reduziert wissen aus ökologischen Gründen. Die 
praktische Umsetzung dieser Forderung in Mecklenburg-Vorpommern bereitet offensicht-
lich Schwierigkeiten.   
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 4. Umweltsicherheit im Seeverkehr auf der Ostsee

Zwischen 1999 und 2001 gab es in der Kadetrinne 22 Schiffsunglücke mit zum Teil verhee-
render Wirkung. Jedes zehnte Schiff ist ein Öltanker, und durch die Eröffnung des Hafens 
Primorjskoje bei St. Petersburg wird der Anteil noch steigen. So mußte zum Beispiel am 30. 
April 2001 Ölkatastrophenalarm an der dänischen Ostseeküste ausgerufen werden. Nach 
einer Kollision zwischen einem Frachter und einem Tanker in der Kadetrinne trieben 2000 
Tonnen Schweröl auf die dänischen Inseln Mön und Falster zu, 3.000 Seevögel starben. 
Dies war der Auslöser für Greenpeace, den Seeweg zu überwachen und eine Kampagne zur 
Lotsenpflicht beim Passieren dieser Ostseepassage zu fordern.226 
In der folgenden vierwöchigen Überwachung der Kadetrinne durch Greenpeace hatte die 
Umweltorganisation 192 Verstöße gegen Verhaltensregeln auf hoher See dokumentiert. So 
fuhren Schiffe als Geisterfahrer entgegen der allgemeinen Fahrtrichtung oder kreuz und 
quer in der Fahrrinne, verstießen gegen das Klarhalten der Trennlinie zwischen den Fahrt-
richtungen u.a.227 Wenn man bedenkt, jedes Jahr durchqueren ungefähr 200.000 Schiffe die 
Ostsee, davon auch viele die Kadetrinne, sind das ideale Bedingungen für weitere Ölun-
fälle.
In die Kritik der Umweltorganisation geriet insbesondere der damalige Bundesverkehrsmi-
nister Bodewig. Im Mai 2001 demonstrierte die Organisation vor dem Amtssitz des Mini-
steriums in Berlin mit schwarzen Ölfässern und forderte den Minister auf, die Kadetrinnen-
Überwachung umzusetzen, die bisherige „Vogel Strauß-Politik“ aufzugeben.228   
In einem Interview mit der Ostseezeitung im Zusammenhang mit dem erwähnten Schiffs-
unglück verdeutlichte Wolfgang Methling, daß Berlin wichtige Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Verkehrssicherheit für die Ostsee ewig prüfen würde und zu keinem Ergebnis 
komme, obwohl die Lotsenpflicht, Weitsichtradar oder die Meldepflicht bei Einfahrt in die 
Ostsee schnell realisierbar wären. Die Bundesregierung müsse sich bewegen, damit es zu 
einer Einigung mit den Anrainern kommen kann. Das Bundesland erfülle zwar seine recht-
lichen und finanziellen Aufgaben, sei aber das letzte Glied in der Kette. Auf die Frage des 
Journalisten, ob es denn ausreiche, den Bund in Briefen zu bitten, seinen Aufgaben nach-
zukommen, antwortete der Minister, „er könne doch nicht mit der Pistole herumfuchteln“, 
um den Verkehrsminister dazu zu zwingen „seinen Job“ zu tun.229 
Die Forderung nach Einführung der Lotsenpflicht, so Wolfgang Methling, wurde nicht 
gleich von allen Mitgliedern der Landesregierung übernommen und von der Bundesre-
gierung schon gar nicht.230 Mit Unterstützung des Parlamentes und des Umweltausschus-
ses in Mecklenburg-Vorpommern wurde das Anliegen zu aktiver Landespolitik, bei der 
das Umweltministerium federführend war. Das Wirtschaftsministerium hielt sich heraus. 
Damit das Anliegen auf der Bundesebene übernommen wird, gab es vielfältige Aktivitäten. 
Am meisten Druck erzeugten öffentliche Veranstaltungen, auf denen die Ostseesicherheit 
thematisiert wurde, so zum Beispiel bei einem parlamentarischem Abend in Berlin. Wich-
tig waren aber gleichermaßen auch Akteure in anderen nördlichen Bundesländern und wei-
tere.231 
Bereits im Oktober 2000 begrüßte das Umweltministerium in Mecklenburg-Vorpommern 
in einer Presseerklärung die verspätete Forderung des Tourismusverbandes zur Schiffssi-
cherheit und wünschte dem Präsidenten Kuessner einen „Guten Morgen!“. In der Stel-
lungnahme wird deutlich gemacht, daß der Umweltminister mehrfach im Landtag über die 
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Forderungen zur Schaffung eines Havariekommandos, eines satellitengestützten Überwa-
chungssystems, zur Einführung einer Lotsenpflicht  in der Kadetrinne und zur Schaffung 
zusätzlicher Schlepperkapazität berichtet hat. Dem Vorgänger Bodewigs als, Verkehrsmini-
ster Reinhard Klimt, war ein Schreiben mit den Forderungen des Landes zugegangen, in 
dem auf schnellstmögliche Umsetzung gedrängt wurde.232

Am 25. November 2002 wurde mit der „Strelasund“ ein weiteres vielseitig einsetzbares 
Gewässerüberwachungsschiff und Ölfangschiff in Betrieb genommen. Bei diesem Anlaß 
zog Dietmar Glitz, Staatssekretär im Umweltministerium, eine Bilanz der Aktivitäten für 
mehr Schiffssicherheit. So konnte ein Weitbereichsradar in Warnemünde in Betrieb genom-
men werden, um die Kadetrinne besser zu überwachen. Verbessert wurde die Betonnung 
der vielbefahrenden, engen Wasserstraße. Durchgesetzt werden konnte eine Lotsenannah-
meempfehlung für alle Schiffe mit einem Tiefgang von mehr als 11 Metern.233 Wohlgemerkt 
von Empfehlung und nicht von Pflicht wird gesprochen. Bisher nehmen bereits 95 Prozent 
bei den erforderlichen Schiffen Lotsen an. Das Problem sind die übrigen 5 Prozent.234  
Greenpeace fordert im übrigen die Lotsenpflicht ab 9 Metern Tiefgang einzuführen, der 
Umweltminister selbst spricht in der Regel von 10 Metern. Da die Wasserstraße von sehr 
seichten Ostseepassagen umgeben ist, scheint dieser Punkt nicht ohne Bedeutung. Schon 
kleinste Navigationsfehler können hier zum Auflaufen von Schiffen führen. Eine Ursache 
dafür sind sich verändernde Sandbänke. Zwischen 1997 und 2001 gab es 170 Grundberüh-
rungen.235 Die Wasserstraße ist nur 18 Meter tief.236

Zum Jahreswechsel 2002/2003 wurde ein Havariekommando in Cuxhafen in Betrieb 
genommen. Es soll mit einheitlichen Leitungs- und Lenkungsstrukturen im Schadensfall 
schnell und effizient eingreifen können.237 Der Umweltminister verweist darauf, bei aller 
Verbesserung von Vorsorge- und Schutzmaßnahmen, bei einem größeren Tankerunfall und 
ungünstiger Witterung sei es unmöglich, eine Katastrophe für den Ostseeraum abzuwen-
den. Bei hoher See eine große Menge Öl in kurzer Zeit aufzunehmen, sei technisch nicht 
realisierbar.238

Die Einrichtung von Nothäfen für havarierte Schiffe hält Wolfgang Methling für einen 
wichtigen weiteren Schritt. Es könne nicht sein, daß die Schiffe wie im Fall der vor Spanien 
verunglückten „Prestige“ weiter hinaus auf das Meer geschleppt werden und dann dort 
auseinander brechen, weil die Häfen das Schiff nicht hereinlassen.239 Dieser Punkt gehört 
im übrigen auch zum Forderungskatalog von Umweltverbänden. 
Ein Verbot von Einhüllentanker auf EU-Ebene würde der Minister am liebsten sofort 
umgesetzt sehen. Bislang ist noch eine Frist bis 2015 eingeräumt.240 Enthalten sein soll 
künftig in Hafengebühren die Entsorgung von Ölresten in den Häfen. Die Einführung 
einer solchen Regelung ist EU-weit geplant. 2001 unterstützte Mecklenburg-Vorpommern 
noch mit einer halben Million DM die sichere Entsorgung von solchen Schiffsabfällen. Zu 
den gravierendsten Umweltproblemen im Bereich der Ostsee gehören die vielen kleinen 
Ölteppiche, die von den Schiffen illegal eingetragen werden.241 
Weiterhin engagierte sich das Umweltministerium dafür, daß die Küstenländer Pläne für 
durch Öl verschmutzte Tiere erarbeiten. Bei der „Pallas“-Havarie habe sich gezeigt, man 
war auf die Rettung verschmutzter Seevögel ungenügend eingerichtet. Ein entsprechender 
Antrag wurde auf der 37. Umweltministerkonferenz der norddeutschen Küstenländer  ein-
gebracht.242 
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Insgesamt ist festzustellen, Mecklenburg-Vorpommern übernimmt in vielen Fällen eine 
Vorreiterfunktion im Bereich von Umweltsicherheit auf der Ostsee und trug mit anderen 
Akteuren zusammen dazu bei, verbesserte Bedingungen herzustellen bzw. darauf hinzuar-
beiten.

5. Abfallpolitik

In der Abfallpolitik des Landes wurden neue Prioritäten gesetzt. Zu allererst soll Müll ver-
mieden werden. Der Abfall, der dann anfällt, ist zuerst zu verwerten, und nur was nicht 
verwertet werden kann, ist dann sachgemäß zu entsorgen. Die thermische Abfallbeseiti-
gung wird nicht mehr gefördert.243 Die vorhergehende Regierung setzte sehr stark auf eine 
Verbrennung von Abfällen. In diesem Bereich gab es eine signifikante Umorientierung. 
Dezentrale Strukturen in der Abfallbehandlung sollen gestärkt werden, ebenso alternative 
Abfallbehandlungsverfahren. Es wird darauf hingearbeitet, daß die Entsorgungskosten im 
Land zurückgehen. 244

An Eckdaten festzuhalten ist, die Siedlungsabfälle sind zwischen 1998 und 2000 von 325 
Kilogramm auf 298 Kilogramm je Einwohner und Jahr gesunken. Gesteigert werden 
konnte zwischen 1998 und 2000 die Menge an getrennt erfaßtem Müll von 178 Kilogramm 
auf 193 Kilogramm je Einwohner.245 44 Prozent der Siedlungsabfälle und 86 Prozent der 
Bau- und Abbruchabfälle wurden im Jahr 2000 verwertet. 
Aus Sicht des Umweltministers sind die Verwertungsquoten für Batterien und die Rück-
führung elektronischer bzw. elektrischer Altgeräte deutlich zu verbessern.246 Er verweist 
darauf, daß er es nicht für verantwortlich hält, die organische Feinfraktion bei der biolo-
gisch-mechanischen Müllbehandlung im Landschaftsbau und bei Rekultivierungsarbeiten 
flächenhaft in der Umwelt zu verteilen.247 Offensichtlich muß es derartige Forderungen von 
interessierter Seite gegeben haben. 
Ab Juni 2005 dürfen nur noch vorbehandelte Abfälle auf Deponien gelagert werden.248 
Deponiert werden darf nur noch, was nach der mechanisch-biologischen Abfallbehand-
lung bzw. dem Verbrennen übrig bleibt. Damit soll die Müllmenge verringert werden. Beab-
sichtigt ist, die Abfallwirtschaft im Land als Wertschöpfung zu halten. Der Abfall soll zum 
Beispiel nicht nach Hamburg zur Verwertung gebracht werden.249 Als besonders ärgerli-
che Angelegenheit in der ersten Legislaturperiode betrachtet Methling die Importentschei-
dung für italienischen Hausmüll. Das Unterfangen platzte, wäre aber bei Zustandekommen 
wenig geeignet gewesen, um nachhaltige Stoffkreisläufe im Land zu etablieren. Zunächst 
sollten 30.000 Tonnen geliefert werden für die Deponie Ihlenburg, jedoch wurden von Ita-
lien 150.000 Tonnen angeboten, also nachfolgende Aufträge.250  

6. Wirtschaft

Umweltverträglich arbeitende Betriebe erhalten ab 1.10.2002 bei der Zulassung von Anla-
gen im Abfall- und Immissionsschutzbereich 30 Prozent Gebührenermäßigung. Nach 
Bayern führt Mecklenburg-Vorpommern als zweites Bundesland eine solche Regelung ein. 
Mit diesem Anreiz soll die „Umweltallianz M-V“ attraktiver gestaltet werden und weitere 
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Betriebe dafür gewonnen werden. Die Allianz war am 31.8.2001 als freiwillige und lang-
fristige Vereinbarung zwischen Umwelt- und Wirtschaftsministerium, den Industrie- und 
Handelkammern, den Handwerkskammern und der Vereinigung der Unternehmensver-
bände vereinbart worden. Dem angeschlossen haben sich u.a. die Zuckerfabrik „Nordkri-
stall“ GmbH Güstrow und die TRW Airbag Systems GmbH Werk Laage.251 
Der Aufschwung der erneuerbaren Energien im Land hinterließ auch in der Wirtschaft 
Spuren. So produziert seit 1999 die Nordex Energy GmbH und Holdig Gesellschaft 
Nordex AG Windkraftanlagen in Rostock. Die Ecotec Solar GmbH will eine Betriebsstätte 
bei Zarrentin mit 110 Arbeitplätzen errichten, wo Dünnschichtmodule hergestellt werden 
sollen.252 Das Arbeitsministerium förderte rund 8000 Existenzgründungen von Firmen 
im Umweltbereich. 4800 Firmen hätten Bestand. Seit 2001 erhalten Existenzgründer mit 
zukunftsweisenden Projekten, bei denen keine Förderung über das Arbeitsamt möglich ist, 
ein halbes Jahr lang einen Zuschuß von maximal 150 € pro Woche.253   
Ein Akzentwechsel ist zu verzeichnen bei der Abwasserentsorgung. Im Mittelpunkt der 
Förderung stehen nicht mehr zentrale Einrichtungen, sondern kleine und dezentrale biolo-
gische Kläranlagen. Verstärkt gefördert wurden Öko-Audits für Städte und Gemeinden.254 
Eine Verlagerung ist bei den EU-Fördermitteln im Land auffällig.  In Bezug auf den 
Gesamtförderanteil an EU-Mitteln wurden die EFRE-Mittel für die Sparte Umwelt von 
4,32 auf 1,99 Prozent gesenkt.255

Angesichts der prekären Arbeitsmarktlage verständlich, aber unter dem Aspekt einer öko-
logischen Gesamtbilanzierung mehr als ungünstig war der Versuch der Regierung, den 
Flugzeugbau in Rostock-Lage anzusiedeln. Freilich ist der jetzige Standort der Airbus-
montage in Hamburg in den unmittelbaren ökologischen Standortbedingungen sehr viel 
ungeeigneter. Für das Flugzeugwerk das Mühlenberger Loch in Hamburg zuzuschütten, 
stellt schon einen sehr kontraproduktiven Eingriff in den Naturhaushalt dar. Unter diesem 
Gesichtspunkt wäre eine Ansiedlung in Rostock-Laage sicher sinnvoller gewesen. Ersatz-
weise wurde versucht, für das Areal eine Ansiedlung eines BMW-Autowerkes zu erreichen. 
Man muß sich angesichts der kaum mehr abwendbaren Klimakatastrophe die Frage stellen, 
ob zusätzlicher Neubau von Flugzeugen und Personenkraftwerken politisch noch mit För-
dermitteln gesponsert werden sollte.  

IX. Abschluß

1. „Realpolitische“ Bewertung

Nach Frank Berg und Thomas Koch in ihrer Studie zur SPD-PDS-Koalition in Mecklen-
burg-Vorpommern fünfzehn Monate nach Amtsantritt, kann von einem Politikwechsel nur 
gesprochen werden, wenn landespolitische Akteure in der Regierung wesentlich andere 
Orientierungen und Methoden verfolgen, als das in der vorhergehenden Legislaturperiode 
der Fall war. Dies müsse auf einer Reihe typischer Handlungsfelder der Landespolitik 
geschehen.256 In dieser Arbeit ist dies auf zentrale umweltpolitische Bezüge in der Regie-
rungspolitik hin zu belegen. Innerhalb dieser Koordinaten ist es notwendig einzubeziehen 
inwieweit positive und negative Punkte bei umweltrelevanten Aspekten der Landespolitik 
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in Erscheinung treten. 
Wie aus den Fakten zu umweltpolitischen Politikverläufen in Mecklenburg –Vorpommern 
zu sehen war, kann nicht davon ausgegangen werden, es gäbe nur sehr geringfügige Spiel-
räume des politischen Handelns, da der stärkere politische Einfluß bei der Bundesregierung 
oder auf der EU-Ebene liege. So sind insbesondere Bereiche wie Regional- und Raumpla-
nung, Forst- und Landwirtschaft, Regional- und öffentlicher Personennahverkehr, Wasser-
politik, Gesundheitspolitik, regionale Wirtschaftsförderungs- und Sozialpolitik sowie Kul-
tuskompetenz ausschließlich oder überwiegend Landessache. Daneben gibt es weitere Res-
sortbereiche, in denen die Länder umsetzend wirken.257 Hier können Prozesse umwelt-
bezogener Politikumsetzung greifen. Selbstverständlich wirken Bundespolitik und die 
Oktroyierungen europäischer Behörden auf die Landespolitik ein und können dort den 
Handlungsspielraum vergrößern oder verengen. 
Die im rot-roten Koalitionsvertrag von 1998 unter Punkt III. „Die Umwelt schützen und 
den ökologischen Umbau vorantreiben“  beschriebenen Vorhaben sind weitgehend erfüllt. 
Viele davon wurden auch in der vorliegenden Arbeit besprochen. Lediglich der Nothafen 
konnte  nicht eingerichtet werden, so der Umweltminister.258 Gemeint sein muß der Punkt 
62. im Koalitionsvertrag, der darauf abzielt, zwischen Rostock und Barhöft unter beson-
derer Berücksichtigung der Schutzziele des Nationalparks und landesplanerischer Vorga-
ben eine langfristig tragbare  Lösung zur Verdichtung  des Netzes an Außenhäfen zu schaf-
fen. Geschützt werden soll die Kernzone des Nationalparks Vorpommersche Boddenland-
schaft am gegenwärtigen Nothafen Darßer Ort.       
Definitiv feststellen kann man einen Politikwechsel in Mecklenburg-Vorpommern hin zu 
einer ökologischeren Entwicklung im Bereich der Energiewirtschaft. Allerdings waren die 
bundespolitischen Weichenstellungen dafür Voraussetzung. Konsequent wurden die erneu-
erbaren Energien ausgebaut, insbesondere die Windenergie, und es sind durch die Pla-
nung für Offshoreanlagen auf dem Meer weitere Zunahmen zu erwarten, während es 
keinen Zubau an Kohlekraftwerken oder Atomkraftwerken mehr gibt, lediglich ein Gas- 
und Dampfkraftwerk geplant wird. Auch im Bereich der Solarenergie sind Zuwächse zu 
verzeichnen, wenngleich von einem sehr niedrigen Niveau aus. Steigerungen fanden auch 
bei anderen erneuerbaren Energien statt.
Deutlich in der Vorgehensweise hebt sich auch das Wirken auf den Agenda-21-Prozeß ab, 
wo sich die Kommunen, die sich dem anschlossen, weit mehr als verzehnfacht haben. Auch 
wenn dabei noch Papierwirklichkeiten eine große Rolle spielen sollten, so ist angesichts der 
von den Ministerien dafür angebotenen Programme die Möglichkeit für mehr Umwelthan-
deln vor Ort durchaus befördert. Es ist zumindest möglich, angesichts vieler umweltpoliti-
scher Anstöße seitens der Regierung, mehr entstehen zu lassen als hauptamtliche Stellen, 
die Appelle und viel Papier produzieren. Zu den Pluspunkten gehört auch das Moorschutz-
programm, das durch den Umweltminister vorangetrieben wurde. Zwar gab es auch unter 
der vorhergehenden Regierung dafür Ansätze, aber im Instrumentarium der Handhabung 
des Moorschutzes ist ein deutlicher Qualitätssprung auszumachen. Der Moorschutz ver-
bessert auch die Bilanz für den Natur- und Klimaschutz. Die Mittel für den Klimaschutz 
wurden verdreifacht, mehr Maßnahmen für die Umweltbildung ergriffen. Schwieriger ein-
zuschätzen ist die Lage im Naturschutz allgemein. Zwar wurde viel getan, die Naturparke, 
Biosphärenreservate etc. populär zu machen, die FFH-Gebiete meldete das Bundesland als 
erstes, und auch einige andere Faktoren dürften sich positiv von der vorhergehenden Legis-
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laturperiode abheben. Doch wird es auch eine große Grauzone geben, die aus einer unzu-
reichenden Datenlage resultiert, wo Gebiete zersiedelt und der Natur entzogen werden, 
nicht nur durch den Autobahnbau, wo dies klar ist. 
Die Fortführung eines an sich richtigen Politikpfades konnte im ökologischen Landbau 
festgestellt werden. Hier nimmt Mecklenburg-Vorpommern den ersten Platz unter den 
Ländern ein. Nahtlos angeschlossen wurde an die Politik der vorhergehenden Koalition 
im Sektor Verkehr. Der Bau der A 20 mit Rügenzubringer und die Planung weiterer Auto-
bahnen steht in dieser Kontinuität und ist umweltpolitisch als Rückschritt zu vermerken. 
In diesem Bereich gibt es auch keinen Politikwechsel, die Ablehnung des Transrapid kann 
derlei nicht ausreichend begründen. Hinzu kommt die mehr als fragwürdige Subventionie-
rung des Kurzstreckenfluges.
Im Negativbereich liegt auch die Förderung der Kernfusionsforschung; Geld, das für 
erneuerbare Energien sicher besser angelegt wäre, weil für die nächsten Jahrzehnte rele-
vante Projekte auf den Weg kommen könnten, statt umweltpolitisch bedenkliche Utopien. 
Als veränderungsbedürftig dürfte auch der Umgang mit gentechnischen Versuchen auf den 
Feldern gelten, auch wenn der Spitzenplatz hier maßgeblich auf das Robert-Koch-Institut 
zurückzuführen ist. Erwähnenswert als wenig vorteilhaft ist sicher auch der übermäßige 
Rapsanbau. 
Andere Punkte, die für einen Politikwechsel hin zu einer umweltgerechten Landespolitik 
sprechen bzw. dagegen sprechen, sind in der Arbeit aufgeführt worden. Schwierig einzu-
schätzen ist, wie die verschiedenen Aspekte gegeneinander zu gewichten sind, soweit dies 
überhaupt möglich ist. Sicher kann man der Selbsteinschätzung des Umweltministers Wolf-
gang Methling schwer widersprechen, daß er umweltpolitisch sehr viel bewirken konnte 
in seiner bisherigen Amtzeit, selbst wenn es einzelne Entscheidungen geben mag, die als 
zuviel Rücksichtnahme auf wirtschaftliche Aspekte gedeutet werden können. Sicher ist 
aber auch, wenn ein PDS-Minister mit weniger Umweltkompetenz und politischem Hand-
lungsvermögen im Amt gewesen wäre, die Möglichkeit dazu war überaus groß, wenn man 
sich das politische Personal der PDS genauer betrachtet, dann hätte man nicht den Wandel 
aufzeigen können, der hier stattgefunden hat. Gleichermaßen läßt sich auch feststellen, es 
gibt in anderen Ministerien durchaus noch große Reserven für eine Umweltallianz zwischen 
den verschiedenen Akteuren der Landesregierung. 
Soweit man die Daten nimmt, die hier im Kontext dieser Arbeit aufgezeigt werden konn-
ten,  spricht einiges dafür, von einem Politikwechsel über weite Bereiche der umweltbezo-
genen Politik zu sprechen. Es gibt aber auch etliche Punkte, die korrekturbedürftig sind im 
Sinne eines nachhaltigen politischen Handelns. Dort wurde eine umweltpolitisch fragwür-
dige Entwicklung fortgesetzt, ein Politikwechsel ist nicht festzustellen. 

2. Ökologische Grundsatzfragen

Selbst wenn die Mißstände, die im umweltpolitischen Bereich in Mecklenburg-Vorpom-
mern noch auftreten, allesamt korrigiert wären, sagen wir, keine Autobahn mehr gebaut 
wird, die Forschung zur Kernfusion eingestellt würde, in zehn oder zwanzig Jahren voll-
ständig auf ökologischen Landbau umgestellt worden wäre, sämtliche Kohlekraftwerke 
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solaren Energieerzeugungsarten gewichen und vieles andere mehr, so könnte man kei-
neswegs davon ausgehen, es wären die ökologischen Gleichgewichte dauerhaft gesichert. 
Unterstellt sei auch, die Situation hätte sich weltweit gebessert. Würden aber alle zehn Mil-
liarden Menschen auf dem Globus, die wir mindestens bis 2050 oder schon früher auf 
diesem Planeten sein können, eine analoge Produktions- und Lebensweise anstreben, wie 
in Mecklenburg-Vorpommern, so wäre der Zusammenbruch der Biosphäre über kurz oder 
lang kaum zu verhindern. Dabei gilt der Nordosten als ein Gebiet, das im wirtschaftlichen 
Aufbau insbesondere gegenüber den westlichen Bundesländern deutlichen Nachholbedarf 
hat im öffentlichen Diskurs.   
Die Einflüsse der Weltgesellschaft auf die natürlichen Lebensgrundlagen sind inzwischen 
derart gravierend geworden, daß man nicht mehr davon ausgehen kann, die Situation ließe 
sich durch eine zielgerichtete ökologische Reformpolitik im herkömmlichen Sinne über-
winden. Carl Amery bringt dies auf die Formel, daß der Mensch mit seinen gesellschaftli-
chen Systemen, die auf totale Marktausrichtung und Mehrung unserer herrlichen materiel-
len Errungenschaften getrimmt sind, in einer biosphärischen Falle steckt und gerade dabei 
ist, durch das „Weltgeschichtsexamen“ zu rasseln.259 
Jeden Tag stoßen wir global mehr als 100 Millionen Tonnen Kohlendioxid in die Atmo-
sphäre, ungefähr die Hälfte davon nehmen derzeit die Ozeane auf. Steigen die Durch-
schnittstemperaturen in Folge der Klimaerwärmung, sinkt die Kapazität der Aufnahmefä-
higkeit, möglicherweise kehrt sie sich sogar um, und es kommt zu einer Freigabe von Koh-
lendioxid durch die Weltmeere.260 Nicht weniger brisant ist die Freisetzung von Methaneis, 
wie es sich an den Festlandsockeln der Antarktis in sehr großen Mengen findet oder 
auch im Permafrostboden. So befürchtet man für in der Barentssee gefrorene Hydrate 
eine Instabilität bereits bei einer Erhöhung der gemittelten Wassertemperatur von einem 
Grad Celsius.261 Wird durch das nicht mehr verhinderbare Quantum an Klimaerwärmung 
Methan in immer größerem Umfang freigesetzt kommt es zu einem „Supertreibhausef-
fekt“. Methan ist 32-fach wirksamer als Kohlendioxid, verbleibt dafür zwar nicht etwa 100 
Jahre in der Stratosphäre, zerfällt in ca. 10-17 Jahren, jedoch in die Treibhausgase Wasser-
dampf und Kohlendioxid. 
Vermutet wird für dieses Jahrhundert nicht nur ein maximal möglicher Temperaturanstieg 
von fast sechs Grad Celsius im Durchschnitt vom IPCC, wobei nichtlineare Entwicklungen 
wie eben benannt hinzuzuaddieren sein dürften. Stephan Rahmsdorf, Wissenschaftler am 
Potsdamer Klimaforschungsinstitut, geht davon aus, daß ab ca. 2050 durch abschmelzen-
des Grönlandeis der Golfstrom im Atlantik versiegen könnte, der das nördliche Europa im 
Gegensatz zu Nordamerika stark erwärmt. Tritt dieser Fall ein, sinken die Temperaturen 
gegenüber heute um 5 bis 10 Grad.262 Dies bedeutet eiszeitliches Temperaturniveau. Zu 
welchem neuen Klimasystem auf der Erde ein regionaler Kühlraum über dem Atlantik der 
Nordhalbkugel und Europa, andererseits aber in übrigen Teilen der Welt eine Erwärmung 
bringen wird, ist völlig unklar, vermutlich aber mindestens Windgeschwindigkeiten, die sich 
mit menschlicher Infrastruktur nicht besonders gut vertragen werden. José Lutzenberger 
gibt überdies den Hinweis, der bisherige Fluß des Golfstroms könnte auch gefährdet sein, 
wenn der Amazonas weiter so radikal abgeholzt werde wie bisher. Mit einem südamerikani-
schen Kontinent, der nur noch minimale Restflecken an Regenwald aufweist, wird sich dort 
das Wetter stark verändern und sich auch auf den Golfstrom auswirken.263 Sollten die Eis-
zeitszenarien zutreffen, wird es unnötig werden, in Mecklenburg-Vorpommern Landwirt-
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schafts- oder Umweltberichte zu schreiben, in dem Sinne, wie sie heute gebräuchlich sind.  
Andere Klimawissenschaftler gehen davon aus, daß dieses Eiszeitszenario nicht eintreffen 
wird, wie beispielsweise Mojib Latif, sondern eine reine Erwärmung kommen wird, aller-
dings rechnet er mit häufigeren El Ninos, die sehr viel stärker sein werden als heute. Sie 
richten an der südamerikanischen Küste große Schäden durch massiven Regen an und 
führen in Australien zu extrem trockenem Wetter, Auswirkungen sind bis Indien und 
Ostafrika zu registrieren und fordern viele Opfer.  Unabhängig davon, wie sich die Sze-
narien in der Realität entwickeln, einigermaßen sicher sein dürfte, daß wir dabei sind, das 
in den letzten 10.000 Jahren ungewöhnlich stabile Wettergeschehen auf der Erde zu revi-
dieren. Es könnte ein neues Klimasystem eintreten, bei dem häufige Veränderungen der 
Klimabedingungen auf der Erde die Norm sind. Welche nichtlinearen Entwicklungen bzw. 
Brüche im einzelnen möglich sind, kann man nur aus der bisher erforschten Klimage-
schichte vermuten. 
In diese Dimensionen muß man jetzt noch Raster einfügen, welche Folgen das exponenti-
elle Wachstum der Erdbevölkerung bedeutet, daß täglich ca. 370 Tier- und Pflanzenarten 
aussterben, 86 Millionen Tonnen fruchtbarer Boden erodiert, täglich 20.000 Hektar neue 
Wüste entstehen und bei zentralen Rohstoffen für die Industriegesellschaft wie Erdöl und 
Erdgas bereits in zwei Jahrzehnten mit rückläufigen Förderquoten zu rechnen ist. Die zeit-
liche Reichweite des Erdöls wird ungefähr mit 40 Jahren prognostiziert, abhängig davon, 
wie sich der Weltverbrauch in den nächsten Jahren steigern wird.
Mojib Latif vom Hamburger Max-Plank-Institut für Klimaforschung geht davon aus, in 
diesem Jahrhundert müssen die Treibhausgasemissionen durch menschliche Aktivitäten zu 
100 Prozent reduziert werden. 1996 hielt die Studie „Zukunftsfähiges Deutschland“ noch 
40 bis 50 Prozent bis 2050 global für ausreichend. Durch die langen Verweilzeiten des Koh-
lendioxids in der Atmosphäre ist das mit Sicherheit nicht ausreichend. Wir würden jeden 
Tag zusätzliche ca. 40 bis 50 Millionen Tonnen CO2 in die Stratosphäre einbringen. 
Wichtig zu wissen ist, die heutige Industriegesellschaft ist unauflösbar gekoppelt an den 
Ausstoß von Treibhausgasen, fast unsere ganze Infrastruktur könnte ohne diese Emissio-
nen nicht mehr produziert werden. Bei der Herstellung von Metallengütern aller Art,  von 
Glas,  Beton oder auch Plaste  bzw. anderen Folgeprodukten aus Erdöl wird bei den ener-
getischen Umwandlungen Kohlendioxid unvermeidbar entstehen. Alle übrigen thermisch-
industriellen  Prozesse gehören  dazu. Filtern ist nicht möglich.  Auch in einer ökologisch 
umgestellten Landwirtschaft werden die Kühe unvermeidlich weiterhin das Treibhausgas 
Methan ausstoßen. In jedem Fall reicht es nicht aus, nur 10 oder 20 Prozent unseres Wirt-
schaftsvolumens zurückzunehmen, wie Rudolf Bahro zutreffend feststellt.264 Die materiel-
len Einschnitte werden viel tiefer sein müssen. 
Elmar Altvater hält fest, viele Menschen, aber auch Regierungen und Regierungsrepräsen-
tanten verhalten sich in der Regel so, daß sie die Größenordnung und Dringlichkeit der Pro-
bleme herunterdefinieren. Oft muß die Begrenztheit des Wissens herhalten, um das eigene 
fehlende Umhandeln zu decken, statt die Dramatik der Weltlage zum Ausgangspunkt für 
eine ökologische Umgestaltung zu machen.265

Man kann nur hoffen, es gibt mehr die Situation entspannende Faktoren, als uns heute 
bekannt sind, und wir kämen zu einem Szenario eingeschränkter Schadensbegrenzung. Da 
wir davon ausgehen müssen, auch weiterhin werden in den Staaten der Erde kurzfristige 
Wohlstands-, Sicherheits- und Herrschaftsinteressen die Geschicke der Politik lenken, wird 
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durch das Nichtumsteuern eine Hypothek aufgebaut, die später nicht mehr zurückgenom-
men werden kann. Sie wird, wenn überhaupt, dann nur noch durch eine drakonische mate-
rielle Selbstbeschränkung der Gesellschaften abgewehrt werden können. Eine solare Ener-
giewende, wie sie insbesondere Hermann Scheer fordert und eine effizientere Nutzung der 
vorhandenen Ressourcen, also eine ökologische Effizienzrevolution im Sinne Ernst Ulrich 
v. Weizsäckers, können eine zukunftsfähige Produktions- und Lebensweise erheblich beför-
dern. Je später wir aber reagieren, und alles sieht danach aus, wir werden erst in letzter 
Minute umsteuern, um so stärker wird eine ökologische Notstandsregulierung unausweich-
lich werden. Jede Dekade, in der nur kosmetische Maßnahmen zum Zuge kommen und 
nicht substantiell die Hebel umgelegt werden, führt in der Konsequenz zu Maßnahmen, die 
auf immer stärkeren Verzicht an materiellen Möglichkeiten hinauslaufen. Diese Option ist, 
wenn man das politische Verhalten der meisten Industriestaaten betrachtet, als die wahr-
scheinlichste Entwicklung einzustufen.
Sicher kann man in Deutschland das Erneuerbare-Energien-Gesetz u.a. als Indikator dafür 
heranziehen, es gibt auch Möglichkeiten, alternative Entwicklungspfade einzuschlagen. 
Jedoch selbst, wenn man hier eine starke Dynamik beim Zubau erneuerbarer Energieerzeu-
gung annimmt, die durch Regierungswechsel nicht unterbrochen wird, so ist der tatsächli-
che Kurswechsel viel zu gering, um eine ökologische Wendepolitik zu erreichen, zumal man 
nicht nur den Energiesektor sehen darf, sondern die gesamte stoffliche Infrastruktur des 
Menschen in Betracht ziehen muß. 
So unterschiedliche Autoren wie Herbert Gruhl, Saral Sakar, Friedrich Schmidt-Bleek, 
Rudolf Bahro und weitere gehen mit unterschiedlichen Prämissen davon aus, wir müßten 
uns etwa auf zehn Prozent des heutigen Material- und Energieverbrauchs in den reichen 
Industriestaaten beschränken, um eventuell noch ökologische Stabilität zurückgewinnen 
zu können. Es ist natürlich außerordentlich schwer, die biosphärischen Belastungsgrenzen 
in konkrete Maßzahlen und Anhaltspunkte zu übersetzen. Dennoch gibt es bei Rudolf  
Bahro,  gestützt auf Wolfram Ziegler, den Versuch, den Energiedurchsatz pro Quadrat-
kilometer mit einem „Schadäquivalent“ für den regional ermittelten Umfang an Stof-
fumwandlung und die Natureingriffe in Beziehung zu setzen. Dadurch kommen sie auf 
eine Kennzahl für den „Belastungsdruck“ auf die Biosphäre, die angegeben wird in 
Kilowatt(äquivalent)stunden pro km2 je Tag. Dies kann aber bestenfalls der Versuch einer 
groben Näherungsgröße sein. Dennoch ist nicht ausschließen, daß man mit Hilfe weiterer 
Bezugsgrößen noch dichter an die tatsächliche Beschreibung auch von global gesehenen 
ökologischen Belastungsgrenzen herankommen kann. Die Grenzen dieser Versuche sollten 
einem aber immer klar bleiben. Auch wenn man bei der modelltechnischen Beschreibung 
besser wird, läßt sich daraus nicht ausreichend begründen, ob wir um den Faktor acht oder 
den Faktor zwölf unseren Energie- und Stoffverbrauch zurücknehmen müßten.266 Außer-
ordentlich große interdisziplinäre Anstrengungen wären nötig, um zu weitaus solideren 
Analysen in diesem Bezug zu kommen. Dennoch ist abzusehen, viele Faktoren können in 
ihrer Wirkkonsequenz nur völlig unzureichend ermessen werden, so ist mit dem heutigem 
wissenschaftlichen Kenntnisstand zum Beispiel nur schwer vorauszusagen, wie schnell und 
in welchem Umfang die Methanhydrate freigesetzt werden können im Zuge der globalen 
Erwärmung, und es gibt eine Vielzahl von anderen wichtigen Einflußgrößen, die im kom-
plexen Aufeinanderbeziehen nur unzureichend bekannt sind. Fest steht nur, die Zeit zu 
politischem Handeln läuft in diesen Jahrzehnten unwiederbringlich ab, und wenn lange 
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genug ökologisches Umhandeln im Kleinformat stattgefunden hat, wird auch kein Faktor 
30 oder 40 mehr helfen, sondern über Jahrhunderte hinweg werden in höchstem Maße 
unwirtliche Bedingungen für Menschen herrschen, ohne daß absehbar sein wird, ob jemals 
eine Besserung der Lage eintreten kann. Die Existenzbedingungen können sich aber auch 
derart verschlechtern, daß die Spezis Mensch aufhört zu existieren. Dies ist aber eher der 
Extremfall. 
Die Dimension der ökologischen Stabilität in dem ausgeführten Sinne in eine Arbeit zur 
Umweltpolitik eines Bundeslandes hineinzumontieren, ist faktisch kaum realisierbar, selbst 
wenn man sie an einzelnen Punkten andeuten kann. Es ist gewiß keine falsche Entschei-
dung, den Anteil erneuerbarer  Energien deutlich zu erhöhen und gewiß ebenso sinnvoll, 
umfangreiche Schutzgebiete auszuweisen und andere Maßnahmen zu ergreifen, damit die 
roten Listen der Tier- und Pflanzenarten nicht noch länger werden. Aber dies führt langfri-
stig gesehen über Krisenabwehrstrategie nicht hinaus, kann die Schranken herkömmlicher 
Umweltpolitik, zumal auf Landesebene, nicht abwenden. 
Rudolf Bahro verdeutlicht, unsere Verfassungen sind für das Mensch-Natur-Verhältnis 
weitgehend blind, es ist ein Phänomen der Nichtbehandlung. Ein nachträglich wieder aus 
gesellschaftlichem Interesse eingesetzter Umweltminister kann dies nicht nachholen. In 
diesem Amt wird die Funktion ausgeübt, den Katastrophen faktisch hinterherzulaufen. Das 
liegt nicht an der Persönlichkeit des Umweltministers, sondern ist programmiert.267  Auch 
für Umweltminister Wolfgang Methling reichen die heutigen Maßnahmen nicht aus. Aber 
er ist froh, wenn er ein bißchen mehr erreichen konnte als andere, ein kleiner Fortschritt 
ist besser als keiner.268 So richtig dies ist, läßt sich aber auch die Ambivalenz nicht mehr 
übersehen. Die Schranken der bisherigen Umweltpolitik können in einer wachstumsorien-
tierten Industriegesellschaft nicht überwunden werden, so sehr sie auch Ansätze für öko-
logische Richtungspfade enthält, die über die herkömmliche Systementwicklung hinauswei-
sen. Dies ist jedoch keineswegs als Freibrief gemeint, nicht die Versuchsfelder zu erwei-
tern, auf denen eine transformierte Produktions- und Lebensweise sich gründen könnte, 
so unvollkommen dies für den Anfang sein mag. Der erste Schritt aber dürfte sein, auch 
öffentlich damit umzugehen, daß wir mit dem Stand der Entwicklung unweigerlich in einer 
zivilisatorischen Sackgasse festsitzen. Es ist vor allen Dingen das geistig-kulturelle Feld 
zu bereiten, auf dem eine Umorientierung der Gesellschaft stattfinden kann. Minderhei-
ten werden über einer langen Prozeß versuchen müssen, mehrheitsfähig zu werden. In 
bescheidenem Ausmaß kann man auf der Landesebene versuchen, einen sozialökologi-
schen Sektor zu etablieren und denjenigen, die einen schnelleren Umstieg in eine ökolo-
gische Lebenskultur versuchen wollen, Starthilfen zukommen zu lassen, zum Beispiel für 
Modellprojekte. Mögliche Vorgehensweisen sind in dem Band „Wege zur ökologischen 
Zeitenwende“ von mir beschrieben worden. Ökologische Zukunftsforschung kommt in 
Deutschland so gut wie nicht vor, in dem Sinne, daß grundsätzliche Brüche wie angedeu-
tet einbezogen werden. Was spräche dagegen, wenn grüne und rote Landesminister solche 
Fragestellungen auf unkonventionelle Weise in geeigneten institutionellen Räumen erfor-
schen lassen, in den vielfältigen Dimensionen, die untersucht werden müßten. Gemeint ist 
nicht sinnloses Papierbedrucken, sondern Substanz ansammeln und aufbereiten.
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Burkhard Bierhoff

Erich Fromm 
als Vordenker

„Haben oder Sein“ im Zeitalter der ökologischen Krise

Leseproben: www.umweltdebatte.de

Als Psychotherapeut, Sozialwissenschaftler und Phi-
losoph gehört Erich Fromm zu den wegweisenden 
Gestalten des 20. Jahrhunderts. Er ist ein promi-
nenter Diagnostiker der Krisen der westlichen Welt, 

ein Kritiker unseres konsumistischen Lebensstils 
und von gesellschaftlichen Zuständen in denen 
nicht der Mensch sondern das schnelle Plusma-
chen im Mittelpunkt steht. Die Werte des Seins 
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Wege zur ökologischen 
Zeitenwende

Reformalternativen und Visionen für ein zukunftsfähiges Kultursy-
stem

Leseproben: www.umweltdebatte.de

Die ökologische Krise droht der menschlichen 
Zivilisation eine Richtstatt zu bereiten. Ohne einen 
Quantensprung in der Politik ist eine globalökolo-
gische Rettung völlig aussichtslos. Sie wird schwie-
riger zu erreichen sein, als es einst die Verhinderung 
der Nazibarbarei in Deutschland gewesen wäre. 
Dabei könnten die ersten Schritte in wenigen Jahren 
getan sein. Ungefähr alle acht Minuten schickt 
uns die Sonne soviel Energie auf die Erde, wie 
wir in einem Jahr verbrauchen. Würden wir sämtli-
che Energie, die wir nicht einsparen können, über 
Solartechnik, Wasserkraft, Windkraft und aus Bio-
masse gewinnen, hätten wir schon ein gutes Stück 
Zukunft gesichert. Wir werden aber auch die Mate-
rialströme, die wir durch unsere Industriegesell-
schaft pumpen, auf einen Bruchteil zu reduzieren 
haben. Mit einer globalisierten Wettbewerbsöko-
nomie, die auf permanentem Wachstum fußt 
und einen Pol auf Kosten des anderen Pols entwik-
kelt, wird die Todesspirale nicht aufzuhalten sein. 
Gerechte gesellschaftliche Verhältnisse im globalen 
Maßstab sind nötig.   

Der erforderliche ökologisch-soziale Strukturwan-
del müßte umfassender sein als alle vorhergehenden 
Umwälzungen und Reformen in der Menschheits-
geschichte. Der Reichtum der Industriestaaten steht 
auf tönernen Füßen, der Wohlstand von drei, 
vier Generationen wird immer wahrscheinlicher 
mit Jahrhunderten Siechtum und Elend bezahlt 
werden. Angesichts dieser prekären Lage steht die 
Frage nach Alternativen dringender als je zuvor 
auf der Tagesordnung der Weltgeschichte. Wir alle 
müssen uns fragen, wie könnte eine bestandsfähige 
ökoplanetare Zukunftszivilisation in wenigen Jahr-
zehnten aussehen?
Die eigentliche Chance für eine ökologische Ret-
tungspolitik erwächst aus dem geistigen Lebensni-
veau der Gesellschaften. Jede Veränderung beginnt 
im Menschen, hat dort ihren Vorlauf. Wir brauchen 
ein ökologisches Kultursystem, das auf Herz und 
Geist gebaut ist. Von einer erkennenden, das sozi-
ale Ganze in sich einschließenden Liebe aus, hätten 
wir die Welt neu einzurichten.

wollte Fromm über denen des Habens angesiedelt 
wissen. Er dachte so unterschiedliche Geisteswerke 
wie die von Sigmund Freud, Karl Marx, Baruch 
de Spinoza und Meister Eckhart zusammen, im 
Sinne des Hegelschen Aufhebens. Eine erneuerte 
Psychoanalyse und marxistische Soziologie bekom-
men bei ihm ganz eigene Wesenszüge.
In dem vorliegenden Band wird eine Auswahl von 
Beiträgen vorgestellt, die sich mit dem Spannungs-
feld „Haben oder Sein“ auseinandersetzen und 
welche Potentiale die innere Aufklärung, sozialpsy-
chologischer Wandel bereithalten könnte, um die 
drohende ökologische Selbstzerstörung des Men-
schengeschlechts vielleicht noch abzuwenden zu 
können. Aber auch Themen wie Religion, Schule 
und ein alternatives Wirtschaftssystem kommen zur 

Sprache. Die Beiträge setzen sich mit dem Gedan-
kengut Erich Fromms auseinander und ziehen 
dabei eigene Schlüsse für zukünftige gesellschaftli-
che Perspektiven.

Autoren des Bandes sind: 
Burkhard Bierhoff, Marko Ferst, Erich Fromm, 
Rainer Funk, Maik Hosang Helmut Johach, Heike 
Koall, Roman Kotliar, Milan Machovec, Rainer 
Otte, Johannes Rau, Hans Jürgen Schultz, Helmut 
Wehr

Die Bestellung der Bücher ist direkt bei den Autoren 
möglich: Marko Ferst, Köpenicker Str. 11, 15537 
Gosen, Telefon 03362/882986, marko@ferst.de

tarantel, Zeitschrift der Ökologischen 
Plattform

Die „tarantel“ ist die Zeitschrift der Ökologischen 
Plattform bei der PDS und erscheint vier Mal im 
Jahr. Wir berichten über Bausteine für eine öko-

logische Wendepolitik, die Schwierigkeiten beim 
Atomausstieg, Aspekte des Naturschutzes. Die 
Nord-Süd-Dimension gehört bei uns immer mit 
dazu. Ein Brennpunkt ist für uns der Ausbau öko-
logischer Kompetenz in der PDS. 
www.pds-online.de (Publikationen)


